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Aktivierung von Innenentwicklungspotenzialen  
in wachsenden Kommunen 

Erhebung und Erprobung von Bausteinen eines aktiven Managements 
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Liebe Leserinnen und Leser,

angesichts des Wohnungsmangels in den Ballungsräumen gilt es, innerstädtische Flächen 
für den Wohnungsbau schneller zu erschließen und zu entwickeln. Allerdings sind geeig-
nete Grundstücke in den wachsenden Städten knapp. Gleichzeitig werden Planung und 
Umsetzung innerstädtischer Wohnungsbauvorhaben komplexer.

Wir im Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung begleiteten für drei Jahre acht 
Kommunalverwaltungen, die sich dieser wichtigen Aufgabe einer integrierten Mobilisie-
rung von Wohnungsbaupotenzialen angenommen haben. Die Städte Aalen, Berlin, Ham-
burg, Ludwigsfelde, Offenburg, Regensburg, Solingen und Trier erprobten neue Wege für 
ein strategisches Innenentwicklungsmanagement. Sie erfassten systematisch die Flächen-
potenziale, optimierten die Koordination von Wohnungsbauvorhaben, warben für mehr 
Akzeptanz für den Neubau und mobilisierten Grundstücke über eine intensive Ansprache 
von Eigentümern. Vielerorts gelang es ihnen, Baulandreserven mit unterschiedlichen bau- 
und eigentumsrechtlichen Voraussetzungen rascher zu aktivieren – von der Brachfläche 
über die Baulücke bis hin zu kleineren Flächen im Siedlungsbestand.

Die Erfahrungen aus den Modellvorhaben verdeutlichen auch, wie sich vorhandene pla-
nungsrechtliche Instrumente und geeignete Verfahren der kooperativen Stadtentwicklung 
effektiv nutzen lassen. Dazu zählen beispielsweise die Genehmigung von Vorhaben im 
unbeplanten Innenbereich, die Umlegung und das klassische Bebauungsplanverfahren, 
die Ausweisung eines Urbanen Gebiets oder die Anwendung eines Tools zur Wohnungs-
baukalkulation.

Die Modellvorhaben zeigen, wie Kommunen die Potenziale für den innerstädtischen 
Wohnungsbau noch besser erschließen können. Die Anregungen für die Planungspraxis 
richten sich an Verantwortliche in Verwaltungen und politischen Gremien. Ich wünsche 
Ihnen eine interessante Lektüre.

Ihr

Foto: Schafgans DGPh

Dr. Markus Eltges 
Leiter des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
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Kurzfassung

Hintergrund und Aufgabenstellung

Der Vorrang der Innenentwicklung vor 
der Außenentwicklung repräsentiert einen 
zentralen Leitgedanken der nachhaltigen 
Stadtentwicklung. Er soll gewährleisten, 
dass die Flächennachfrage für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke befriedigt werden 
kann und zugleich möglichst wenig auf 
naturnahe Flächen und Landschaftsräume 
zurückgegriffen wird. Insofern handelt es 
sich um einen zentralen Ansatzpunkt zur 
Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me. Die Bundesregierung hat in der 2016 
aufgelegten Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie das Ziel formuliert, die Neuinan-
spruchnahme von Flächen bis zum Jahr 
2030 auf unter 30 Hektar pro Tag zu sen-
ken. Auch auf europäischer Ebene existie-
ren vergleichbare Zielsetzungen.

Eine besondere Bedeutung hat in diesem 
Zusammenhang die Bereitstellung von 
Wohnbauland in der Innenentwicklung. 
Immer mehr Städte verzeichnen eine stei-
gende Wohnungsnachfrage, so dass die 
Notwendigkeit zu einem forcierten Woh-
nungsneubau besteht. Wenn die benötig-
ten Wohnungsbaugrundstücke primär im 
Rahmen der Innenentwicklung mobilisiert 
werden können, ist einerseits die Grundla-
ge für einen bedarfsgerechten Wohnungs-
neubau geschaffen und andererseits sinkt 
der Druck, eine weitere Außenentwicklung 
zu ermöglichen. Für die wachsenden Städ-
te ist die Wohnbaulandaktivierung in der 
Innenentwicklung somit der zentrale An-
satzpunkt, um eine ressourcenschonende 
Stadtentwicklung mit den Anforderungen 
einer wachsenden Wohnungsnachfrage in 
Einklang zu bringen.

Die Vorteile des Wohnungsbaus in der In-
nenentwicklung (z.  B. reduzierter Land-
schaftsverbrauch, Nutzung vorhandener 
Infrastrukturen, weniger Erschließungs-
aufwand) sind einerseits deutlich und 

leicht nachvollziehbar. Andererseits muss 
der Wohnungsneubau in der Innenent-
wicklung – im Vergleich zur Außenent-
wicklung – sehr viel präziser und sen-
sibler in das bestehende Siedlungsgefüge 
und in die Nachbarschaften eingepasst 
werden. Dies bedeutet, dass im Einzelfall 
politische Widerstände, planungsrechtli-
che Schwierigkeiten und sonstige – auch 
wirtschaftlich bedeutsame – Hindernisse 
überwunden werden müssen. Entschei-
dend ist es, die geeigneten Grundstücke zu 
identifizieren und sie dann für den Woh-
nungsbau zu mobilisieren. Insbesondere 
mit der aktiven Grundstücksmobilisierung 
verbinden sich vielfältige Herausforde-
rungen. Diese liegen zum Beispiel in der 
Ansprache der Grundstückseigentümer, 
in der Kooperation mit Investoren, in der 
Überprüfung und Anpassung der bau- 
und planungsrechtlichen Gegebenheiten 
und nicht zuletzt in der Vorbereitung der 
politischen Entscheidungsfindung. Die 
damit verbundenen Aufgaben wurden im 
ExWoSt-Forschungsfeld unter dem Be-
griff „Innenentwicklungsmanagement“ 
zusammengefasst. Die unterschiedlichen 
Bausteine des Innenentwicklungsmanage-
ments konnten zwischen Anfang 2017 und 
Ende 2019 von den vom BBSR und BMI 
geförderten acht Modellvorhaben erprobt 
und in den jeweiligen Kommunalverwal-
tungen implementiert werden. Der vor-
liegende Bericht dokumentiert die damit 
verbundenen Arbeiten und die daraus re-
sultierenden Ergebnisse. 

Die Modellvorhaben

Grundlegend für die Konzeption des For-
schungsfeldes war der Gedanke, dass sich 
die Aufgaben eines Innenentwicklungsma-
nagements in den einzelnen Städten deut-
lich unterscheiden können. Erwartungsge-
mäß führte dies zu einer großen Bandbreite 
von Modellvorhaben mit unterschiedlichen 
Zielsetzungen und Verfahren:
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�� Das Modellvorhaben Aalen hat bereits 
vor Beginn des Modellvorhabens die 
für den Wohnungsbau geeigneten Inne-
nentwicklungspotenziale erfasst, analy-
siert und bewertet. Bei der Aktivierung 
dieser Potenziale zeigen sich jedoch 
zwei sehr unterschiedliche Herausfor-
derungen. Erstens existieren in Aalen 
für eine Wohnbebauung sehr gut geeig-
nete innerstädtische oder innenstadt-
nahe Grundstücke, die derzeit in einer 
Weise mindergenutzt sind, die den 
Eigentümerinnen und Eigentümern 
ausreichende Erträge sichert (z. B. be-
wirtschafteter Parkplatz, Kfz-Handel). 
Folglich besteht seitens der Eigentü-
merinnen und Eigentümer wenig oder 
kein Interesse an einer Nutzungsände-
rung. Die Mitwirkungsbereitschaft bei 
der Realisierung einer wohnbaulichen 
Nutzung fehlt. Im Modellvorhaben 
wurden daher für ausgewählte Grund-
stücke Mobilisierungswege erprobt. 
Zweitens ist es in der sehr stark von 
dörflichen Lagen und Stadtteilen ge-
prägten Stadt Aalen von großer Bedeu-
tung, Akzeptanz für Nachverdichtung 
und für urbanere, dichte Bauformen 
zu schaffen. Dies bildete einen weiteren 
Schwerpunkt des Modellvorhabens. 

�� Trier ist Universitätsstadt und wichtiges 
Oberzentrum in der Region. Wachs-
tumsimpulse erhält die Stadt zudem 
aus dem benachbarten Luxemburg. Die 
Stadt Trier hat das Modellvorhaben in 
die bestehenden Aktivitäten zur Stär-
kung der Innenstadt eingebettet (u. a. 
in die Arbeiten zum „Sektoralen Ent-
wicklungskonzept Wohnen Innenstadt 
(SeWoIn)“). Mehr noch als andere In-
nenstädte ist das Trierer Zentrum von 
Einzelhandel, Tourismus und kirch-
lichen Einrichtungen geprägt. Davon 
ausgehend ist die Wohnfunktion nicht 
nur baulich, sondern auch in der kom-
munalpolitischen Wahrnehmung zu ei-
nem Randthema geworden. Vor diesem 
Hintergrund bestand die selbstgestellte 

Aufgabe des Modellvorhabens Trier 
zunächst darin, aus den bereits hoch-
verdichteten städtebaulichen Gemen-
gelagen attraktive Wohnbaupotenziale 
herauszufiltern. Darüber hinaus war es 
insbesondere wichtig, mit den Grund-
stücks- und Immobilieneigentümerin-
nen und -eigentümern ins Gespräch 
zu kommen, ihnen Möglichkeiten für 
eine wohnbauliche Nutzung aufzuzei-
gen und dabei auch die wirtschaftliche 
Machbarkeit darzulegen. Mit dieser 
Form der Eigentümeransprache und 
Eigentümerzusammenarbeit hat die 
Stadt Trier erfolgreich Neuland betre-
ten.

�� Regensburg verfügt über ausgepräg-
te Stärken: Eine reizvolle Lage an der 
Donau und im Schnittpunkt wichtiger 
Autobahnen, eine attraktive historische 
Innenstadt mit dem Status des Welt-
kulturerbes, eine dynamische moderne 
Wirtschaft, eine leistungsfähige Uni-
versität und weitere Standortvorteile. 
Entsprechend ist die Stadt von einem 
hohen Bevölkerungswachstum und ei-
ner dynamischen Wohnungsnachfrage 
geprägt. Folglich ist auch die Intensi-
tät des Wohnungsneubaus seit Jahren 
hoch, sodass die Stadt sowohl in Fragen 
der Flächenmobilisierung als auch be-
züglich der Verwaltungskapazitäten an 
ihre Grenzen stößt. Abhilfe soll hier die 
2016 ins Leben gerufene gesamtstäd-
tische „Wohnbauoffensive“ schaffen. 
Das Modellvorhaben war Teil dieser 
„Wohnbauoffensive“ und übernahm 
wichtige Funktionen in der Koordinati-
on und als Impulsgeber für die Fläche-
nentwicklung. 

�� Ludwigsfelde liegt südlich von Berlin 
im Einzugsbereich des Großflughafens 
BER. Diese Lage und die sehr gute Ver-
kehrsanbindung führen zu einer hohen 
Nachfrage nach Wohn- und Gewerbe-
flächen. Die Stadt Ludwigsfelde lenkt 
seit einigen Jahren die zuvor vornehm-
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lich an den Rändern stattfindende Ent-
wicklung um und stellt die Stärkung 
der Innenstadt in den Fokus der Stad-
tentwicklungspolitik. Dies ist aufgrund 
der fehlenden historischen Mitte eine 
besondere Herausforderung. Das Mo-
dellvorhaben hat es sich zur Aufgabe 
gemacht, durch Nachverdichtung von 
innerstädtischen Geschosswohnungs-
baubeständen und nachgelagert auch 
innenstadtnahen Einfamilienhausge-
bieten die Innenstadtstrategie zu unter-
stützen. Dabei ging es um die Erfassung 
und Abschätzung der Potenziale, die 
Kooperation mit den Eigentümerinnen 
und Eigentümern, die Ausarbeitung 
erster planerischer Ideen und schließ-
lich um Fragen der Akzeptanz, die in 
entsprechenden Beteiligungsveranstal-
tungen erörtert wurden. 

�� Solingen ist eine Stadt des Bergischen 
Städtedreiecks (mit Wuppertal und 
Remscheid) und liegt im erweiterten 
Einzugsbereich von Köln und Düssel-
dorf. Die Siedlungsstruktur ist histo-
risch geprägt durch Erzbergbau, Was-
serkraft und Metallverarbeitung und 
orientiert sich primär an der bergischen 
Topografie. Typisch sind engmaschig 
verzahnte und häufig kleinteilig struk-
turierte Gemenge- und Mischlagen 
entlang der Täler als Erschließungsach-
sen. Jahrzehnte des Strukturwandels 
haben bei mäßigem Siedlungsdruck 
eine Vielzahl von Lücken gelassen, die 
heute als Innenentwicklungspotenziale 
eingestuft werden können. Bei anzie-
hender Wohnungsnachfrage bestehen 
Chancen, diese zu nutzen und damit 
auch städtebauliche Stabilisierungs- 
und Erneuerungsprozesse in Gang zu 
setzen. Das Modellvorhaben Solingen 
hat es sich zunächst zur Aufgabe ge-
macht, diese vielfältigen kleinen und 
mittleren Potenziale zu erfassen und zu 
bewerten. Davon ausgehend bestand 
die zweite Hauptaufgabe darin, sowohl 
Grundstückseigentümerinnen und -ei-

gentümer als auch potenzielle Investo-
ren auf die Grundstücke aufmerksam 
zu machen und zusammen zu bringen. 
Dort, wo Entwicklungsinteresse ent-
facht werden konnte, begleitete das In-
nenentwicklungsmanagement die Vor-
haben aktiv. 

�� Das Modellvorhaben Berlin ist orga-
nisatorisch innerhalb der Wohnungs-
bauleitstelle beim Senat und somit 
auf der Landesebene verankert. Die 
Wohnungsbauleitstelle ist bereits ein 
Vorbild und gutes Praxisbeispiel für 
die Aufgaben der Wohnungsbaukoor-
dination und des Innenentwicklungs-
managements. Die Zuständigkeit für 
die verbindliche Bauleitplanung, die 
Grundstücksmobilisierung sowie an-
dere Aufgaben des Städtebaus liegt 
allerdings auf der Ebene der Bezirke. 
Mit dem Modellvorhaben hat die Woh-
nungsbauleitstelle eine Erweiterung 
ihres Arbeitsspektrums erprobt. Im 
Kern ging es dabei um Impulse und 
Vorarbeiten für die Flächenentwick-
lung und Flächenaktvierung für die 
Bezirke. Hierzu hat das Modellvorha-
ben im Umkreis der Haltepunkte von 
U- und S-Bahn außerhalb des S-Bahn-
Rings Flächenpotenziale erfasst und 
für diese erste Machbarkeitsanalysen 
durchgeführt. Im Anschluss konnte die 
Wohnungsbauleitstelle den Bezirken 
konkrete Vorhaben zur Realisierung 
vorschlagen. Dabei wurden auch po-
tenzielle Aktivierungsstrategien und 
Möglichkeiten zur Einbindung der An-
wohnerschaft erarbeitet.

�� Das bereits 2003 vom Hamburger Se-
nat beschlossene politische Leitbild 
„Metropole Hamburg – wachsende 
Stadt“ wurde mit dem „Vertrag für 
Hamburg“ im Jahr 2016 mit ehrgeizi-
gen Wohnungsbauzielen konkretisiert. 
In diesem Kontext sind die Bezirke 
gegenüber der Gesamtstadt bzw. dem 
Senat hohe Verpflichtungen eingegan-
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gen. Dies hat die politischen Erwar-
tungen an die Grundstücksbereitstel-
lung und Flächenentwicklung für den 
Wohnungsbau deutlich erhöht. Daher 
sind konzeptionelle Weichenstellungen 
für die Innenentwicklung erforderlich, 
um eine Außenentwicklung in wichtige 
Landschaftsräume hinein zu vermei-
den. Vor diesem Hintergrund standen 
für den Bezirk Altona als Modellvor-
haben die sich vom Zentrum bis an die 
Stadtgrenze erstreckenden Magistralen 
als potenzielle Entwicklungskorridore 
mit immensen Nachverdichtungspo-
tenzialen im Mittelpunkt. Das Modell-
vorhaben hat dabei nicht nur die Poten-
ziale untersucht, sondern an konkreten 
Einzelfällen die kooperativen sowie die 
bau- und planungsrechtlichen Steue-
rungsmöglichkeiten analysiert und er-
probt. Damit hat der Bezirk Altona die 
Aufmerksamkeit auf die langfristigen 
Herausforderungen und Chancen der 
Innenentwicklung gelenkt. Die Arbeit 
und Ergebnisse des Modellvorhabens 
waren in Hamburg schließlich auch 
Ideengeber für eine Magistralenstrate-
gie auf gesamtstädtischer Ebene. 

�� Offenburg ist Teil einer prosperieren-
den Region am Oberrhein, dabei zwar 
etwas kleiner als die Nachbarn Karlsru-
he und Freiburg, durchläuft aber eben-
falls eine entsprechend dynamische 
Entwicklung. Die umfassenden fach-
lichen Vorarbeiten zur Wohnungspo-
litik und zur Innenentwicklung (Sied-
lungs- und Innenentwicklungsmodell 
Offenburg – SIO) boten die Grundlage 
für eine Beteiligung am Forschungsfeld 
als assoziiertes Modellvorhaben. Das 
bedeutet, dass Offenburg sich auf eige-
ne Initiative aktiv am Erfahrungsaus-
tausch beteiligt, aber keine Förderung 
als Modellvorhaben erhalten hat. Wäh-
rend der Laufzeit des Forschungsfeldes 
wurden in Offenburg intensive und er-
folgreiche Diskussionen zur Priorisie-
rung von Innenentwicklungsvorhaben 

in den Ortsteilen durchgeführt. Die in 
den Erfahrungsaustausch eingebrach-
ten Themen reichten jedoch weit dar-
über hinaus und umfassten Lösungen 
im Bereich gemeinwohlorientierter 
Baulandentwicklung mittels freiwilli-
ger Umlegung, aktive Liegenschaftspo-
litik auf der Basis eines entsprechenden 
kommunalen Bodenfonds, Verfahren 
und technische Lösungen in der Poten-
zialerfassung sowie die Konzeptvergabe 
am Beispiel eines wichtigen Entwick-
lungsvorhabens in der Innenstadt (Rée 
Carrée).

Zentrale Erkenntnisse: Kernaufgaben 
des Innenentwicklungsmanagements

Das im ExWoSt-Forschungsfeld von den 
Modellvorhaben erprobte Innenentwick-
lungsmanagement besteht aus vier Bau-
steinen, die je nach Ausgangssituation und 
Aufgabenstellung ein anderes Gewicht ha-
ben können. 

�� Strategische Weichenstellung und Po-
tenzialerfassung: Die systematische 
laufende Erfassung, Bewertung und 
Priorisierung der Innenentwicklungs-
potenziale ist eine wesentliche Grund-
lage des Innenentwicklungsmanage-
ments. Die Priorisierung dient dabei 
der verwaltungsseitigen Ressourcen-
steuerung und ist zugleich Ausdruck 
einer politischen Bewertung. Neben 
den städtebaulichen und wohnungspo-
litischen Aspekten sind vor allem die 
Realisierbarkeit und die Entwicklungs-
bereitschaft der Eigentümerinnen und 
Eigentümer zentrale Kriterien der Be-
wertung und Priorisierung. 

�� Grundstücksmobilisierung und Vor-
habenbegleitung: Um gegenüber dem 
Status quo zusätzliche Impulse für den 
Wohnungsbau in der Innenentwick-
lung auszulösen, ist es wesentlich, vor 
allem die Grundstücke mit Mobilisie-
rungshemmnissen in den Fokus zu 
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rücken. Dabei steht die Aufgabe im 
Mittelpunkt, die Eigentümer und Ei-
gentümerinnen für ein Engagement 
im Wohnungsbau zu gewinnen, indem 
sie entweder selbst investieren oder das 
Grundstück zu tragfähigen Konditio-
nen an einen Wohnungsbauinvestor 
bzw. die Kommune verkaufen. Un-
terschiedliche Formen der Sensibili-
sierung, proaktiven Ansprache und 
partnerschaftlichen Begleitung von Ei-
gentümerinnen und Eigentümern und 
Investoren gehören deswegen ebenfalls 
in den Aufgabenbereich des Innenent-
wicklungsmanagements. 

�� Schaffung von Akzeptanz und politi-
schem Rückhalt: Wohnungsbau in der 
Innenentwicklung ist häufig von kont-
roversen Diskussionen begleitet. Daher 
ist die Ausweitung des Wohnungsbaus 
in der Innenentwicklung von stabilen 
politischen Mehrheiten und einem ent-
sprechenden Rückhalt in der Stadtge-
sellschaft abhängig. Das Innenentwick-
lungsmanagement betreibt insofern 
eine aktive Politikberatung, initiiert 
und begleitet öffentliche Diskussionen 
zu Stadtentwicklungs- und Wohnungs-
baufragen und bringt sich in die dies-
bezügliche Bürgerbeteiligung ein. 

�� Verwaltungskoordination: Aufgrund 
der erforderlichen sensiblen Einpas-
sung von Wohnungsbauvorhaben in 
ein bestehendes Siedlungsgefüge ist 
der fachliche Abstimmungsaufwand 
in der Innenentwicklung besonders 
hoch und oftmals in Zielkonflikte ein-
gebettet. Hieraus können verschiede-
ne Aufgaben der verwaltungsinternen 
Vorhabenbegleitung und der Verwal-
tungskoordination entstehen, die eben-
falls zu einer Kernaufgabe des Inne-
nentwicklungsmanagements gehören. 
Ziel des Innenentwicklungsmanage-
ments ist es dabei, für zügige und zu-
gleich verlässliche Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren zu sorgen und 

dabei sowohl die qualitativen Aspekte 
als auch die wirtschaftliche Machbar-
keit im Blick zu behalten. 

Das ExWoSt-Forschungsfeld „Aktivierung 
von Innenentwicklungspotenzialen in 
wachsenden Kommunen – Erhebung und 
Erprobung von Bausteinen eines aktiven 
Managements“ hat die koordinativen und 
kooperativen Verfahren zur Stärkung des 
Wohnungsbaus in den Mittelpunkt gestellt. 
Dabei wurde deutlich, dass eine Stärkung 
der flankierenden Instrumente zu einer 
deutlich verbesserten Zielerreichung füh-
ren würde. Dies betrifft insbesondere eine 
Stärkung der kommunalen Liegenschafts-
politik und deren strategische Ausrichtung 
auf die Innenentwicklung. Im bau- und 
planungsrechtlichen Bereich sollten zu-
dem die Möglichkeiten zu einer flexibleren 
Auslegung und einfacheren Anpassung 
bestehenden Baurechts erhöht werden 
(„veraltete“ Bebauungspläne, Bauen im 
unbeplanten Innenbereich). Aus der Sicht 
der Modellvorhaben ist es schließlich auch 
dringlich, die für die Grundstücksmobili-
sierung einsetzbaren Rechtsinstrumente 
zu stärken. 

Von den Modellvorhaben wurde ferner be-
sonders hervorgehoben, dass die beschrie-
benen Aufgaben lohnend, zugleich aber 
arbeitsintensiv und angesichts der beste-
henden Aus- oder sogar Überlastung nicht 
mit den vorhandenen Personalkapazitäten 
zu bewältigen sind. Daraus entstand die 
Aufforderung, die personalwirtschaftliche 
Seite der Innenentwicklung künftig stärker 
zu thematisieren und die politischen Ent-
scheidungsträger dafür zu sensibilisieren.  
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Abstract

Background and tasks

The prioritization of infill development 
over greenfield development represents a 
central consideration in sustainable urban 
development. It serves to guarantee that 
the demand for development areas for re-
sidential and traffic purposes can be met 
and that, at the same time, as few natural 
and green spaces as possible are used. In 
this respect, it is a central approach for re-
ducing land use. In the National Sustain-
able Development Strategy of 2016, the 
German government expressed the aim of 
lowering the first-time use of land to under 
30 hectares per day by 2030. Comparable 
targets also exist at the European level.

In this context, the supply of land for re-
sidential use is of special significance for 
infill development. More and more cities 
are reporting increasing housing demands, 
which necessitates further new housing 
construction. If the required housing 
construction sites can be mobilized pri-
marily by way of infill development, this 
would form the basis for needs-based new 
housing construction, on the one hand, 
and reduce the pressure to enable further 
greenfield development, on the other. For 
the growing cities, the activation of resi-
dential land in infill development is there-
fore a central starting point for aligning a 
resource-conserving urban development 
with growing housing demands.

On the one hand, the benefits of housing 
construction in infill development (e.g. re-
duced land use, utilization of existing in-
frastructures, less development work) are 
obvious and easy to comprehend. On the 
other hand, however, new housing const-
ruction in infill development must be fit-
ted into the existing settlement areas and 
neighbourhoods much more precisely and 
sensitively than is the case with greenfield 
development. This means that in some ca-

ses, political resistance, difficulties posed 
by planning laws and other – even eco-
nomically significant – obstacles will have 
to be overcome. It is therefore crucial to 
identify the suitable sites and then mobi-
lize them for housing construction. The 
active mobilization of sites in particular is 
linked to a wide range of challenges. These 
include the targeting of site owners, the co-
operation with investors, the checking and 
adaptation of the situation regarding buil-
ding and planning laws, and not least the 
preparation of political decision-making. 
The tasks related to this were summari-
zed in the ExWoSt research field under the 
term “infill development management”. 
The various components of infill develop-
ment management were tested between 
the beginning of 2017 and the end of 2019 
by the eight model projects funded by the 
Federal Institute for Research on Building, 
Urban Affairs and Spatial Development 
(BBSR) and the Federal Ministry of the 
Interior (BMI), and implemented in the 
respective regional authorities. The present 
report documents the related work and the 
consequent results. 

The model projects

The underlying concept for the research 
field was the thought that the tasks of infill 
development management in the individu-
al cities would differ greatly. As expected, 
this led to a wide range of model projects 
with differing objectives and procedures:

�� Even before the model project started, 
Aalen had already identified, analyzed 
and evaluated the potential infill de-
velopment areas that were suitable for 
housing construction. The activation 
of these potential areas involved two 
very different challenges. Firstly, Aa-
len is home to highly suitable sites for 
housing construction in or near to the 
city centre which are currently unde-
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rused, yet bring their owners sufficient 
income (e.g. a car park and a car dea-
lership). In consequence, the owners 
have little or no interest in a change of 
utilization. The willingness to coope-
rate in the realization of a residential 
use is missing. For this reason, mobi-
lization paths were tested for selected 
sites in this model project. Secondly, it 
is of great importance in the somewhat 
provincial districts and areas of Aalen 
to create acceptance for retrospective 
densification and for more urban, den-
se building forms. This formed another 
focus for the model project. 

�� Trier is a university city and an import-
ant centre in the region. Neighbouring 
Luxembourg also has a significant in-
fluence on its growth. The city of Trier 
decided to integrate the model project 
into existing activities for strengthening 
the city centre (incl. in the work of the 
“Sectoral Usage and Action Program-
me for Living in the City Centre” (Se-
WoIn). The centre of Trier is characteri-
zed by retail, tourism and ecclesiastical 
institutions more than in other urban 
centres. For this reason, the housing 
function has become a marginal issue 
– not just from a construction perspec-
tive, but also in terms of local politics. 
Against this background, the self-im-
posed task initially consisted of filte-
ring attractive potential housing cons-
truction areas out of the already highly 
dense mixed-purpose building areas. In 
addition, it was important to enter into 
discussions with the site and property 
owners, show them possibilities for re-
sidential use, and finally to demonstrate 
the economic feasibility. With this form 
of owner targeting, the city of Trier has 
successfully broken new ground.

�� Regensburg boasts considerable advan-
tages: a charming location on the Da-
nube and at the intersection of import-
ant motorways, an attractive historic 

city centre with world heritage status, a 
dynamic modern economy, a high-per-
forming university and many more be-
nefits. In consequence, the city is also 
characterized by a high population 
growth and dynamic housing demand. 
The intensity of new housing construc-
tion has therefore been at a high level 
for many years so that Regensburg is 
reaching its limits both in terms of mo-
bilizing the development areas and with 
regard to administrative capacity. Help 
is intended to come from the “housing 
initiative” launched in 2016. The model 
project was part of this “housing initia-
tive” and assumed key functions in the 
coordination and as a source of inspira-
tion for area development. 

�� Ludwigsfelde is located to the south of 
Berlin in the catchment area of BER 
airport. This location and the excellent 
transport connections lead to high de-
mand for housing and commercial spa-
ces. For several years now, the city of 
Ludwigsfelde has been redirecting de-
velopments, which previously mainly 
took place on the outskirts, in order to 
place the strengthening of the city cent-
re into the focus of urban development 
policy. This is a major challenge due to 
the lack of a historical centre. The mo-
del project set itself the task of using the 
retrospective densification of inner-city 
apartment blocks and later also of sing-
le-family housing estates near the city 
centre to support the inner city strategy. 
Important issues were the identificati-
on and assessment of potential areas, 
the cooperation with the owners, the 
development of plans and, finally, the 
questions of acceptance which were di-
scussed in the corresponding participa-
tion events. 

�� Solingen is one of three cities in a tri-
angle (with Wuppertal and Remscheid) 
and is located in the outlying catchment 
area of Cologne and Düsseldorf. The 
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residential structure is historically cha-
racterized by ore mining, hydropower 
and metal processing, and is primarily 
the result of the regional topography. 
A typical feature is the closely knit and 
frequently tight structure of the mul-
ti- and mixed-purpose building areas 
along the valleys as development axes. 
Decades of structural change with mo-
derate residential pressure have left be-
hind numerous gaps that could now be 
classed as potential infill development 
areas. The increasing housing demand 
provides the opportunity to make use 
of these potential areas and thereby also 
initiate urban stabilization and renewal 
processes The Solingen model project 
first set itself the task of identifying and 
evaluating all the small and medium-si-
zed potential spaces. Based on this, the 
second main task consisted of making 
owners and potential investors aware 
of the sites and bringing them together. 
Infill development management ac-
companied the projects actively wher-
ever an interest in development could 
be aroused. 

�� The model project in Berlin is or-
ganizationally integrated within the 
Housing Coordination Office at the Se-
nate and thereby at federal state level. 
The Housing Coordination Office is 
already a role model and practical ex-
ample for housing coordination tasks 
and for infill development manage-
ment. However, responsibility for the 
binding urban land-use planning and 
other urban development tasks as well 
as for the mobilization of sites lies at 
the local level with the districts. The 
Housing Coordination Office has used 
the model project to test an expan-
sion to its range of work. Essentially, 
the project was about impetus and ex-
ploratory work for developing and ac-
tivating areas for the districts. For this 
purpose, the model project has identi-
fied potential development areas in the 

vicinity of underground and overland 
train stations outside the overland train 
ring and carried out initial feasibility 
analyses for them. Subsequently, the 
Housing Coordination Office was able 
to suggest firm projects to the districts. 
In addition, potential activation strate-
gies and possibilities for including local 
residents were developed.

�� The “Metropolis Hamburg – Growing 
City” political model, passed by the 
Hamburg Senate in 2003, was substan-
tiated with some ambitious housing 
construction targets by the “Contract 
for Hamburg” of 2016. In this cont-
ext, the districts entered into major 
commitments with the entire city, i.e. 
with the Senate, thereby considerably 
increasing the political expectations 
regarding site supply and area develop-
ment for housing construction. For this 
reason, counteractive conceptional di-
rection-setting for infill development 
is required in order to avoid any green-
field development in key landscape 
areas. Against this background, the dis-
trict of Altona as a model project focu-
sed on the main roads stretching from 
the centre to the city border as possible 
development corridors with enormous 
retrospective densification potential. 
The model project not only examined 
the potential spaces, but also analyzed 
and tested concrete cases of cooperative 
and management possibilities from the 
perspective of building and planning 
law. This enabled the district of Altona 
to draw attention to the long-term chal-
lenges and opportunities of infill de-
velopment. In Hamburg, the work and 
results of the model project were finally 
also the idea generators for a main road 
strategy at city-wide level. 

�� Offenburg is part of a thriving region 
in the Upper Rhine area and although 
somewhat smaller than the neighbou-
ring cities of Karlsruhe and Freiburg, 
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it is also experiencing a dynamic de-
velopment. The extensive preliminary 
work on housing policy and infill de-
velopment (Residential and Infill De-
velopment Model Offenburg) provided 
the foundation for participation in the 
research field as an associated project. 
This means that Offenburg chose to ac-
tively participate in knowledge sharing 
and has not received any funding as a 
model project beyond that. During the 
term of the research field, intense and 
successful discussions were held in Of-
fenburg on the prioritization of infill 
development projects in the districts. 
However, the topics shared reached 
much further beyond this, and inclu-
ded solutions in the field of public wel-
fare-related building land development 
through voluntary reallocation, active 
property policy on the basis of a corre-
sponding local land fund, procedures 
and technical solutions in the identi-
fication of potential spaces, as well as 
concept tendering using the example 
of an important development project in 
the city centre (Rée Carrée).

Key findings: core duties of infill 
development management

The infill development management tes-
ted by the model projects in the ExWoSt 
research field consists of four components 
which, depending on the starting position 
and tasks involved, can each have a diffe-
rent weight. 

�� Strategic direction-setting and identi-
fication of potential spaces: The syste-
matic current identification, evaluati-
on and prioritization of potential infill 
development areas is a core foundation 
of infill development management. The 
prioritization serves the administrative 
resource management and is also an 
expression of political evaluation. Be-
sides the housing and urban planning 
development aspects, it is chiefly the 

feasibility and the owners’ willingness 
to develop that form the central criteria 
of evaluation and prioritization. 

�� Site mobilization and project super-
vision: To trigger additional impetus 
for housing construction in infill de-
velopment, it is important to place the 
focus chiefly on sites with mobilization 
impediments. The main task here is to 
win over the owners’ commitment to 
the housing construction either by allo-
wing them to invest in the project or to 
sell the site at acceptable conditions to 
a housing investor or the local autho-
rity. For this reason, different forms of 
sensitization, proactive targeting and 
cooperative support of owners and in-
vestors also belong to the duties of infill 
development management. 

�� The creation of acceptance and political 
support: Housing construction in infill 
development is frequently accompa-
nied by heated debate. For this reason, 
the expansion of housing construction 
in infill development depends on stable 
political majorities and corresponding 
backing in the city’s society. In this res-
pect, infill development management is 
responsible for active political consul-
tation, initiates and supervises public 
discussions on questions relating to 
urban development and housing con-
struction, and gets involved in public 
participation in such matters. 

�� Administrative coordination: Due 
to the necessary, sensitive fitting of 
housing construction projects into 
existing settlement areas, the amount of 
skilled coordination work in infill de-
velopment is particularly high and of-
ten steeped in conflicts of interest. This 
could lead to various tasks in project 
supervision and administrative coor-
dination, which also belong to the core 
task of infill development management. 
The aim of infill development manage-
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ment here is to ensure speedy and, at 
the same time, reliable planning and 
approval procedures, while keeping an 
eye on both the qualitative aspects and 
economic feasibility. 

The ExWoSt research field “Activation 
of potential infill development areas in 
growing communities – identifying and 
testing the components of active manage-
ment” has focused on the coordinative and 
cooperative procedures for strengthening 
the housing construction process. It beca-
me apparent that strengthening the accom-
panying instruments would lead to a signi-
ficantly improved target achievement. This 
particularly concerns the strengthening 
of the local authorities’ property policy 
and its strategic alignment towards infill 
development. In the field of building and 
planning laws, there should be an increase 
in the possibilities for a more flexible inter-
pretation and easier adaptation of existing 
building law (“outdated” building plans, 
building in unplanned infill areas). From 
the perspective of the model projects, the 
available legal instruments for site mobiliz-
ation require urgent strengthening. 

Furthermore, the model projects high-
lighted the fact that the tasks described 
are worthwhile, yet work-intensive and, 
in view of the existing workload or work 
overload, cannot be completed using the 
current personnel capacities. This led to 
calls to discuss the personnel side of infill 
development even more in future and to 
sensitize the political decision-makers to 
this issue.  
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1 Einleitung

Viele Städte und Regionen sehen sich in 
den letzten Jahren mit einem steigenden 
Wachstumsdruck und einer steigenden 
Flächennachfrage konfrontiert. Einem 
zentralen Leitgedanken der nachhaltigen 
Stadtentwicklung folgend soll diese Flä-
chennachfrage vor allem in der Innenent-
wicklung befriedigt werden. So ist auch der 
im Baugesetzbuch verankerte Vorrang der 
Innenentwicklung vor der Außenentwick-
lung zu verstehen.1 Er soll gewährleisten, 
dass die Flächennachfrage für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke befriedigt werden 
kann und zugleich möglichst wenig auf 
naturnahe Flächen und Landschaftsräume 
zurückgegriffen wird. Insofern ist der Vor-
rang der Innenentwicklung in der Bauleit-
planung ein zentraler Ansatzpunkt zur Re-
duzierung der Flächeninanspruchnahme. 
Als Ziel hat die Bundesregierung in der 
2016 neu aufgelegten Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie formuliert, die Neuinan-
spruchnahme von Flächen bis zum Jahr 
2030 auf unter 30 Hektar pro Tag zu sen-
ken.2 Auch auf europäischer Ebene existie-
ren vergleichbare Zielsetzungen.3 

Eine besondere Bedeutung hat in diesem 
Zusammenhang die Wohnbaulandakti-
vierung in der Innenentwicklung. Immer 
mehr Städte verzeichnen in den letzten 
Jahren eine steigende Wohnungsnach-
frage, so dass hier die Notwendigkeit zu 
einem forcierten Wohnungsneubau be-
steht. Wenn die benötigten Wohnungs-
baugrundstücke primär im Wege der Inne-
nentwicklung mobilisiert werden können, 
wären damit einerseits die Grundlagen für 
einen bedarfsgerechten Wohnungsneu-
bau geschaffen und andererseits sinkt der 

1 §1 Abs. 5 BauGB
2 Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2016
3 Im „Fahrplan für ein ressourceneffizientes Europa“ 

der Europäischen Kommission (2011) wird das 
Ziel formuliert, die Flächeninanspruchnahme bis 
zum Jahr 2050 auf „Netto Null“ zu reduzieren.

Druck, für diesen Wohnungsbau eine wei-
tere Außenentwicklung zu ermöglichen. 
Für die wachsenden Städte ist die Wohn-
baulandaktivierung in der Innenentwick-
lung somit der zentrale Ansatzpunkt, um 
eine ressourcenschonende Stadtentwick-
lung mit den Anforderungen einer wach-
senden Wohnungsnachfrage in Einklang 
zu bringen.4 

Das ExWoSt-Forschungsfeld „Aktivie-
rung von Innenentwicklungspotenzialen 
in wachsenden Kommunen – Erhebung 
und Erprobung von Bausteinen eines ak-
tiven Managements“ setzt daher an die-
sem Ansatzpunkt an. Grundlegend für die 
Konzeption des Forschungsfeldes war die 
Erkenntnis, dass es kaum Patentrezepte 
für die Grundstücksmobilisierung in der 
Innenentwicklung gibt.5 Beinahe jeder 
Einzelfall birgt seine spezifischen Heraus-
forderungen. Darin spiegeln sich nicht nur 
die ökonomischen Rahmenbedingungen, 
sondern auf vielfältige Weise auch die Cha-
rakteristik und Vorgeschichte der Grund-
stücke sowie nicht zuletzt die Interessen 
der Eigentümerinnen und Eigentümer und 
sonstiger „stakeholder“ (z.  B. Nachbarn). 
Insbesondere aus dieser Vielfalt leitet sich 
die im Wesentlichen aus zwei Facetten 
bestehende Schwerpunktsetzung des For-
schungsfeldes ab: 

�� Der erste Fokus liegt auf Verfahren zur 
Erfassung und Bewertung der Inne-
nentwicklungspotenziale, die bei der 
bestehenden Vielfalt von unterschied-
lichen Grundstücken ein sinnvolles 

4 Aber auch in den eher schrumpfenden Städten 
hat die Innentwicklung eine hohe Bedeutung. 
Hier trägt der Wohnungsneubau wesentlich 
zur Stabilisierung und städtebaulichen Attrak-
tivierung der vorhandenen Quartiere und des 
bestehenden Siedlungsgefüges bei. Auch die 
Stabilisierung vieler Zentren ist wesentlich von 
der Stärkung der Wohnfunktion abhängig.

5 Vgl. BBSR 2018a
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Maß an Transparenz und planungspo-
litischer Entscheidungsunterstützung 
ermöglichen. 

�� Der zweite Fokus liegt auf den Verfah-
ren der Grundstücksmobilisierung. In 
diesem Fall von einer „Management-
aufgabe“ zu sprechen, leitet sich eben-
falls aus dem beschriebenen Grundver-
ständnis der stark einzelfallspezifischen 
Innenentwicklungsaufgaben ab. Denn 
für jedes einzelne Vorhaben muss be-
hutsam für die planerischen Möglich-
keiten und die Interessen der relevan-
ten Akteure ein individueller Weg in 
die Grundstücksmobilisierung und 
die Investitionsvorbereitung gefunden 
werden. Im Kern geht es dabei um ko-
operative Verfahren, die darauf zielen, 
die Interessen an einer Grundstücks-
mobilisierung zu stärken und beste-
hende Hindernisse zu überwinden. 

Diese Schwerpunktsetzungen verbinden 
sich mit der übergeordneten Frage, wie ein 
derartiges Innenentwicklungsmanagement 
in einer kommunalen Bau- und Planungs-
verwaltung zu implementieren ist. Auch in 
dieser Hinsicht sucht das Forschungsfeld 
nicht nach einer Patentlösung. Stattdessen 
geht es um Bausteine eines aktiven Ma-
nagements, die in jeder Stadt in Abhän-
gigkeit von den dortigen städtebaulichen, 
wohnungspolitischen und administrativen 
Rahmenbedingungen anders gewichtet 
und neu zusammengesetzt werden kön-
nen. Die geförderten Modellvorhaben 
waren insofern von Beginn an aufgerufen, 
ihre individuellen Schwerpunkte zu setzen 
und die aus ihrem Kontext heraus beson-
ders relevanten Lösungen zu erproben. 

Abbildung 1:  Die Modellvorhaben

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Insgesamt acht Modellvorhaben wurden 
zwischen Anfang 2017 und Ende 2019 vom 
BBSR und BMI gefördert und unterstützt, 
um mehr Wohnungsbau auf bislang un-
bebauten oder untergenutzten Flächen im 
Innenbereich zu mobilisieren. Die Städte 
Aalen, Ludwigsfelde, Offenburg, Regens-
burg, Solingen und Trier sowie der Bezirk 
Hamburg-Altona und die Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Wohnen in 
Berlin haben dabei unterschiedliche An-
sätze erprobt. Die Modellvorhaben wurden 
während der gesamten Laufzeit durch die 
Forschungsassistenz aktiv unterstützt und 
wissenschaftlich begleitet. 

Der vorliegende Endbericht fasst die Er-
gebnisse des Forschungsfeldes zusammen. 
Kapitel 2 stellt den wohnungspolitischen 
Hintergrund und die Konzeption des For-
schungsfeldes heraus. In Kapitel 3 werden 
die acht Modellvorhaben und ihre Akti-
vitäten portraitiert. Kapitel 4 wertet die 
Ergebnisse aus der Arbeit der Modellvor-
haben im Querschnitt aus. Die sich daraus 
ergebenden Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen finden sich in Kapitel 5. 
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2 Hintergrund

2.1 Wohnungspolitische Ein-
ordnung des Forschungsfeldes

Wohnungspolitische Aufgaben haben in 
den letzten zehn Jahren erheblich an Be-
deutung und politischer Aufmerksamkeit 
gewonnen. Dies äußert sich in einem viel-
fältigen wohnungspolitischen Engagement 
sowohl in den Kommunen als auch bei 
Bund und Ländern. Hierzu gehören zum 
Beispiel die Einführung der besonders 
intensiv diskutierten „Mietpreisbremse“, 
das verstärkte Engagement von Bund und 
Ländern im geförderten Wohnungsbau 
und nicht zuletzt die Wiederbelebung der 
Eigentumsförderung in Gestalt des „Bau-
kindergeldes“. Auch der Koalitionsvertrag 
2018 verdeutlicht erneut den hohen Stel-
lenwert der Wohnungspolitik und schafft 
damit die Grundlagen für die Fortführung 
der entsprechenden Aktivitäten des Bun-
des.6 Viele der im Koalitionsvertrag ange-
kündigten Maßnahmen wurden seither 
aufgegriffen, konkretisiert und umgesetzt. 
Ein wichtiger Meilenstein war dabei der 
„Wohngipfel“ als Bestandteil der „Gemein-
samen Wohnraumoffensive von Bund, 
Ländern und Kommunen“.7 

Innerhalb des wohnungspolitischen Maß-
nahmenbündels haben die Baulandbereit-
stellung und die Grundstücksmobilisie-
rung einen besonderen Stellenwert. Denn 
die nachfragegerechte Ausweitung des 
Wohnungsneubaus ist ohne entsprechen-
de Baugrundstücke kaum möglich. Das 
„Bündnis für bezahlbares Wohnen und 
Bauen“ hat sich bereits in der 18. Legisla-
turperiode vor allem in der „AG Liegen-

6 Siehe insbesondere Kap. IX (S. 109-112) des 
Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD 
(2018)

7 Die Ergebnisse des „Wohngipfels“ sind in einer 
entsprechenden Broschüre dargestellt (BMI 2018). 
Ein Fortschrittsbericht zum Umsetzungsstand der 
Wohnraumoffensive wurde zuletzt im Juni 2020 
publiziert (BMI 2020)

schaftspolitik“ mit den Fragen der Grund-
stücksbereitstellung für den Wohnungsbau 
beschäftigt.8 Auch ausgehend von diesen 
Vorarbeiten hat die Bundesregierung in 
der 19. Legislaturperiode die Kommission 
„Nachhaltige Baulandmobilisierung und 
Bodenpolitik“ eingesetzt.9 Die Kommissi-
on hat in ihrer Arbeit bereits Zwischener-
gebnisse aus dem ExWoSt-Forschungsfeld 
„Aktivierung von Innenentwicklungspo-
tenzialen in wachsenden Kommunen – 
Erhebung und Erprobung von Bausteinen 
eines aktiven Managements“ berücksich-
tigt.10 Im Ergebnis empfahl die Bauland-
kommission im Juli 2019 den Kommunen 
die Einrichtung eines Innenentwicklungs-
managements.11

Die hohe Bedeutung einer verstärkten 
Grundstücksbereitstellung als Grundla-
ge eines forcierten Wohnungsneubaus 
ist evident. Ohne eine Ausweitung des 
Wohnungsneubaus bleiben die Woh-
nungsmärkte insbesondere in den Wachs-
tumsregionen angespannt sowie von 
Preissteigerungen und damit einhergehen-
den sozialen Problemen gekennzeichnet. 
Dies ist das Ergebnis unterschiedlicher 
Studien zum Wohnungsbedarf, die bis zum 
Jahr 2030 von einem jährlichen Neubaube-
darf von 290.000 bis 355.000 Wohnungen 
ausgehen.12 Zwischen 2011 und 2017 wur-
den in Deutschland jährlich rund 236.000 
Wohnungen fertiggestellt. Im Jahr 2018 
betrugen die Fertigstellungen nach An-

8 BMUB o. J.
9 siehe Koalitionsvertrag S. 109
10 Vgl. BMI / BBSR /DV 2019
11 Vgl. BMI / BBSR /DV 2019, S. 18
12 Die noch aktuellen Studien von Braun (2019), 

Henger und Voigtländer (2019) sowie Baldeni-
us, Kohl und Schularick (2019) liegen in ihren 
Ergebnissen dicht beieinander. Die Wohnungs-
marktprognose 2030 des BBSR wurde früher 
erstellt und kommt davon ausgehend zu etwas 
geringeren Werten (BBSR 2015). Abweichend von 
diesem langfristigen jährlichen Wohnungsbau-
bedarf wird im Koalitionsvertrag ein kurzfristiges 
Neubauziel von 375.000 Wohnungen formuliert.
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gaben des Statistischen Bundesamts rund 
286.000 Wohnungen. Zur Bewältigung der 
wohnungspolitischen Herausforderungen 
ist somit eine Erhöhung des Wohnungs-
neubaus erforderlich, auch und vor allem 
in der Innenentwicklung (siehe Kapitel 1).

Der Wohnungsneubau der vergangenen 
Jahre hat sich bereits stark auf die Inne-
nentwicklung konzentriert.13 Mit Blick auf 
zukünftige Innenentwicklungsaufgaben 
ergeben sich aus diesem Befund zwei Fol-
gerungen. Einmal zeigt sich darin, dass der 
Wohnungsbau in der Innenentwicklung 
auf vorhandene Potenziale zurückgreifen 
kann und zugleich von der Nachfragesei-
te (Investoren und Haushalte bzw. Be-
wohnerinnen und Bewohner) akzeptiert 
oder sogar bevorzugt wird. Zugleich führt 
dieser Befund zu der Hypothese, dass ein 
relevanter Teil der Innenentwicklungs-
potenziale bereits für neue Bauvorhaben 
und Nutzungen aktiviert wurde und nicht 
mehr für den künftigen Wohnungsneubau 
zur Verfügung steht. In Städten mit einer 
lang anhaltenden Wachstumshistorie und 
einem geringer ausgeprägten wirtschaftli-
chen Strukturwandel, der Potenzialflächen 
freisetzt, trifft dies ganz besonders zu (z. B. 
München oder Freiburg). In der Vergan-
genheit sind vor allem die leichter zu mo-
bilisierenden Grundstücke bebaut worden, 
sodass die noch vorhandenen Innenent-
wicklungspotenziale wahrscheinlich stär-
ker mit Entwicklungs- und Planungs-
hemmnissen behaftet sind. Als weiteres 
Hemmnis wirkt, dass die Eigentümerinnen 
und Eigentümer aufgrund fehlender alter-
nativer Anlagemöglichkeiten häufig kein 

13 In der Studie „Aktuelle Trends der Wohnungs-
bautätigkeit in Deutschland“ konnte gezeigt 
werden, dass der Wohnungsbau in den fünf 
untersuchten Großstädten ganz überwiegend 
in der Innenentwicklung stattfindet. Dies zeigt 
sich unter anderem an einem hohen Anteil des 
Wohnungsneubaus, der auf der Basis des § 34 
BauGB genehmigt wird. Aber auch das darüber 
hinausgehende bauliche „Auffüllen“ von älteren 
Bebauungsplänen kann häufig als Innenentwick-
lung interpretiert werden (vgl. BBSR 2017, S. 94f).

Interesse am Verkauf des Grundstücks ha-
ben und stattdessen auf einen Bodenwert-
zuwachs hoffen. 

Die zunehmenden Schwierigkeiten bei 
der Grundstücksmobilisierung in der In-
nenentwicklung gehen in vielen Städten 
mit einem Anstieg der Grundstücksprei-
se einher. Für Nordrhein-Westfalen ist 
dies vom ILS anhand der Entwicklung 
der Bodenrichtwerte untersucht worden 
(vgl. Abbildung 2). Eine weitere Konse-
quenz ist, dass wieder größere Baugebiete 
am Stadtrand geplant werden (z.  B. Die-
tenbach in Freiburg, Kreuzfeld in Köln) 
und die Wohnungsnachfrage dem Preis-
gefälle folgend in das Umland ausweicht. 
Grundstücksknappheit und die daraus 
resultierenden hohen Grundstückspreise 
behindern auf zweifache Weise eine be-
friedigende Wohnungsmarktentwicklung. 
Erstens können Engpässe trotz steigender 
Fertigstellungszahlen nicht vollständig ab-
gebaut werden. Zweitens erhöhen die ho-
hen Grundstückskosten die Verkaufspreise 
und Anfangsmieten und tragen damit zum 
Anstieg der Wohnkosten bei. 
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Abbildung 2:  Entwicklung der mittleren Bodenrichtwerte für  
Misch- oder mehrgeschossige Bauweise 2013-2018

Quelle: Siedentop et al., S. 8
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2.2 Umfang und Vielfalt der 
Innenentwicklungspotenziale 

Der Umfang der in Deutschland vorhan-
denen Innenentwicklungspotenziale ist 
nur schwer zu ermitteln, da keine amtliche 
Statistik zur Erfassung von Innenentwick-
lungspotenzialen existiert. Eine Befragung 
des BBSR im Jahr 2012 ergab ein bundes-
weites Potenzial von 120.000 bis 165.000 
ha in Form von Baulücken und Brachflä-
chen.14 Weitere Nachverdichtungspoten-
ziale wie z.  B. mögliche Aufstockungen, 
Dachausbauten15 oder leerstehende Ge-
bäude sind in diesen Zahlen noch nicht 
enthalten.

Die Erfassung der Innenentwicklungs-
potenziale hatte einen hohen Stellenwert 
für die Modellvorhaben im ExWoSt-For-
schungsfeld. Denn vor Ort können diffe-
renzierte und für die Umsetzung hilfreiche 
Erhebungen durchgeführt werden. Dabei 
sollte auch erfasst werden, ob eine Chan-
ce besteht, physisch vorhandene Grund-
stückspotenziale tatsächlich mobilisieren 
zu können. Dies setzt zusätzliche Erhe-
bungsschritte und Detailkenntnisse vor-
aus (z. B. Eigentumsverhältnisse, bau- und 
planungsrechtliche Situation, Nachbar-
schaftsverhältnisse), die letztlich nur vor 
Ort sinnvoll eingebracht werden können. 
Aufgrund der großen Bandbreite und Viel-
falt der Innenentwicklungspotenziale sind 
mit der Potenzialerfassung besondere Her-
ausforderungen verbunden. 

So vielfältig wie die kleinräumigen städ-
tebaulichen Situationen in einer Stadt, so 
vielfältig sind auch die für den Wohnungs-

14 BBSR 2014a
15 In Berlin ermittelte eine Untersuchung bezogen 

auf die Gründerzeitquartiere und die Bestände 
der 1920er und 1930er Jahre ein theoretisches Po-
tenzial von fast 52.000 Wohnungen. Dem großen 
Potenzial von Dachausbauten oder -aufstockun-
gen steht eine vergleichsweise geringe Zahl von 
realisierten Wohnungen gegenüber. Geschätzt 
werden für Berlin 300 bis 600 Wohnungen pro 
Jahr (BBSR 2016).

neubau relevanten Innenentwicklungspo-
tenziale. Innenentwicklungsmöglichkei-
ten entstehen fortlaufend, beispielsweise 
auf nicht mehr benötigen Gewerbe- und 
Industrieflächen (Industrieanlagen, Ge-
werbe- und Handwerksbetriebe, Logis-
tik- und Lagerflächen, Bürogebäude, 
Handelsflächen/Autohäuser, Gärtnereien/
Baumschulen usw.). Auch andere Vornut-
zungen sind regelmäßig anzutreffen: nicht 
mehr benötigte öffentliche Einrichtungen 
(Verwaltungsgebäude, Sportplätze, Schu-
len, Krankenhäuser), unattraktiv gewor-
dene Wohnanlagen oder weitere Flächen-
potenziale wie beispielsweise Parkplätze 
oder Garagenanlagen. Manchmal können 
vorhandene Gebäude umgenutzt und für 
das Wohnen ertüchtigt werden (z. B. Loft-
wohnungen in Industriegebäuden oder 
Wohnungen in ehemaligen Bürogebäu-
den). Gerade bei größeren Arealen ist es 
oft erforderlich, zumindest einen Teil der 
vorhandenen Anlagen rückzubauen oder 
abzureißen, um mehr neue Wohnungen zu 
realisieren. Zugleich bieten solche Grund-
stücke Potenziale für neue Wege- und 
Grünverbindungen für eine attraktive Ein-
bindung in das Quartier. 

Die vorab beschriebenen Möglichkeiten 
der Innenentwicklung können als Um- 
oder Nachnutzung beschrieben werden. 
Ein ebenfalls bedeutsames Potenzial ergibt 
sich durch eine intensivere Nutzung be-
reits bebauter Grundstücke. Hierzu zäh-
len Dachausbauten und Aufstockungen 
ebenso wie Anbauten oder Ergänzungs-
bauten auf relativ locker genutzten Grund-
stücken. Diese Nachverdichtung bebauter 
Grundstücke kann ihrerseits sehr unter-
schiedliche Formen annehmen. Häufig 
können einzelne Baukörper in bestehende 
bauliche Anlagen eingefügt werden, wie 
zum Beispiel bei den bisweilen gering ver-
dichteten Geschosswohnungsanlagen der 
1950er oder 1960er Jahre. Oft ist es jedoch 
sinnvoll oder erforderlich, im Wege des 
Teilabrisses eine umfassendere Umstruk-
turierung eines Wohnungsbestandes oder 
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Abbildung 3:  Vielfalt der Innenentwicklungspotenziale

Flächenpotenziale
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- Untergenutzte Flächen 
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Wohnquartiers vorzunehmen und somit 
größere Neubauanteile zu ermöglichen. 
Auch aus der Nutzungsmischung ergeben 
sich weitere Möglichkeiten der Innenent-
wicklung. Möglich sind nicht nur Woh-
netagen oberhalb von Discountern oder 
anderen Einzelhändlern, sondern auch 
Nutzungskombinationen mit Büro- oder 
Verwaltungsgebäuden, Sporthallen und 
Schwimmbädern, Parkhäusern, Bus- oder 
Straßenbahndepots und anderes mehr.16  
Vielfältige und unterschiedlich dimensi-
onierte Baulücken in den Städten bieten 
ebenfalls Innenentwicklungspotenziale in 
relevantem Umfang. Diese finden sich in 
historischen Siedlungsstrukturen ebenso 
wie in älteren Bebauungsplänen der ver-
gangenen Jahrzehnte („Restgrundstücke“). 
Im Einzelfall finden sich auch Grundstück-
spotenziale auf nicht benötigten Abstands- 
oder ungenutzten Freiflächen entlang von 
Infrastrukturanlagen oder ehemaligen ge-
werblichen Nutzungen. 

Die Beschreibung der vielfältigen auch 
für den Wohnungsneubau nutzbaren In-
nenentwicklungspotenziale verdeutlicht, 
dass sich laufend neue Chancen für die In-
nenentwicklung ergeben. Städtische bzw. 
städtebauliche Strukturen sind immer in 

16 Vgl. z. B. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Wohnen Berlin 2017 und 2019

Veränderung. Dabei werden bisherige Nut-
zungen und die ihnen zugrundeliegenden 
planerischen Vorstellungen aufgegeben und 
schaffen Raum für Neues: Neue Nutzungen, 
alternative (dichtere) Bauformen, angepass-
te städtebauliche Strukturen. Eine aktive 
Innenentwicklungspolitik besteht darin, die 
sich daraus ergebenden stadtentwicklungs-
politischen und städtebaulichen Chancen 
zu nutzen, in den wachsenden Kommunen 
vor allem für den Wohnungsneubau.

Beispiele für die Vielfalt der 
Innenentwicklungspotenziale

 Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH

Foto: Marco Tschubel, Bezirksamt HH-Altona

Anstelle eingeschossiger Einzelhandelsgebäude können durch ge-
schickte Mehrfachnutzung Ein-zelhandel und Wohnen kombiniert 
werden.
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Foto: Stadt Land Fluss Büro für Städtebau und Stadtplanung, Berlin

Mindergenutzte Flächen bieten Platz für neue Wohnungen.

Foto: Stadt Trier

Eine ehemalige Seifenfabrik kann durch einen Innenausbau und eine 
Dachaufstockung Wohnraum bieten.

Foto: Stadt Trier Foto: Stadt Ludwigsfelde

Foto: Stadt Offenburg

Ungenutzte Freiflächen können wohnbaulich genutzt werden.

Foto: Stadt Regensburg

Größere aufgegebene Militär- und Gewerbe-standorte bieten die Möglich-
keit für eine wohn-bauliche Nachverdichtung.

Innerstädtische Parkplätze und Garagenanlagen können – ggf. durch eine geschickte Kombination aus Wohnen und Parken – auch für den  
Wohnungsbau genutzt werden.
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2.3 Herausforderungen bei der 
Mobilisierung von Innenent-
wicklungspotenzialen für den 
Wohnungsneubau

Die Innenentwicklung ist bereits heute 
ein etablierter Bestandteil des stadtplane-
rischen Alltags. Wohnungsbauinvestoren 
suchen und finden geeignete Grundstü-
cke, verhandeln darüber mit den Eigen-
tümerinnen und Eigentümern, sondieren 
im Kontakt zur Kommune die bau- und 
planungsrechtlichen Möglichkeiten, kon-
zipieren und realisieren schließlich die 
Vorhaben. Bei tragbaren Grundstücksprei-
sen und guten Ertragsaussichten (i. W. ab-
hängig von der Standortgüte) können auch 
bestehende wirtschaftliche Risiken abgefe-
dert werden. Besonders unproblematisch 
verläuft diese Form des Wohnungsbaus, 
wenn Baugenehmigungen auf der Basis 
bestehenden Baurechts bzw. basierend auf 
§ 34 BauGB erteilt werden können. 

Allerdings sind damit Idealbedingungen 
beschrieben, die nicht durchgängig und 
wahrscheinlich im Zeitablauf immer selte-
ner vorzufinden sind. Speziell in den bereits 
verdichteten Städten stellt die zusätzliche 
und im Ergebnis auch quantitativ ausrei-
chende Bauland- und Grundstücksbereit-
stellung in der Innenentwicklung eine gro-
ße Herausforderung dar. Die Vorteile des 
Wohnungsbaus in der Innenentwicklung 
sind einerseits deutlich und leicht nach-
vollziehbar. Natur- und Landschaftsräume 
werden weniger beeinträchtigt, die Kosten 
für den Infrastrukturausbau sind in der 
Regel geringer und schließlich kann der 
Wohnungsneubau auch zur Stabilisierung 
vorhandener Quartiere und der dortigen 
Dienstleistungsangebote beitragen. Auf 
der anderen Seite muss der Wohnungs-
neubau in der Innenentwicklung sehr viel 
präziser und sensibler in das bestehende 
Siedlungsgefüge und in die Nachbarschaf-
ten eingepasst werden. Dies bedeutet, 
dass im Einzelfall politische Widerstände, 

planungsrechtliche Schwierigkeiten und 
sonstige – durchaus auch wirtschaftlich 
bedeutsame – Hindernisse (z.  B. in der 
Grundstücksaufbereitung) überwunden 
werden müssen. Die Vorteile der Innenent-
wicklung nutzen zu wollen, bedeutet dann 
auch, diese Schwierigkeiten überwinden 
zu müssen. Die damit verbundenen Her-
ausforderungen lassen sich kursorisch und 
in thematischen Clustern strukturiert wie 
folgt beschreiben: 

�� Aktivierung des (privaten) Interes-
ses an der Grundstücksentwicklung: 
Bevor Wohnungsbau möglich wird, 
müssen sowohl Grundstückseigentü-
merinnen und -eigentümer als auch 
Wohnungsbauinvestoren ein Interesse 
an der Entwicklung des Grundstücks 
haben und zudem zu einer wirtschaft-
lich tragfähigen Bewertung des Grund-
stücks finden. Häufig scheitert dies 
bereits an der Verkaufsbereitschaft der 
bisherigen Eigentümerinnen und Ei-
gentümer oder an deren überhöhten 
Preisvorstellungen. In anderen Fällen 
ist ein mangelndes Investoreninteresse 
zu beklagen, z. B. weil Qualitätsmängel 
des Grundstücks oder auch des unmit-
telbaren städtebaulichen Umfeldes die 
erzielbaren Erträge so weit schmälern, 
dass nur ein unzureichender Investiti-
onsanreiz verbleibt. In den wachsenden 
Städten des ExWoSt-Forschungsfeldes 
ist das Problem der unzureichenden 
Verkaufsbereitschaft weitaus bedeutsa-
mer als das Problem unzureichender 
Ertragsaussichten. Die zentrale Heraus-
forderung des Innenentwicklungsma-
nagements besteht in diesem Kontext 
darin, in Kenntnis der wirtschaftlichen 
Gestaltungsspielräume das Entwick-
lungsinteresse der relevanten Akteure 
zu stärken bzw. zu aktivieren. 

�� Schaffung der bau- und planungs-
rechtlichen Grundlagen: Die Vielfalt 
der zu bewältigenden bau- und pla-
nungsrechtlichen Themen ist bei der 
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Außen- und Innenentwicklung ähn-
lich. In der Außenentwicklung lässt 
sich im Wege der Neuplanung das 
meiste jedoch leichter den aktuellen 
Vorschriften und den sonstigen An-
forderungen entsprechend konzipieren 
und planen. Die meisten Probleme in 
der Innenentwicklung hingegen ent-
stehen infolge der höheren Dichte auf 
dem Entwicklungsgrundstück und 
der damit verbundenen Nähe zu be-
nachbarten Nutzungen. Vertragen die 
vorhandenen Erschließungs- und Ver-
kehrssysteme weitere Anlieger? Lassen 
die Immissionen benachbarter Straßen, 
Schienenstrecken oder Gewerbetriebe 
eine Wohnnutzung zu? Kann der Be-
standsschutz für bestehende Betriebe 
trotz der heranrückenden Wohnbe-
bauung gewährleistet werden? Wie ist 
der naturschutzrechtliche Ausgleich 
bei einer hohen Grundstücksausnut-
zung zu ermöglichen oder wo könnte 
er ersatzweise vorgesehen werden? Wie 
lassen sich die Zufahrtswege und Wen-
deplätze für Müll-, Rettungsfahrzeu-
ge oder ähnliches trotz der baulichen 
Enge einfügen? Wie lassen sich bei his-
torischer oder gar denkmalgeschützter 
Bausubstanz alle relevanten Vorschrif-
ten für Wohnnutzungen (Brandschutz, 
Fluchtwege, Energiestandards usw.) 
einhalten? Das Innenentwicklungsma-
nagement kann diese hier nur unvoll-
ständig genannten fachlichen Fragen 
selbstverständlich nicht im Alleingang 
lösen. Die Herausforderung für das 
Innenentwicklungsmanagement liegt 
stattdessen primär darin, trotz der ho-
hen Komplexität und der großen Zahl 
an Beteiligten die Verlässlichkeit und 
Zügigkeit der Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren zu erhalten und gleich-
zeitig den Blick für das (wirtschaftlich) 
Machbare zu stärken. 

�� Stärkung der Akzeptanz von Woh-
nungsbau in der Innenentwicklung: 
Stadtentwicklung und Wohnungsbau 

sind Gegenstand zunehmender Kon-
troversen und zugleich Schauplatz 
selbstbewusst vertretener Interessen. 
Dies gilt auch und besonders bei zu-
nehmender Verdichtung der Städte 
für die Innenentwicklung. Widerstän-
de aus der Nachbarschaft oder von 
sonstigen bürgerschaftlichen Gruppen 
sind zu einer regelmäßigen Begleiter-
scheinung des Wohnungsbaus in der 
Innenentwicklung geworden.17 Häufig 
untergraben diese Kontroversen die 
Zustimmung zur Innenentwicklung 
auch in den entscheidungsrelevanten 
städtischen Gremien. Für das Inne-
nentwicklungsmanagement entsteht 
daraus die Aufgabe, die Akzeptanz und 
politische Zustimmung für den Woh-
nungsbau in der Innenentwicklung zu 
stärken, sowohl im planerischen Ein-
zelfall als auch im Sinne einer belastba-
ren städtebaulichen bzw. stadtentwick-
lungspolitischen Grundorientierung. 

Die vorstehenden Beschreibungen lassen 
bereits erkennen, dass die Innenentwick-
lung generell sowie die damit korrespon-
dierenden Aufgaben eines Innenentwick-
lungsmanagements einen vergleichsweisen 
hohen Personaleinsatz erfordern. Dies kann 
angesichts der vielfach beklagten Engpässe 
in den Bau- und Planungsverwaltungen als 
zusätzliche Herausforderung verstanden 
werden. Die hohe Arbeitsintensität resultiert 
aus der im Vergleich zur Außenentwick-
lung entstehenden Kleinteiligkeit der Ent-
wicklungs- und Planungsaufgaben. Hinzu 
kommen die oben beschriebenen Aufgaben 

17 Unterschiedliche Aspekte und Erscheinungsfor-
men des bürgerschaftlichen Widerstands wurden 
beispielsweise in der Studie „Erfolgsfaktoren für 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen der Inne-
nentwicklung von dynamischen Städten“ (BBSR 
2018a) behandelt. Ansatzpunkte zur Stärkung der 
Akzeptanz für Wohnungsbauvorhaben wurden 
vom Deutscher Verband für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung e.V. im Auftrag von 
BMI/BBSR als Bestandteil der „Wohnraumoffensi-
ve“ und als Ergebnis einer Reihe von Regionalkon-
ferenzen zu diesem Thema veröffentlicht (siehe 
Deutscher Verband 2020).
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im Einzelfall. Hieraus ergibt sich, dass die 
Erhebung von Innenentwicklungspotenzia-
len nicht allein analytischen Charakter hat 
und im Sinne stadtentwicklungs- bzw. woh-
nungspolitischer Grundüberlegungen von 
Bedeutung ist. Mindestens ebenso wichtig 
ist ihre Funktion als Grundlage der verwal-
tungsseitigen Ressourcensteuerung. Dies 
umfasst nicht nur eine differenzierte fach-
liche Bestandsaufnahme zur Bewertung 
der Machbarkeit, sondern auch eine dar-
an anschließende politische Priorisierung. 
Dergestalt ist die Potenzialerhebung auch 
als ein wesentliches Steuerungsinstrument 
einer wohnungspolitisch orientierten Inne-
nentwicklungsstrategie zu verstehen.

Abbildung 4:  Typische Herausforderungen des 
Innenentwicklungsmanagements
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2.4 Konzeption und Arbeits-
weise im Forschungsfeld

Die im vorhergehenden Kapitel geschil-
derten Herausforderungen bilden den ge-
danklichen Rahmen zur Konzeption des 
Forschungsfeldes. Dabei konnten Erfah-
rungen von anderen Kommunen aufgriffen 
werden, die bereits in der Vergangenheit 
dem Innenentwicklungsmanagement ver-
gleichbare Arbeitsweisen begonnen und 
entsprechende Dienststellen eingerichtet 
haben. Hierzu zählen insbesondere der 
„Wohnungsbaukoordinator“ in Hamburg 
(seit 2010), die „Wohnungsbauleitstelle“ 
in Berlin (seit 2013) oder auch die „Woh-
nungsbauleitstelle“ in Köln (seit 2017).

Im ExWoSt-Forschungsfeld setzten mit 
Aalen, Berlin, Hamburg-Altona, Ludwigs-
felde, Offenburg, Regensburg, Solingen 
und Trier acht Kommunen ein aktives 
Innenentwicklungsmanagement zur Un-
terstützung des Wohnungsbaus um. Mit 
jeweils lokal angepassten Ansätzen erprob-
ten die Modellvorhaben zwischen Anfang 
2017 und Ende 2019 in der Praxis, welche 
Maßnahmen zur Aktivierung zusätzli-
chen Wohnraums beitragen können und 
wo weitergehende Unterstützungsbedarfe 
der Kommunen bestehen. In der Summe 
sollten durch die Arbeit in den Modellvor-
haben vor allem die nachfolgenden For-
schungsleitfragen beantwortet werden:

�� Welche Innenentwicklungspotenziale 
gibt es für den Wohnungsbau? Inwie-
weit werden die Innenentwicklungs-
potenziale tatsächlich für den Woh-
nungsbau genutzt?

�� Wie können die verfügbaren Infor-
mationen zu Potenzialflächen in woh-
nungspolitische Handlungskonzepte 
und insbesondere in die langfristigen 
Überlegungen zum Wohnbaulandbe-
darf eingebunden werden? Welche spe-
zifischen Angebotssegmente können 
dadurch bevorzugt bedient werden?

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Abbildung 5:  Aufgaben der Wohnungsbauleitstelle in Berlin

„Die Wohnungsbauleitstelle bei der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 
ist seit 2013 die zentrale Anlaufstelle für alle Akteure des Wohnungsneubaus in Berlin.“

Zu den Arbeitsschwerpunkten der Wohnungsbauleitstelle zählen:

- Beratung bei der Anwendung des Berliner Modells der kooperativen Baulandentwicklung 
und dessen Weiterentwicklung

- Lösung von Konflikten im Wohnungsneubau als Clearingstelle des Berliner Senats

- Inhaltliche Begleitung der Vorbereitung von Konzeptverfahren für den Wohnungsneubau

- Vereinbarung von Bündnissen zum Wohnungsneubau mit den Bezirken

- Dialog mit den bau- und wohnungswirtschaftlichen Verbänden

Die Wohnungsbauleitstelle ist das Bindeglied zwischen Akteuren des Wohnungsneubaus:
- Verwaltung auf der Landesebene                  Plattformen des fachlichen und öffentlichen Dialogs

- Bauherren / Investoren                 Fachliche Interessen (Verbände, Kammern)

- Verwaltung auf Bezirksebene                  Lokale Interessen (Quartiere, Initiativen)

�� Welche fördernden und hemmenden 
Faktoren gibt es bei der Aktivierung 
von Innenentwicklungspotenzialen? 
Welche Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote sind geeignet, eine zü-
gige Nachverdichtung anzuregen?

�� Welche besonderen Erfahrungen gibt 
es bei der Innenentwicklung von Flä-
chen bzw. Gebäuden mit unterschiedli-
chen baurechtlichen Voraussetzungen?

�� Welche Facetten und Aufgaben muss 
der Innenentwicklungsmanager um-
fassen? Inwieweit ist das Konstrukt 
Innenentwicklungsmanager mit der 
verbundenen Koordinations- oder 
Managementaufgabe in einer Kom-
mune tragfähig?

�� Welche Wege der Verfahrensoptimie-
rung bieten sich in der Kommune an, 
um die Vorhaben zügiger, verlässlicher 
und auch unter Berücksichtigung der 

wohnungswirtschaftlichen Machbar-
keit durch die Planungs- und Geneh-
migungsverfahren zu begleiten?

�� Welche Rahmenbedingungen tragen 
zu einem positiven Neubauklima bei? 
Wie gelingt eine transparente und er-
folgreiche Bürgerbeteiligung? Welche 
Veranstaltungsformate und Informati-
onsangebote eignen sich für eine An-
sprache der Bürgerschaft?

�� Wie kann die Politik besser als bislang 
für die wohnungsbaupolitischen Ziele 
in der Innenentwicklung sensibilisiert 
werden? Welche politischen Zielkon-
flikte bestehen typischerweise bei Vor-
haben der Innenentwicklung?

�� Welche in der Praxis erprobten und 
erfolgreichen Ansätze lassen sich über-
tragen?

Quelle: https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnungsbauleitstelle/ (letzter Abruf Oktober 2020)
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Abbildung 6:  Aufgaben der Wohnungsbauleitstelle in Köln

„Die Wohnungsbauleitstelle ist zentrale Anlaufstelle für Investorinnen undInvestoren 
sowie alle anderen Akteurinnen und Akteure des Wohnungsmarktes für Bauprojekte 
mit mehr als 50 Wohneinheiten.

Zu den zentralen Aufgaben und Zielen der Wohnungsbauleitstelle zählen:

- Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsprozessen

- Förderung von Projektentwicklungen von Externen

- Aktivierung von Flächenpotenzialen für den Wohnungsbau

- Begleitung und Forcierung der Umsetzung wichtiger Grundsatzbeschlüsse zum 
Wohnungsbau

- Clearingstelle bei konfliktbehafteten Wohnungsbauvorhaben“

Eine Besonderheit des Forschungsfeldes 
bestand darin, dass die Kommunen Mit-
tel zum Einsatz zusätzlichen Personals 
(„Innenentwicklungsmanager“) erhalten 
konnten und dadurch eine sehr enge An-
bindung der Modellvorhaben und des 
Forschungsfeldes an das „normale“ Ver-
waltungsgeschehen gegeben war. Diese Er-
probung unter „Realbedingungen“ erwies 
sich als vorteilhaft, da das Innenentwick-
lungsmanagement eng verwoben mit dem 
Planungsalltag agieren konnte und musste. 
Eine Herausforderung bestand darin, das 
Handeln des Innenentwicklungsmanage-
ments als eigenständigen Forschungsge-
genstand vom alltäglichen Verwaltungs-
handeln abzugrenzen.

Die beschriebenen Aufgaben wurden von 
den acht Modellvorhaben ausgehend von 
ihren jeweiligen Interessen und Hand-
lungsbedingungen spezifisch interpre-
tiert. Dabei war es nicht die Aufgabe jedes 
Modellvorhabens, das gesamte Spektrum 
eines möglichen Innenentwicklungsma-
nagements zu erproben. Das ExWoSt-For-
schungsfeld war stattdessen von der Idee 
einer arbeitsteiligen Erprobung des Inne-
nentwicklungsmanagements getragen.

Foto: Quaestio Forschung & Beratung GmbH

Öffentliche Auftaktveranstaltung in Hamburg-Altona

Foto: Quaestio Forschung & Beratung GmbH

Öffentliche Abschlussveranstaltung in Berlin

Quelle: https://www.stadt-koeln.de/service/adressen/10558/index.html (letzter Aufruf Januar 2020)
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In der Projektlaufzeit haben die Modellvor-
haben mit zwei Zwischenberichten und ei-
nem Endbericht über die Verwendung der 
Forschungsmittel und die dabei erzielten 
Ergebnisse berichtet. Diese wurden vom 
Projektteam im BBSR und der Forschung-
sassistenz ausgewertet. Bei regelmäßigen 
Vor-Ort-Besuchen (drei Besuche je Mo-
dellvorhaben) durch das BBSR-Projekt-
team und die Forschungsassistenz konnten 
offene Fragen sowie die Zwischenergebnis-
se diskutiert werden.

Zusätzlich wurden während der Projektlauf-
zeit vier zentrale Erfahrungswerkstätten mit 
allen beteiligten Kommunen durchgeführt, 
die im Wesentlichen einem vertieften Aus-
tausch der Modellvorhaben untereinander 
dienten. Auf den Erfahrungswerkstätten 
wurden beispielsweise Strategien zur An-
sprache und Aktivierung von Eigentümerin-
nen und Eigentümern, Einsatzmöglichkei-
ten unterstützender planungsrechtlicher 
Instrumente oder die Akzeptanz von Neu-
bauvorhaben in der Bevölkerung themati-
siert. Die Modellvorhaben hatten auch die 
Gelegenheit, ihre Erfahrungen mit konkre-
ten zu aktivierenden Flächen vorzustellen 
und mit den anderen Kommunen mögliche 
Schritte zu beraten. Je eine öffentliche Ver-
anstaltung zu Beginn und zum Abschluss 
des Forschungsfeldes sorgten für den Trans-
fer in die interessierte Fachöffentlichkeit.

Eindrücke aus den Erfahrungswerkstätten

Fotos: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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3 Die Modellvorhaben

Der Aufruf zum ExWoSt-Forschungsfeld 
ist bei Kommunen bundesweit auf großes 
Interesse gestoßen. Insgesamt 32 Bewer-
bungen sind eingegangen, 17 Kommunen 
wurden anschließend bereist und letztend-
lich acht Kommunen als Modellvorhaben 
ausgewählt. Diese sind von Wachstums-
tendenzen geprägt und verfügen über aus-
reichend Potenziale für den Wohnungsbau 
in der Innenentwicklung. Bei der Auswahl 
wurde zudem darauf geachtet, dass die 
Modellvorhaben eine große Bandbreite 
an kommunalen Ausgangssituationen, Er-
fahrungshintergründen und angedachten 
Mobilisierungsansätzen abbilden. Die fol-
genden Teilkapitel geben Einblick in die 
ausgewählten Modellvorhaben und ihre im 
Forschungsfeld gesammelten Erfahrungen.

3.1 Aalen

Ausgangssituation für das 
Innenentwicklungsmanagement

Charakteristisch für die Stadt Aalen ist die 
Untergliederung der Siedlungsfläche in 
eine Kernstadt und sieben kleinere Orts-
teile. Stetig wachsende Bevölkerungszah-
len bedingen eine zunehmende Nachfrage 
nach Wohnraum in der gesamten Stadt. 
Der Gemeinderat hat vor diesem Hinter-
grund 2014 das „Handlungsprogramm 
Wohnen“ verabschiedet. Die daraus resul-
tierende „Wohnbauoffensive“ zielt darauf 
ab, in Aalen 220 bis 240 neue Wohneinhei-
ten pro Jahr zu schaffen. Der Nachverdich-
tung im Innenbereich kommt dabei eine 
wichtige Bedeutung zu, um den Wohn-
wünschen der Bevölkerung Rechnung zu 

Abbildung 7:  Wohnungsmarktindikatoren Aalen
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tragen, gewachsene Siedlungsstrukturen 
zu erhalten und die Flächeninanspruch-
nahme zu reduzieren. Ausdruck dieser 
hohen Bedeutung sind auch die jüngeren 
städtebaulichen Vorhaben. So betreibt die 
Stadt Aalen z.  B. mit der Konversion von 
Gewerbebrachen und der Mobilisierung 
ehemaliger Bahnliegenschaften ein aktives 
Flächenrecycling. Auch die städtische Woh-
nungsbaugesellschaft ist als wichtiger Part-
ner der Kommune in der Innenentwicklung 
tätig und ersetzt ältere Geschosswohnungs-
baubestände durch zeitgemäße Neubebau-
ung oder entwickelt sie u. a. durch ener-
getische Sanierungen nachhaltig weiter. 
Dennoch ist insbesondere in den eher länd-
lich geprägten Ortsteilen Aalens das Einfa-
milienhaus die dominierende Wohnform 
und verdichteter Neubau findet nicht über-
all Akzeptanz. Sowohl in der Kernstadt als 
auch in den Ortsteilen bestehen allerdings 
etliche Wohnungsbaupotenziale, die durch 
das Innenentwicklungsmanagement akti-
viert werden sollten. Dies sind in der Kern-
stadt vor allem Brachflächen, Baulücken 
und ungenutzte Gebäude. In den Ortstei-
len stehen neben Baulücken typischerweise 
ehemalige Hofstellen für eine wohnbauliche 
(Weiter-)Entwicklung im Fokus.

Die Aufgabe des Innenentwicklungsma-
nagements bestand vor diesem Hintergrund 
darin, die Funktion der Kernstadt als Wohn-
standort zu stärken und die Akzeptanz für 
urbanere Wohnformen in den Ortsteilen 
zu erhöhen. Der Fokus des Innenentwick-
lungsmanagements lag davon ausgehend 
darauf, Eigentümerinnen und Eigentümer 
von Potenzialflächen auf die Entwicklungs-
möglichkeiten aufmerksam zu machen und 
Bauwillige sowie Planerinnen und Planer 
zu unterstützen. Neue Wege der Flächenak-
tivierung sollten durch das Innenentwick-
lungsmanagement erprobt und die ent-
sprechenden verwaltungsinternen Prozesse 
koordiniert werden. Ein weiterer Schwer-
punkt lag auf der Öffentlichkeitsarbeit für 
die Innenentwicklung, um die Akzeptanz in 
der Bevölkerung zu erhöhen. Ortsvorsteher 

und Gemeinde- bzw. Ortschaftsräte sollten 
als lokale Multiplikatoren den Stellenwert 
einer verstärkten Innenentwicklung zusätz-
lich hervorheben.

Umsetzung und Ergebnisse

Für das Innenentwicklungsmanagement 
wurde mit Unterstützung des Landesför-
derprogramms „Flächen gewinnen durch 
Innenentwicklung“ (vgl. Abbildung 8) im 
Stadtplanungsamt eine zusätzliche Perso-
nalstelle geschaffen. Das Amt für Vermes-
sung, Liegenschaften und Bauverwaltung, 
das Bauordnungsamt, der Baubürger-
meister sowie der Referent des Oberbür-
germeisters wurden in regelmäßigen Ab-
stimmungs- und Koordinierungsrunden 
eng eingebunden. Diese ämter- und hier-
archieübergreifende Zusammenarbeit des 
Innenentwicklungsmanagements mit wei-
teren Stellen hat sich bewährt. Zum einen 
konnten Projekte in der Innenentwicklung 
frühzeitig erkannt und zielführend beglei-
tet werden. Zum anderen wurde der poli-
tische Rückhalt für die Innenentwicklung 
gestärkt. Das Innenentwicklungsmanage-
ment arbeitete auch im Verwaltungsalltag 
als zentrale Koordinierungsstelle, die die 
Akteure zielgerichtet zusammenbringt 
und die Informationen zusammenführt. 
Die Bedeutung dieser Tätigkeit wurde von 
der Politik erkannt, sodass die Personal-
stelle nach Abschluss des Forschungsfeldes 
unbefristet weitergeführt wird.

Das Innenentwicklungsmanagement konn-
te auf der langjährigen Erfahrung der Stadt 
Aalen in der Innenentwicklung aufbauen. 
Beispielsweise werden bereits seit über 20 
Jahren in Aalen Innenentwicklungspoten-
ziale erhoben. Im Jahr 2010 wurde das dar-
aus entwickelte Baulandkataster im Internet 
veröffentlicht. Das Baulandkataster trägt 
zum einen zur Vermittlung zwischen Eigen-
tümerinnen und Eigentümern und Bauin-
teressenten bei, da es öffentlich zugänglich 
ist. Die Stadtverwaltung verzeichnete in den 
vergangenen Jahren stetig steigende Anfra-
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Nachverdichtungspotenziale in der Kernstadt und in den Ortsteilen

gen nach Baulücken über das Baulandkata-
ster (2019 ca. 150 Personen). Zum anderen 
konnte das Innenentwicklungsmanagement 
auf das Baulandkataster zurückgreifen, um 
städtebaulich relevante Grundstücke zu er-
mitteln und frühzeitig Entwicklungs- oder 
Planungsprozesse anzustoßen. Im Zuge des 
Forschungsfeldes wurde das Baulandkatas-
ter gezielt ausgewertet. Dabei wurde deut-
lich, dass weiterhin sowohl in der Kernstadt 
als auch in den Ortsteilen Innenentwick-
lungspotenziale vorhanden sind. Zugleich 
wurden typische Hemmnisse in der Inne-

nentwicklung offensichtlich, die einer Akti-
vierung entgegenstehen. Dies sind z. B. eine 
fehlende Entwicklungsbereitschaft der Ei-
gentümerinnen und Eigentümer, fehlendes 
oder veraltetes Baurecht oder Unsicherhei-
ten bezüglich bestehender Altlasten. In den 
letzten Jahren wurden auch mit Hilfe des 
Innenentwicklungsmanagements mit stei-
gender Tendenz ca. 20 bis 30 Baulücken pro 
Jahr bebaut.

Fotos: Stadt Aalen

Abbildung 8  Förderprogramm des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und 
Wohnungsbau Baden-Württemberg „Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“

Fördergegenstände:

- Einsatz kommunaler Flächenmanager zur Aktivierung innerörtlicher Flächen für Wohnzwecke

- unmittelbar umsetzbare städtebauliche Planungen für flächeneffizienten Wohnungsbau

- vorbereitende Untersuchungen und Planungen (z. B. Innenentwicklungs- und Quartierskonzepte)

- Konzepte zur Aktivierung und Aufwertung von Flächen (z. B. Aus- und Umbau, Umfeldgestaltung)

- Kommunikation und Beteiligung mit relevanten Akteuren (z. B. Eigentümerinnen und Eigentümer)

- Bürgerbeteiligung bei Innenentwicklungsvorhaben

- Kooperation (z. B. zwischen Kommunen, mit Unternehmen oder Vereinen)

Zuwendungsempfänger:
Städte, Gemeinden, Gemeindeverwaltungsverbände, Landkreise und Zweckverbände in Baden-
Württemberg

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH, Grundlage: https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/service/foerderprogram-
me-und-aufrufe/liste-foerderprogramme/flaechen-gewinnen-durch-innenentwicklung/ (letzter Abruf: Juni 2020)
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Veranstaltung zur Innenentwicklung und Ausstellung der Schülerentwürfe

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit des 
Innenentwicklungsmanagements bestand 
darin, das Thema in der Öffentlichkeit zu 
platzieren, dadurch den Rückhalt für die 
Innenentwicklung in der Kernstadt und in 
den eher ländlich geprägten Ortsteilen zu 
stärken und Flächeneigentümerinnen und  
eigentümer zu Entwicklungen zu ermuti-
gen. Projektbegleitend wurde hierfür nicht 
nur eine umfangreiche Pressearbeit geleis-
tet, sondern auch öffentliche Vortragsrei-
hen und Ausstellungen durchgeführt so-
wie eine Broschüre zur Innenentwicklung 
in Aalen erstellt. 

In einem Projekt mit einer örtlichen Schule 
setzten Schülerinnen und Schüler sich mit 
den Themen nachhaltige Stadtentwicklung 
und flächensparendes Bauen auseinan-
der. Gemeinsam wurden die Vielfalt von 
Innenentwicklungspotenzialen in Aalen 
und alternative Bau- und Wohnformen 
erörtert. Auch die Planungsabläufe in der 
Stadtentwicklung wurden thematisiert. 
Die Schülerinnen und Schüler hatten im 
Projekt zudem die Gelegenheit, für eine 
bestehende Innenentwicklungsfläche in 
Aalen ihr „Traumhaus“ zu entwerfen. Die 
Ergebnisse wurden im Rahmen der städti-
schen Veranstaltungsreihe „planen, bauen, 
wohlfühlen in Aalen“ ausgestellt. Das Pro-
jekt hat gezeigt, dass bei den jüngeren Ge-
nerationen Interesse an Stadtentwicklung 

vorhanden ist und entsprechende Informa-
tionsangebote die Thematik der nachhalti-
gen Innenentwicklung in das Bewusstsein 
bringen können. 

Darüber hinaus hat das Innenentwick-
lungsmanagement die lokale Politik regel-
mäßig über die Innenentwicklungsstrate-
gie und Unterstützungsmöglichkeiten für 
Bauwillige informiert. Insbesondere die 
Ortsteilpolitik konnte für die Notwendig-
keit der Innenentwicklung sensibilisiert 
und als wichtiger Multiplikator für die 
Bevölkerung gewonnen werden. Im per-
sönlichen Kontakt mit Eigentümerinnen 
und Eigentümern konnten sie Entwick-
lungen anregen. Steigende Bauantrags-
zahlen auch für urbane Gebäudeformen 
verdeutlichen den Erfolg der Öffentlich-
keitsarbeit im Modellvorhaben für die In-
nenentwicklung. 

Im Zuge des Forschungsfeldes wur-
den in Aalen an ausgewählten größe-
ren Innenentwicklungspotenzialen ak-
tive Mobilisierungsstrategien durch das 
Innenentwicklungsmanagement erprobt. 
In persönlichen Gesprächen mit den Ei-
gentümerinnen und Eigentümern wur-
den Entwicklungsmöglichkeiten erörtert. 
Dabei zeigte sich allerdings, dass für die 
Stadt bei fehlendem Entwicklungsinteresse 
der Eigentümerinnen und Eigentümer ein 

Fotos: Stadt Aalen
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Abbildung 9:  Förderprogramm „Flächen gewINNEN“

Ein kommunales Förderprogramm unterstützt in Aalen private Maßnahmen 
in der Innenentwicklung. Gefördert werden z. B.:

- Abbruchkosten nicht ortsbildprägender, ehemals landwirtschaftlich 
genutzter Gebäude zur Schaffung von neuem Wohnraum

50% der Nettoabbruchkosten, max. 10.000 € 

- Kosten für umfassende Modernisierungen von Wohngebäuden, die vor 
1975 entstanden sind, zur Schaffung von zeitgemäßen Wohnverhält-
nissen oder zusätzlichem Wohnraum

10 % der Nettomodernisierungskosten, max. 10.000 € bzw. 20.000.€ 
bei > 1 WE
zzgl. 5.000 € für ökologisch nachhaltige Baustoffe/Maßnahmen  
zzgl. 1.000 € je minderjähriges Kind 

- Baumpflanzungen von einheimischen Laubbäumen an bedeutsamen
Stadteingangs- und Durchfahrtsstraßen im Bereich zwischen 
öffentlichem Straßenraum und Gebäudefassade

100 % der Nettoerwerbskosten, jedoch maximal 500 € pro Grundstück  

eingeschränkter Handlungsspielraum be-
steht. Umso wichtiger war es für die Stadt 
Aalen, kreative Wege zu finden, wie mit 
den bestehenden Instrumenten zusätzli-
che Innenentwicklungspotenziale aktiviert 
werden können. Dieses Vorgehen erwies 
sich als personalintensiv und erforderte 
im Planungsalltag viel Flexibilität und zum 
Teil auch Mut für zunächst ungewöhnlich 
erscheinende Wege. Dennoch zeigen die 
Ergebnisse, dass sich dieser Einsatz für 
die Innenentwicklung lohnt. In einem Fall 
konnte durch eine geschickte Kombination 
planerischer und rechtlicher Instrumen-
te bereits eine Entwicklung angestoßen 
werden. Dabei spielten mehrere Faktoren 
eine Rolle: Zum einen wurde die für den 
Eigentümer rentierliche Nutzung als öf-
fentlicher Parkplatz durch eine geänderte 
Verkehrsführung und Verkehrsberuhi-
gung unattraktiver. Zum anderen bot ein 
bestehendes Sanierungsgebiet inklusive 
städtischem Vorkaufsrecht für die Stadt 
die Möglichkeit, einen geplanten Grund-
stücksverkauf zum Anlass für eine Kon-
taktaufnahme zum Eigentümer zu neh-
men. Gemeinsam konnten anschließend 
Machbarkeitsstudien sowie Nutzungs- und 
Bebauungsvarianten diskutiert werden, so-

dass eine wohnbauliche Nutzung zukünf-
tig umgesetzt werden kann.

Das Innenentwicklungsmanagement in 
der Stadt Aalen wurde durch ein Anfang 
2017 eingerichtetes kommunales Förder-
programm unterstützt. Dieses fördert pri-
vate Maßnahmen der Innenentwicklung, 
wie die umfassende Modernisierung an 
Bestandswohngebäuden aus den 1950er 
bis 1970er Jahren oder den Abriss von ehe-
maligen landwirtschaftlichen Gebäuden 
zur Schaffung von neuem Wohnraum an 
diesen Stellen, finanziell. Finanziert wird 
das Förderprogramm aus Haushaltsmit-
teln (einmalige Anschubfinanzierung) und 
aus dem Aalener Innenentwicklungsfonds, 
der sich seinerseits aus einer Innenent-
wicklungsumlage beim Verkauf von städti-
schen Baugrundstücken im Außenbereich 
speist. Das Innenentwicklungsmanage-
ment war wesentlich in die Bewerbung 
und Koordination des Förderprogramms 
eingebunden. Insgesamt wurden bis Mit-
te 2020 bereits 138 Förderanträge gestellt, 
wobei es sich vorwiegend um Modernisie-
rungsmaßnahmen, häufig mit Anbauten 
oder Dachausbauten handelt. Durch die-
se Vergrößerung der Wohnfläche sind die 

Quelle: Stadt Aalen, eigene Darstellung
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Gebäude in gewachsenen Wohngebieten 
insbesondere für Familien eine attraktive 
Alternative zum neu gebauten Einfamili-
enhaus in Neubaugebieten am Stadt- oder 
Ortsrand.

Fazit

Im Forschungsfeld konnte das Modell-
vorhaben erfolgreich ein Innenentwick-
lungsmanagement etablieren, das auch 
in Zukunft weiterbestehen wird. Verwal-
tungsintern trug es dazu bei, Prozesse 
der Innenentwicklung besser zu koordi-
nieren und zu steuern. Im Kontakt mit 
ausgewählten Eigentümerinnen und Ei-
gentümern entwickelte es Ideen für wohn-
bauliche Nutzungen und konnte so zur 
Grundstücksaktivierung beitragen. Die 
kreative Herangehensweise und geschickte 
Kombination bestehender Planungsinstru-
mente erwies sich als erfolgversprechend. 
Es wurde aber auch deutlich, dass dieses 
Vorgehen zeit- und personalintensiv ist 
und konstantes mittel- bis langfristiges En-
gagement erfordert.

Das städtische Baulandkataster bietet 
transparente Information über mögliche 
Entwicklungsflächen und ist damit wich-
tige Grundlage für die erfolgreiche Inne-
nentwicklung. Innenentwicklungsmanage-
ment und Bauinteressenten haben so einen 
einfachen Zugang zu möglichen Bau-
grundstücken und können Alternativen zu 
den klassischen Neubaugebieten am Stadt-
rand finden. Zusätzliche Anreize setzt das 
kommunale Förderprogramm. Der Erfolg 
beider Maßnahmen zeigt sich in steigen-
den Bauzahlen bzw. Anträgen für Umbau- 
und Modernisierungsmaßnahmen.

Da der Erfolg der Innenentwicklung maß-
geblich vom Entwicklungsinteresse der 
Eigentümerinnen und Eigentümer und 
den Präferenzen der Bauherren abhängt, 
wurde im Modellvorhaben eine intensive 
Öffentlichkeitsarbeit über Veranstaltun-
gen, Presseberichte und Flyer geleistet. 

Insbesondere in den kleineren Ortsteilen 
spielten Lokalpolitiker eine wichtige Rolle 
als Multiplikatoren für die Bevölkerung. 
Sie wurden daher vom Innenentwick-
lungsmanagement regelmäßig informiert 
und eingebunden. Die Vorteile urbaner 
bzw. kompakter Wohnformen gegenüber 
dem klassischen Neubaueinfamilienhaus 
konnten zudem über das Schulprojekt 
vermittelt werden. Auch wenn die Akzep-
tanzförderung für die Innenentwicklung 
eine Daueraufgabe ist, wurden mit diesen 
Maßnahmen im Modellvorhaben erste 
erfolgreiche Schritte unternommen. In ei-
nem weiteren Baustein soll in nächster Zeit 
die Ansprache von Eigentümerinnen und 
Eigentümern durch ein kommunales Be-
teiligungs- und Kommunikationskonzept 
zur Aktivierung von Innenentwicklungs-
potenzialen intensiviert werden. Dabei 
werden neben baulichen und baukultu-
rellen Aspekten auch soziale, infrastruk-
turelle sowie freiraumplanerische Themen 
betrachtet. 
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3.2 Berlin

Ausgangssituation für das 
Innenentwicklungsmanagement

In der stark wachsenden Metropole Ber-
lin muss aufgrund des hohen Bedarfs zu-
sätzlicher Wohnraum geschaffen werden. 
Zugleich existieren in der Stadt vielfältige 
Flächenreserven in der Innenentwicklung, 
die im Planungsalltag häufig unentdeckt 
bleiben oder nicht gezielt aktiviert werden 
können. Wohnungsneubau, Nachverdich-
tung und die Sorge vor Verdrängung führen 
zugleich in der Stadtgesellschaft zu kontro-
versen Debatten über die zukünftige Stad-
tentwicklung. Das Modellvorhaben Berlin 
hatte es sich daher zur Aufgabe gemacht, 
die für die Stadt typischen Innenentwick-
lungspotenziale stärker in das Bewusstsein 
der Planer und der Politik zu heben und 
dadurch eine Anstoßwirkung zu entfalten. 

Zugleich sollten weitergehende Fragen zur 
Beteiligung der Stadtgesellschaft bei Bau-
vorhaben beantwortet werden.

Das Modellvorhaben setzte auf bereits 
existierenden Strukturen, Ressourcen, In-
strumenten und Erfahrungen in der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen auf. Es war in die dort im Jahr 
2013 eingerichtete Wohnungsbauleitstelle 
integriert, die zentrale Anlaufstelle für die 
Bezirke, für Investoren und alle anderen 
Akteure des Berliner Wohnungsmarktes 
ist und bereits Aufgaben des Innenent-
wicklungsmanagements übernimmt. Dar-
über hinaus verfügt das Land Berlin über 
umfassende Erhebungen über die gesamt-
städtischen für den Wohnungsbau zur Ver-
fügung stehenden Flächen, die in einem 
verwaltungsinternen Wohnbauflächen-In-
formationssystem gebündelt werden.

Abbildung 10:  Wohnungsmarktindikatoren Berlin
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Im Rahmen des Modellvorhabens sollten 
ausgehend von der Senatsebene die be-
stehenden Handlungsroutinen innerhalb 
der Verwaltung für eine Potenzialidenti-
fizierung, -erfassung und -aktivierung ge-
prüft und weiterentwickelt werden. In den 
Blick genommen wurden gut angebundene 
Standorte im Umfeld von U- und S-Bahn-
stationen vornehmlich außerhalb des 
S-Bahnrings. Neben der Identifizierung 
geeigneter Innenentwicklungspotenziale 
sollten auch Aktivierungsinstrumente er-
probt werden. Einzelne Eigentümerinnen 
und Eigentümer von identifizierten Poten-
zialflächen sollten angesprochen werden, 
um eine Aktivierung der Flächen zu initiie-
ren. Möglichkeiten zur gezielten Einbezie-
hung der Nachbarschaften sowie weiterer 
involvierter Akteure (z. B. Bezirke, städti-
sche Wohnungsbaugesellschaften, soziale 
Träger) sollten ebenfalls erörtert werden, 
um die Neubauakzeptanz zu stärken. 

Die Wohnungsbauleitstelle und das Refe-
rat Stadtentwicklungsplanung in der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen haben das Innenentwicklungs-
management im Rahmen des Forschungs-
feldes umgesetzt. Dabei wurden sie von 
externen Fachbüros unterstützt. Darüber 
hinaus waren auch die Bezirke eng einge-
bunden, da diese Ebene maßgeblich für die 
Konkretisierung und Umsetzung der städ-
tebaulichen Planung zuständig ist.

Umsetzung und Ergebnisse

Zur Ermittlung bislang unbekannter Flä-
chenpotenziale für den Wohnungsbau 
wurde ein mehrstufiges Verfahren ge-
wählt. Mit einer GIS-gestützten Analy-
se wurden in einem ersten Schritt an 171 
Standorten im Umfeld von schienenge-
bundenen ÖPNV-Haltepunkten theore-
tische Wohnungsbaupotenziale ermittelt. 
Hierzu wurden u. a. die Flächengröße, die 
Erschließungssituation und die Bau- und 
Nutzungsstruktur als Filterindikatoren he-
rangezogen. Die Offenheit bei der Suche 

nach möglichen Wohnungsbaustandorten 
zahlte sich aus. Die Recherche identifizier-
te zahlreiche bislang noch unbekannt Po-
tenziale. Insbesondere Stellplatzanlagen, 
Gartenanlagen, Randlagen von Friedhöfen 
sowie untergenutzte Einzelhandelsstand-
orte und Gemengelagen aus Gewerbe, 
Einzelhandel, Wohnen und Büronutzung 
sowie Infrastrukturflächen (z. B. ehemali-
ge Bahnbetriebsflächen) bieten erhebliche 
Flächenpotenziale für den Wohnungsbau. 
Die Übertragung der Ergebnisse in das 
Wohnbauflächen-Informationssystem hat 
sichergestellt, dass die Planungsverwaltung 
die Ergebnisse auch über das ExWoSt-For-
schungsfeld hinaus nutzen kann.

Anschließend wurden in einem abgestuf-
ten Prozess aus den 171 Standorten sechs 
Standorte zur vertiefenden Untersuchung 
herausgefiltert. Hierbei legte das Modellvor-
haben Wert darauf, für Berlin beispielhafte 
Typen von Innenentwicklungspotenzialen 
auszuwählen, anhand derer verschiedene 
Mobilisierungsstrategien entwickelt wer-
den können. Eine breite Übertragbarkeit 
der Erkenntnisse konnte auf diesem Weg 
gewährleistet werden. Auswahlkriterien im 
Filterprozess waren z. B. der Potenzialtyp,18 
die planungsrechtliche Situation oder die 
Lage im Stadtgebiet. Eigentumsverhältnisse 
und Realisierungschancen waren weitere 
wichtige Aspekte, da aufgrund des hohen 
Wohnraumbedarfs relativ schnell insbeson-
dere preisgünstiger Wohnraum geschaffen 
werden soll. Vorrangig berücksichtigt wur-
den daher Flächen, die im Eigentum des 
Landes oder kommunaler Wohnungsun-
ternehmen liegen sowie Flächen, auf denen 

18 Neubau auf bislang nicht bebauten Flächen, 
Nachverdichtung im Bestand, Umstrukturierung 
durch Umnutzung im Bestand und / oder Abriss 
mit anschließendem Neubau
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Abbildung 11:  Analysierte Standorte im Umkreis von U- und S-Bahn-Stationen

bei Baurechtschaffung das Berliner Modell19 
anwendbar ist. Schließlich wurde die finale 
Auswahl in Abstimmung mit den Bezirken 
getroffen, da deren Mitwirkungsbereitschaft 
für die weiteren Aktivierungsansätze erfor-
derlich ist.

Die Flächen an den ausgewählten sechs 
Standorten wurden anschließend in enger 
Abstimmung mit den Bezirken in städte-
baulichen Machbarkeitsstudien und Tes-
tentwürfen näher untersucht. Diese vertie-
fende Auseinandersetzung mit den zuvor 
theoretisch abgeleiteten Wohnungsbau-
potenzialen lieferte realistische Aussagen 
über die baulichen Entwicklungsmöglich-
keiten der Flächen. Das Innenentwick-
lungsmanagement konnte insbesondere 
Potenziale identifizieren, die durch neue 
Planungsansätze für den Wohnungsbau 
in Frage kommen. Dies sind beispielswei-
se Flächen, auf denen durch Mehrfach-
nutzungen oder multifunktionale Flächen 

19 Das „Berliner Modell der kooperativen Baulan-
dentwicklung“ regelt einheitlich den Abschluss 
städtebaulicher Verträge für Wohnungsbauvorha-
ben. Bei Baurechtschaffung werden in diesen die 
Übernahme von Kosten für soziale und techni-
sche Infrastrukturen sowie eine 30 %-Quote miet-
preis- und belegungsgebundenen Wohnraums 
festgeschrieben. Nähere Informationen finden 
sich auf der Homepage der Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und Wohnen unter https://
www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/woh-
nungsbau/de/vertraege/.

eine Kombination aus gewerblicher Nut-
zung, sozialer Infrastruktur und Wohnen 
realisiert werden kann. Dies ist vor dem 
Hintergrund der steigenden Flächenkon-
kurrenz unterschiedlicher Nutzungsarten 
im stark wachsenden Berlin besonders re-
levant. Entsprechende Lösungen wurden 
im Modellvorhaben vorbereitet und mit 
den zuständigen Fachämtern besprochen. 
Dadurch zeigte das Innenentwicklungsma-
nagement konkrete, zukünftig aktivierbare 
Potenzialflächen für neue Innenentwick-
lungsstrategien auf, die in der Stadt aktuell 
diskutiert werden.

Zugleich hat das Innenentwicklungsma-
nagement durch die Machbarkeitsstudi-
en zahlreiche Entwicklungshemmnisse 
identifiziert. Beispielhaft zu nennen sind 
entgegenstehendes oder fehlendes Pla-
nungsrecht, fehlendes Entwicklungsinter-
esse oder Entwicklungsmöglichkeiten der 
Eigentümerinnen und Eigentümer, Lärm-
belastungen oder fehlende Erschließung. 
Diese Hemmnisse sollen im Rahmen der 
weiteren Entwicklung gezielt bearbeitet 
und abgebaut werden. 

Neben den Standortuntersuchungen wur-
den im Projekt Strategien für die Flächen-
aktivierung erarbeitet. In enger Abstim-
mung mit den verantwortlichen Ämtern 
der Bezirke, Bauherren und weiteren 
involvierten Akteuren hat das Innenent-

Quelle: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen Berlin

https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnungsbau/de/vertraege/
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnungsbau/de/vertraege/
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnungsbau/de/vertraege/
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Abbildung 12:  Aufgabenverständnis des aktivierenden 
Innenentwicklungsmanagements im Modellvorhaben Berlin
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wicklungsmanagement den derzeitigen 
Ablauf der Bauberatungen und die Beteili-
gungs- und Kommunikationsmaßnahmen 
analysiert. Im Ergebnis zeigte sich, dass 
insbesondere eine proaktive Ansprache 
von Eigentümerinnen und Eigentümern 
einen wichtigen Beitrag zur Flächenakti-
vierung leisten kann, sofern hierfür ausrei-
chende Ressourcen zur Verfügung stehen. 
Anschließend hat das Innenentwicklungs-
management einen Handlungsleitfaden20 
für eine zukünftige aktive Eigentümerbe-
ratung und die Kommunikation mit den 
Nachbarschaften erarbeitet. Dieser wurde 
mit der Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Wohnen und den Fachamts-
vertretungen der Bezirke diskutiert und 

20 Im Handlungsleitfaden werden Grundsätze für 
eine aktive, serviceorientierte Bauberatung darge-
stellt. Dies umfasst beispielsweise Empfehlungen 
zur niederschwelligen Zugänglichkeit der Bera-
tung, zum Erwartungsmanagement und zur ver-
waltungsinternen Abstimmung und Organisation. 
Auch Ansätze zur Etablierung einer aufsuchenden 
Eigentümerberatung sind enthalten. Zum Thema 
Beteiligung werden Empfehlungen zur Stärkung 
des politischen Rückhalts für die Innenentwick-
lung und zur konstruktiven Einbindung der Bür-
gerinnen und Bürger unterbreitet (z. B. Zeitpunkt 
der Ansprache, Einbezug von Initiativen und 
Intermediären).

weiterentwickelt. Für die ausgewählten 
Potenzialstandorte hat das Innenentwick-
lungsmanagement anschließend gemein-
sam mit den jeweiligen Bezirken konkrete 
Beratungs- und Kommunikationsstrate-
gien ausgearbeitet. Erste Ansätze wurden 
im Rahmen des Modellvorhabens bereits 
erprobt. Gute Erfahrungen hat das Inne-
nentwicklungsmanagement dabei mit äm-
terübergreifenden Abstimmungsterminen 
zur Sondierung der unterschiedlichen Ent-
wicklungsvorstellungen und möglichen 
weiteren Planungsschritten gemacht. Diese 
bilden die Grundlage für folgende Gesprä-
che mit den Eigentümerinnen und Eigen-
tümern. Ein erstes Eigentümergespräch 
zeigte, dass dadurch vertiefende Kennt-
nisse über die Motive und Handlungs-
möglichkeiten der Eigentümerinnen oder 
Eigentümer gewonnen werden können. 
Die Erfahrungen aus dem Modellvorhaben 
machen zugleich auch deutlich, dass die 
personellen Ressourcen der Bezirksämter 
in der Regel nicht ausreichen, um diese 
zeitintensiven Arbeiten eines aktivieren-
den Innenentwicklungsmanagements zu 
übernehmen.

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Fazit

Das auf Senatsebene angesiedelte Inne-
nentwicklungsmanagement in Berlin hat 
gezeigt, dass im Stadtgebiet erhebliche Po-
tenziale für den Wohnungsbau an Standor-
ten mit guter ÖPNV-Anbindung bestehen. 
Die zunächst GIS-gestützte Analyse im 
Umkreis der U- und S-Bahnhaltepunkte 
brachte ganz unterschiedliche Typen von 
Innenentwicklungspotenzialen zutage. Um 
deren Entwicklungsperspektive besser ab-
schätzen zu können, wurden die einzelnen 
Standorte vertiefend betrachtet. Die für 
die verbindliche Bauleitplanung und Bau-
genehmigung zuständigen Bezirksämter 
waren dabei wichtige Kooperationspart-
ner, die über Hintergrundinformationen 
zu bestehenden Planungen oder Hemm-
nissen verfügen. Durch die Arbeit im Mo-
dellvorhaben wurde ersichtlich, dass mit 
neuen Ansätzen der Nutzungsmischung 
oder Umstrukturierung auch scheinbar 
nicht oder nur schwer aktivierbare Flä-
chen für den Wohnungsbau bereitgestellt 
werden können. Zugleich hat das Inne-
nentwicklungsmanagement aufgezeigt, 
dass die Aktivierung der Potenziale mit 
erheblichem Aufwand verbunden ist und 
vielfältige Akteure einbezogen werden 
sollten. Insbesondere wenn die dazu erfor-
derlichen personellen Kapazitäten bei den 
Bezirksämtern geschaffen werden, kann 
die Aktivierung der zusätzlichen Innenent-
wicklungspotenziale gelingen.
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3.3 Altona, Hamburg

Ausgangssituation für das 
Innenentwicklungsmanagement

Die Stadt Hamburg versteht sich als wach-
sende Stadt und hat dies 2007 in ihrem 
Leitbild der „Metropole Hamburg“ veran-
kert. Das, mit der wirtschaftlichen Dyna-
mik verbundene, Bevölkerungswachstum 
führte zu einem zunehmenden Druck 
auf den Wohnungsmarkt, woraufhin der 
Wohnungsbau in den Fokus der Stadtent-
wicklungspolitik rückte. Im „Vertrag für 
Hamburg“ wurde im Jahr 2016 zwischen 
Senat und Bezirken die Fortschreibung 
fester Wohnungsbauzielzahlen vereinbart. 
Der Bezirk Altona hat die Vorgabe, jähr-
lich 1.500 Wohnungen zu genehmigen. 
Um dieses Ziel ohne Neuausweisung von 
Siedlungsgebieten zu erreichen, hat der 
Bezirk bereits in seinem „Wohnungsbau-
programm 2017“ festgestellt, dass entlang 

der städtischen Ausfallstraßen, der Magis-
tralen, erhebliche Wohnungsbaureserven 
existieren. Neben den Potenzialen für den 
Wohnungsbau besteht dort die Chance, 
mit Verdichtung und Neubau an bisheri-
gen Durchgangs- und Zwischenräumen 
neue urbane Qualitäten zu erzeugen sowie 
die Wohn- und Aufenthaltsqualität zu ver-
bessern.

Der Bezirk Altona wählte für das 
ExWost-Projekt zwei Hauptverkehrs-
straßen als potenzielle Korridore der zu-
künftigen Wohnungsbauentwicklung. Es 
sollte vertiefend geprüft werden, welche 
Flächen entlang der ausgewählten Ma-
gistralen für den Wohnungsbau geeignet 
sind und wie diese aktiviert werden kön-
nen. Schwerpunkt war dabei die Verdich-
tung von Bereichen mit geringer baulicher 
Grundstücksausnutzung durch zeitgemä-
ßen, nachfragen- und altersgerechten Ge-
schosswohnungsbau. Neben unmittelba-

Abbildung 13:  Wohnungsmarktindikatoren Hamburg-Altona bzw. Hansestadt Hamburg
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ren Anstößen für erste Bauvorhaben sollte 
durch das Innenentwicklungsmanagement 
eine mittel- bis langfristig umsetzbare 
„Magistralenstrategie“, die das Potenzial 
der Magistralen und erfolgreiche Akti-
vierungsansätze auch stadtweit bekannt 
macht, entwickelt werden.

Die Federführung für das Innenentwick-
lungsmanagement übernahmen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aus den Ab-
teilungen Bebauungsplanverfahren und 
Landschaftsplanung im Fachamt für Stadt- 
und Landschaftsplanung. Das Innenent-
wicklungsmanagement wurde während 
des Gesamtprozesses von einer interdis-
ziplinären Projektgruppe begleitet. Dieser 
gehörten Vertreterinnen und Vertreter des 
Bezirksamts, der Behörde für Stadtent-
wicklung und Wohnen, der Behörde für 
Wirtschaft, Verkehr und Innovation, des 
Landesbetriebs Immobilienmanagement 
und Grundvermögen sowie der HafenCi-
ty Universität Hamburg und externer Pla-
nungsbüros an.

Umsetzung und Ergebnisse

Die Projektgruppe hat auf Basis der Ergeb-
nisse des Wohnungsbauprogramms 2017 
zu Beginn des Modellvorhabens neun Un-
tersuchungsbereiche entlang der Magistra-
len ausgewählt, für die mit Unterstützung 
der externen Planungsbüros differenzierte 
Bestandsanalysen und erste Grobkonzep-
te zur wohnbaulichen Weiterentwicklung 
erarbeitet wurden. Dabei wurden z.  B. 
das bestehende Planungsrecht, die Nut-
zungstypologie, die Bebauungsstruktur, 
die Eigentümerstruktur, die Infrastruk-
turausstattung sowie Angaben zur Ver-
kehrsbelastung und sonstigen Immissionen 
betrachtet. Ausgehend von den so identifi-
zierten Hemmnissen und Chancen bilde-
ten die anschließend erarbeiteten Grob-
konzepte erste Ideen zu Lage und Kubatur 
von Gebäudekörpern ab und ließen so eine 
Bezifferung des Wohnungsbaupotenzials 
zu, welches zuvor lediglich überschlägig 

ermittelt wurde. Anschließend wurden für 
drei in Abstimmung mit der Politik ausge-
wählte Quartiere die Grobkonzepte weiter 
konkretisiert, um den örtlichen Gegeben-
heiten weitergehend Rechnung zu tragen. 
Das Innenentwicklungsmanagement hat 
mit der Projektgruppe herausgearbeitet, 
wie eine Aktivierung der dort identifi-
zierten Wohnungsbaupotenziale gelingen 
kann. Im Ergebnis stand zunächst ein „In-
strumentenbaukasten“, der eine Übersicht 
über mögliche formelle und informelle 
Instrumente lieferte. Im Anschluss daran 
wurden für die drei Quartiere jeweils geeig-
net erscheinende Instrumente ausgewählt 
und vertiefend geprüft. Insbesondere das 
städtebauliche Sanierungsrecht, die Um-
legung, das besondere Vorkaufsrecht und 
Angebotsbebauungspläne rückten in den 
Fokus. Der Einsatz der Instrumente wurde 
durch die zuständigen Dienststellen unter 
Einbeziehung des Innenentwicklungsma-
nagements vorbereitet, konkrete Ergebnis-
se konnten im Rahmen des Modellvorha-
bens aufgrund der erforderlichen langen 
Vorlaufzeiten (z.  B. für Voruntersuchun-
gen) allerdings noch nicht erzielt werden. 
Lediglich die Ausübung des besonderen 
Vorkaufsrechts scheint nach Prüfung we-
nig erfolgversprechend, da zum einen die 
Begründung über die (informelle) Magis-
tralenstrategie als nicht ausreichend ange-
sehen wird und zum anderen stellenweise 
vermehrt Grundstücke im Eigentum von 
Wohneigentümergemeinschaften liegen. 
Auch in absehbarer Zeit geändertes Plan-
recht steht dem Gedanken der strategi-
schen Bodenbevorratung im Vorfeld städ-
tebaulicher Maßnahmen entgegen. Neben 
den ausgewählten Quartieren begleitete 
das Innenentwicklungsmanagement auch 
weitere Investitionsvorhaben entlang der 
Hauptverkehrsstraßen.

Insgesamt hat sich das Innenentwick-
lungsmanagement als zentraler Ansprech-
partner und Koordinator im Prozess der 
Magistralenentwicklung bewährt. Es hat 
sowohl verwaltungsintern als auch im 
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Abbildung 14:  Beispielhafte Darstellung der Auswirkungen einer höheren und geschlossenen Bebauung 
auf die Lärmbelastung

Kontakt mit weiteren zuständigen Stellen 
Informationsflüsse gebündelt und Abstim-
mungsprozesse zielorientiert geleitet. Zu 
ausgewählten Flächeneigentümerinnen 
und -eigentümern hat das Innenentwick-
lungsmanagement aktiv den Kontakt ge-
sucht, Entwicklungsideen eingebracht und 
so einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung 
einzelner Projekte geleistet. In anderen Fäl-
len hat es bereits angelaufene Entwicklun-
gen aufgegriffen und in Verhandlungen mit 
den Eigentümerinnen und Eigentümern 
den kommunalen Zielen entsprechend op-
timiert. Es hat sich als wertvoll erwiesen, 
Bauvoranfragen, Bauanträge oder an die 
Bauberatung gerichtete Anfragen an das 
Innenentwicklungsmanagement weiterzu-
leiten. So konnte das Innenentwicklungs-
management mit den Eigentümerinnen 
und Eigentümern Kontakt aufnehmen, Be-
ratung anbieten und in Teilen erfolgreich 
darauf hinwirken, dass die Planungen an 
die Magistralenstrategie angepasst werden. 
Insgesamt war das Feedback der Eigentü-
merinnen und Eigentümer auf die aktive 
Beratung durch das Innenentwicklungs-
management sehr positiv. Zugleich zeigten 
sich in Bebauungsplanverfahren die pla-
nerischen Herausforderungen des Woh-
nungsbaus an Hauptverkehrsstraßen. Lär-

mimmissionen, Luftschadstoffbelastung 
und die Bewältigung des Verkehrsflusses 
sind nur einige Aspekte, die gelöst werden 
müssen.

Die Erfahrungen aus den Aktivierungs-
ansätzen in den drei Modellquartieren 
und der Begleitung weiterer Entwicklun-
gen haben allerdings auch die Grenzen 
des Innenentwicklungsmanagements auf-
gezeigt. Neben der fehlenden Entwick-
lungsbereitschaft einiger Eigentümerinnen 
und Eigentümer ist hervorzuheben, dass 
große Teile der Magistralen mit älteren 
Bebauungsplänen überplant sind. Diese 
fixieren die planerischen Leitbilder der 
vergangenen Jahrzehnte und erschweren 
die Nachverdichtung entsprechend den 
aktuellen Zielen des Bezirks. Eine flächen-
deckende Änderung der Bebauungspläne 
war im Projektverlauf aus Kapazitätsgrün-
den nicht umsetzbar, Befreiungen können 
nur bedingt erteilt werden. Zugleich hat 
der Bezirk nur geringe Steuerungsmög-
lichkeiten bei solchen Vorhaben, die zwar 
der Magistralenstrategie entgegenstehen, 
dabei jedoch den Vorgaben des alten Bau- 
und Planungsrecht entsprechen.

Quelle: Lärmcontor GmbH

Bestand Nachverdichtung
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Um über die angestrebte Magistralenent-
wicklung zu informieren, hat das Bezirk-
samt eine Öffentlichkeitsveranstaltung 
durchgeführt. Die Reaktionen auf die neue 
Stadtentwicklungsstrategie waren über-
wiegend positiv, wenngleich die Wohn- 
und Lebensqualität an viel befahrenen 
Straßen auch kritisch betrachtet wurde. 
Der Innenentwicklungsmanager wurde 
zu diesem Anlass als zentraler Ansprech-
partner vorgestellt. Erste Eigentümerin-
nen und Eigentümer haben anschließend 
Kontakt zu ihm aufgenommen. Laufende 
Informationen über die Ziele des Bezirks 
werden darüber hinaus über eine Website 
und in 2019 wurden flankierend Beiträge 
im Verbandsblatt „Hamburger Grundei-
gentum“ bereitgestellt. 

Fazit

Die detaillierten Analysen potenzieller 
Entwicklungsbereiche entlang der Haupt-
verkehrsstraßen haben viele Möglichkei-
ten für die im Schwerpunkt wohnbauliche 
Nachverdichtung identifiziert. Die Ergeb-
nisse stehen über den Zeitraum des Modell-
vorhabens hinaus zur weiteren Umsetzung 
der Magistralenstrategie zur Verfügung. 
Zugleich wurde im Modellvorhaben deut-
lich, dass das Innenentwicklungsmanage-

ment als Wissensträger, Koordinator und 
Kümmerer wichtige Funktionen bei der 
Etablierung und Umsetzung der Magist-
ralenstrategie einnimmt. So können Ent-
wicklungen frühzeitig erkannt und gesteu-
ert werden. Es bestehen allerdings auch 
vielfältige planerische Herausforderungen 
bei der Nachverdichtung an Hauptver-
kehrsstraßen, die koordiniert und zielge-
richtet angegangen werden müssen. Ange-
sichts der betroffenen Flächen entlang der 
betrachteten Verkehrsachsen, offenbart 
sich das bestehende Planrecht im Hinblick 
auf Umfang und kurzfristige Überwind-
barkeit als zentrales Hemmnis. 

Die Strategie des Modellvorhabens Alto-
na zur Weiterentwicklung der Magistralen 
zu urbanen Wohn- und Lebensstandorten 
wurde aufgrund des hohen Potenzials für 
neuen Wohnraum in die gesamtstädtische 
Debatte aufgenommen. Das Hamburger 
Bauforum widmete sich unter dem Titel 
„Magistralen“ im Jahr 2019 der Thematik 
und bildete damit den Auftakt zu einem 
gesamtstädtischen Angang der Magistrale-
nentwicklung.

Interaktive Elemente der Öffentlichkeitsveranstaltung

Fotos: urbanista im Auftrag des Bezirksamts Hamburg-Altona
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3.4 Ludwigsfelde

Ausgangssituation für das 
Innenentwicklungsmanagement

Die Stadt Ludwigsfelde ist durch ihre lan-
ge Tradition als Industrie- und Gewerbe-
standort geprägt. Die gute Arbeitsplatz-
ausstattung und die verkehrsgünstige Lage 
südlich von Berlin tragen zu einer anhal-
tend hohen Nachfrage nach Wohn- und 
Gewerbeflächen bei. Zugleich wird die 
Kernstadt durch eine Autobahn, Bundes- 
und Landesstraßen und Eisenbahnstre-
cken durchkreuzt. Eine klassische Stadt-
mitte war in Ludwigsfelde daher nicht 
ausgebildet. Die Stadt hat sich die Stärkung 
der Stadtmitte bereits vor einigen Jahren 
zur Aufgabe gemacht. Die Ansiedlung der 
Ludwig-Arkaden und Investitionen in den 
öffentlichen Raum haben bereits wesent-
lich dazu beigetragen. 

Während der zusätzliche Wohnraumbe-
darf in der Vergangenheit v. a. in neu aus-
gewiesenen Einfamilienhausgebieten auf-
gefangen wurde, sind die Möglichkeiten 
zum Wachstum in die Fläche mittlerweile 
begrenzt. Daher möchte die Stadt Lud-
wigsfelde die Wohnungsnachfrage wieder 
mehr auf den Geschosswohnungsbau in 
der Innenstadt lenken. In der Kernstadt 
sind in Geschosswohnungsbausiedlungen, 
in Mehrfamilienhaussiedlungen und in 
Einfamilienhausgebieten zahlreiche Nach-
verdichtungsmöglichkeiten vorhanden. 
Ein bereits erarbeitetes Integriertes Stad-
tentwicklungskonzept und die wohnungs-
politische Umsetzungsstrategie bilden die 
konzeptionelle und strategische Grundlage 
für deren Aktivierung.

Durch den Einsatz eines Innenentwick-
lungsmanagements sollte im Rahmen des 
Modellvorhabens die Aktivierung geeigne-

Abbildung 15:  Wohnungsmarktindikatoren Ludwigsfelde
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34%

22%

25%
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0%

Wohnungseigentümergemeinschaft

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH; Datengrundlage: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (o.l., u.l.), Statistisches Bundesamt (o.r.), BBSR-Wohnungsmarktbe-
obachtung, IDN ImmoDaten GmbH (u.r.)
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Nachverdichtungspotenziale in Ludwigsfelde

ter Innenentwicklungspotenziale für den 
Wohnungsbau vorbereitet werden. Bei der 
Stabstelle Bauleitplanung wurde hierfür 
eine zusätzliche Personalstelle geschaffen. 
Der dort beschäftigte Innenentwicklungs-
manager sollte die vorhandenen Woh-
nungsbaupotenziale zusammenstellen und 
qualifizieren. Anschließend sollte er für 
ausgewählte Flächen erste konzeptionelle 
Ideen erarbeiten und in Abstimmung mit 
den Eigentümerinnen und Eigentümern 
die Mobilisierung vorbereiten. Darüber 
hinaus war er für die Diskussion der In-
nenentwicklungsstrategie mit der Stadtöf-
fentlichkeit verantwortlich.

Umsetzung und Ergebnisse

Zu Beginn des Modellvorhabens stellte 
die Besetzung der neu geschaffenen, zeit-
lich befristeten Personalstelle die Kom-
mune vor Herausforderungen. Personelle 
Engpässe innerhalb der Verwaltung und 
zunächst fehlende Bewerberinnen und 
Bewerber führten dazu, dass die Stelle erst 
Mitte 2018 und nur in Teilzeit besetzt wer-
den konnte. Die Arbeiten konnten in der 
Zwischenzeit nur teilweise durch das be-
stehende Personal übernommen werden.

Der Innenentwicklungsmanager hat zu Be-
ginn seiner Tätigkeit zunächst den Flächen-
katalog aufbereitet. Hierzu hat er bereits 

bekannte Innenentwicklungspotenziale 
sowie neu erfasste Flächen hinsichtlich ih-
rer Eignung für den Wohnungsbau bewer-
tet. Zahlreiche Wohnungsbaupotenziale 
wurden auf diesem Weg identifiziert. Dies 
sind Freiflächen in Geschosswohnungs-
bauquartieren, Nachverdichtungsmög-
lichkeiten in locker bebauten Einfamilien-
haussiedlungen, großflächige Garagenhöfe 
und Brachflächen entlang der Autobahn 
oder der Bahnstrecken. Insgesamt konnte 
der Innenentwicklungsmanager 43 poten-
zielle Innenentwicklungsflächen identifi-
zieren. Die nähere Prüfung dieser Poten-
ziale zeigte allerdings einige Restriktionen 
auf, z.  B. Anbauverbotszonen entlang der 
Autobahn, Altlasten, Denkmalschutzbe-
lange, laufende Pachtverträge oder einer 
wohnbaulichen Nachverdichtung entge-
genstehende Festsetzungen in bestehenden 
Bebauungsplänen. Die Mobilisierbarkeit 
der Flächen wird darüber hinaus durch die 
Eigentumsverhältnisse beeinflusst. Beson-
ders gute Mobilisierungschancen erkannte 
das Innenentwicklungsmanagement für 
Flächen, die im kommunalen Eigentum 
sind. Hier hat die Kommune unmittelbar 
Einfluss auf die Bebauung. In Ludwigsfel-
de befinden sich jedoch vergleichsweise 
wenige Flächen in kommunalem Eigen-
tum. Eine dieser Flächen konnte im Rah-
men des Modellvorhabens bereits an einen 
Wohlfahrtsträger vermittelt werden, der 

Fotos: Stadt Ludwigsfelde
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dort eine Tagespflege- und Sozialstation 
und barrierefreie Wohnungen plant. Wei-
tere Innenentwicklungspotenziale in den 
Geschosswohnungsbauquartieren befin-
den sich im Eigentum des kommunalen 
Wohnungsunternehmens und einer örtli-
chen Wohnungsgenossenschaft.

Um den durch die verzögerte Stellenbe-
setzung entstandenen zeitlichen Verzug 
im Modellvorhaben aufzuholen, fokus-
sierte sich das Modellvorhaben Ludwigs-
felde im Projektverlauf auf die Aktivie-
rung von Innenentwicklungspotenzialen 
in den Geschosswohnungsbauquartieren. 
Die geringe Zahl von Flächeneigentümern 
begünstigte das Vorhaben und schuf gute 
Ausgangsbedingungen. Zugleich bergen 
die zentral gelegenen Quartiere die Chan-
ce, im Sinne der Stadt der kurzen Wege 
auch zur weiteren Belebung der Stadtmitte 
beizutragen.

Zunächst wurden vom Innenentwick-
lungsmanagement erste 3D-Modellie-
rungen erarbeitet, um den Umfang der 
Nachverdichtungsmöglichkeiten auf den 
Potenzialflächen zu ermitteln. Im An-
schluss unterstützten Planungsbüros 
das Innenentwicklungsmanagement da-
bei, für ausgewählte Flächen in den Ge-
schosswohnungsbauquartieren erste Ar-
chitektur-Kurzskizzen anzufertigen, die 
als Diskussionsgrundlage zum Thema 
„Nachverdichtung“ in der Bürgerschaft 
gedacht waren. In diesem Zusammen-
hang zeigte sich, dass zur Realisierung von 
Wohnungsbauten an einigen Stellen vorab 
bodenordnende Maßnahmen erforder-
lich wären. Auf Basis der Entwürfe wur-
den dennoch bereits erste Gespräche mit 
den Wohnungsbaugesellschaften geführt. 
Diese standen den Anregungen des Inne-
nentwicklungsmanagements eher skep-
tisch gegenüber. Eine Sorge bestand darin, 
die Wohnqualität in den Quartieren durch 
die vorgeschlagene Verdichtung zu beein-
trächtigen. In Zukunft sind daher weitere 
Gespräche erforderlich.

Ein Schwerpunkt des Modellvorhabens 
war neben der konkreten Aktivierung von 
Bauflächen auch die Öffentlichkeitsarbeit. 
Da der Wohnungsbau in der Vergangen-
heit in Ludwigsfelde nicht vorrangig in der 
Innenentwicklung stattfand, sollten die 
Bürgerinnen und Bürger in den Prozess 
eingebunden und die Akzeptanz für Nach-
verdichtungen erhöht werden. In drei Bür-
gerforen wurde die Bevölkerung über die 
Innenentwicklungsstrategie der Kommune 
informiert und konnte ihre Vorstellungen 
und Sorgen rund um die Nachverdichtung 
einbringen. Dabei wurde deutlich, dass es 
grundsätzlich ein Verständnis für die Not-
wendigkeit und die Vorteile der Innenent-
wicklung gibt. Zugleich artikulierten sich 
mit zunehmender Konkretisierung der 
stadtplanerischen Ideen – etwa über die 
Architektur-Kurzskizzen für einzelne Flä-
chen – Ängste vor Wohnqualitätsverlusten 
durch Nachverdichtung.

Bürgerforum in Ludwigsfelde

Im Rahmen des Modellvorhabens zeigte 
sich, dass in der wachsenden Stadt Lud-
wigsfelde auch Nutzungskonkurrenzen 
um Entwicklungsflächen bestehen. Das 
Innenentwicklungsmanagement hat den 
Wohnungsbau in den Fokus genommen. 
Gleichzeitig haben weitere Fachämter 
deutlich gemacht, dass Flächen für sozia-
le Infrastrukturen oder Grün- und Erho-
lungsräume benötigt werden. Für eine Ak-

Foto: Stadt Ludwigsfelde
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tivierung der Innentwicklungspotenziale 
sind daher weitergehende Abstimmungen 
innerhalb der Stadtverwaltung und der Po-
litik erforderlich.

Aufgrund der angespannten Finanzlage der 
Kommune und der Schwierigkeiten bei der 
Personalgewinnung war es nicht möglich, 
das Innenentwicklungsmanagement nach 
Abschluss des Forschungsfeldes fortzufüh-
ren. Die systematische Aufarbeitung der 
Potenziale, erste Architektur-Kurzskizzen 
und die Öffentlichkeitsarbeit haben aller-
dings dazu beigetragen, dass die wohnbau-
liche Innenentwicklung in Ludwigsfelde in 
den Fokus der Aufmerksamkeit gerückt ist. 
Damit ist eine Basis für eine erfolgreiche 
Aktivierung von Innenentwicklungspo-
tenzialen in Zukunft geschaffen.

Fazit

Das Modellvorhaben Ludwigsfelde hat ge-
zeigt, dass auch in kleineren Städten zahl-
reiche Potenziale für den Wohnungsbau 
in der Innenentwicklung vorhanden sind 
und aktiviert werden können. Zugleich ist 
das Stadtwachstum mit Flächenbedarfen 
für ergänzende Nutzungen verbunden. 
Dies erfordert weitere Abstimmungen in-
nerhalb der Verwaltung und mit den po-
litischen Akteuren. Die personelle Auslas-
tung in den mit Stadtentwicklungsthemen 
befassten Ämtern führte zudem dazu, dass 
Flächen mit erforderlichen Baurechtsän-
derungen, umfangreichen Eigentümer-
abstimmungen und bodenordnerischen 
Maßnahmen nicht kurzfristig aktiviert 
werden konnten. Das Innenentwicklungs-
management konzentrierte sich daher auf 
aussichtsreiche oder stadtentwicklungspo-
litisch besonders relevante Flächen.

Im Gegensatz zu vielen Kommunen in 
den alten Bundesländern befinden sich in 
Ludwigsfelde zahlreiche Flächen im Eigen-
tum der Kommune oder einiger weniger 
Wohnungsbaugesellschaften. Dies kann 
für die Innenentwicklung von Vorteil sein. 

Allerdings waren auch die Wohnungsbau-
gesellschaften daran interessiert, zwischen 
den Zielen der Innenentwicklung und den 
Interessen ihrer bestehenden Mieterschaft 
abzuwägen. Hier sind zukünftig weitere 
Abstimmungen erforderlich.

Das Innenentwicklungsmanagement konn-
te das Thema Nachverdichtung und urbane 
Wohn-formen erfolgreich in der Öffentlich-
keit platzieren. Die Erfahrungen aus Lud-
wigsfelde zeigen aber auch, dass mit zuneh-
mender Konkretisierung der Planungen das 
Konfliktpotenzial steigt. Hier muss bei der 
Konzipierung der Öffentlichkeitsarbeit sen-
sibel agiert werden.



51Die Modellvorhaben

3.5 Regensburg

Ausgangssituation für das 
Innenentwicklungsmanagement

Die Stadt Regensburg verzeichnet vor al-
lem durch Zuzüge ein anhaltendes Be-
völkerungswachstum. Gleichzeitig wird 
bereits seit einigen Jahren viel Wohnungs-
neubau realisiert. Dennoch erwartet die 
Stadt Regensburg insbesondere im be-
zahlbaren Mietsegment zukünftig Engpäs-
se. Vor diesem Hintergrund hat die Stadt 
Anfang 2016 die „Wohnbauoffensive“ ge-
startet. Unter diesem Namen werden alle 
Maßnahmen und Aktivitäten vereint, die 
dazu beitragen können, möglichst rasch 
mehr neuen Wohnraum zu schaffen. Ein 
wichtiger Bestandteil der Wohnbauoffen-
sive ist die Aktivierung vorhandener Inne-
nentwicklungspotenziale. Daher wurden 
bereits vor dem Start des Modellvorhabens 

die Voraussetzungen zum Einsatz eines In-
nenentwicklungsmanagements geschaffen 
und ein Katalog möglicher Innenentwick-
lungsflächen aufgestellt.

Im Modellvorhaben wollte die Stadt Re-
gensburg die Einsatzmöglichkeiten des 
Innenentwicklungsmanagements zur Un-
terstützung der Wohnbauoffensive sys-
tematisch erproben. Im Fokus stand die 
Beschleunigung der Flächenaktivierung. 
Das Innenentwicklungsmanagement sollte 
die Verwaltungsprozesse koordinieren und 
optimieren. Zusätzlich stand die Identifi-
zierung weiterer, gegebenenfalls auch mit 
Hemmnissen verbundener Flächenpoten-
ziale auf der Agenda. Für diese Potenziale 
sollten die konkreten Herausforderungen 
sondiert und Entwicklungsstrategien ge-
prüft werden. Aufgrund des hohen Neu-
baubedarfs und der gleichzeitig begrenzten 
personellen Kapazitäten in der Verwal-

Abbildung 16:  Wohnungsmarktindikatoren Regensburg
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tung lag der Fokus im Modellvorhaben 
auf Flächenpotenzialen für mindestens 20 
Wohneinheiten im gesamten Stadtgebiet. 

Begleitend zur Aktivierung konkreter Po-
tenziale sollten liegenschaftspolitische 
Strategien für bezahlbaren Wohnraum 
entwickelt werden. Ziel des Innenent-
wicklungsmanagements war es dabei, alle 
relevanten Verbände und Wohnungs-
marktakteure, aber auch bauwillige pri-
vate Grundstückseigentümerinnen und 
-eigentümer einzubeziehen. Ergänzend 
wollte die Stadt Regensburg mithilfe einer 
begleitenden Öffentlichkeitsarbeit über 
die kommunalen Ziele und aktuelle Woh-
nungsbauaktivitäten informieren.

Für das Innenentwicklungsmanagement 
wurde eine zusätzliche Personalstelle im 
Amt für Stadtentwicklung geschaffen und 
durch einen verwaltungsinternen Arbeits-
kreis unterstützt. Durch diesen wurde die 
Zusammenarbeit zwischen dem Amt für 
Stadtentwicklung, dem Stadtplanungsamt, 
dem Liegenschaftsamt und dem Bauord-
nungsamt sichergestellt.

Umsetzung und Ergebnisse

Die Basis für die Aktivitäten des Inne-
nentwicklungsmanagements bildete der 
bereits vorab erarbeitete Flächenkatalog, 
in dem insgesamt 60 Flächen mit einem 
theoretischen Potenzial von je mindestens 
20 Wohneinheiten identifiziert und hin-
sichtlich ihrer Eignung und Umsetzbarkeit 
bewertet wurden. Das Innenentwicklungs-
management hat gemeinsam mit dem äm-
terübergreifenden Arbeitskreis eine Priori-
sierung der Potenziale vorgenommen, um 
die begrenzten personellen Ressourcen im 
Modellvorhaben gezielt einzusetzen.

Das Innenentwicklungsmanagement hat 
zusätzlich zwei neue Wege beschritten, 
um weitere bislang unbekannte Flächen-
potenziale zu identifizieren. Zum einen 
hat es in Abstimmung mit der Abteilung 

Vermessung und Kartographie sowie der 
Abteilung Statistik stadtweit 1.500 Park-
platzflächen im beplanten und unbeplan-
ten Innenbereich identifiziert, die ggf. 
Nachverdichtungspotenzial bieten. Nach 
einer vertieften Überprüfung der bau-
ordnungs- und bauplanungsrechtlichen 
Möglichkeiten u. a. mit beispielhaften 
Baukörpern sind hiervon allerdings nur 
35 Standorte grundsätzlich für den Woh-
nungsbau geeignet. Und auch für diese 
Flächen bestehen unterschiedliche Her-
ausforderungen, beispielsweise hinsicht-
lich der Eignung des Wohnumfeldes, der 
Erfüllung der Stellplatzvorgaben oder der 
erforderliche Platz für Kinderspielplätze 
und Freiflächen kann nicht gewährleistet 
werden. Dennoch hat die Untersuchung 
der Parkplatzflächen erste Anstöße für eine 
mögliche Innenentwicklung gegeben. Ge-
spräche mit den Flächeneigentümerinnen 
und -eigentümern sollen nach Abschluss 
des Modellvorhabens konkrete Entwick-
lungen anstoßen. Weitere Ideen für Nach-
verdichtungsprojekte in der Stadt hat das 
Innenentwicklungsmanagement durch die 
Zusammenarbeit mit der Ostbayerischen 
Technischen Hochschule Regensburg er-
langt. In einem Projektseminar sondierten 
Studierende potenzielle Wohnungsbauflä-
chen und erarbeiteten Bebauungsvorschlä-
ge. Für zwei der von Studierenden bei-
spielhaft überplanten Flächen konnte das 
Interesse der Eigentümer geweckt werden, 
sodass diese Projekte anschließend weiter 
konkretisiert wurden. Die Kooperation des 
Innenentwicklungsmanagements mit der 
Hochschule hat damit wichtige Aktivie-
rungsimpulse gesetzt.

Die Koordination und Beschleunigung 
der verwaltungsinternen Arbeitsabläufe 
durch das Innenentwicklungsmanagement 
haben sich bewährt. Eine enge Betreuung 
ausgewählter Projekte hat dazu beigetra-
gen, dass die Prozesse beschleunigt sowie 
planerische Herausforderungen frühzeitig 
erkannt und gelöst werden konnten. Im 
verwaltungsinternen Arbeitskreis wurden 
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Informationen zu konkreten Entwicklun-
gen zwischen den Ämtern ausgetauscht 
und gemeinsame Strategien entwickelt. 
Dies war besonders relevant, da die Infor-
mationsweitergabe auf Ebene der Sachbe-
arbeiter nur eingeschränkt funktionierte. 
Eine sogenannte „Chef-Info“ der Bürger-
meisterin verfügte zudem, dass für aus-
gewählte Projekte der Wohnbauoffensive 
die Frist für interne Stellungnahmen der 
Ämter auf zwei Wochen verkürzt wurde. 
So können Verfahren effektiv beschleunigt 
werden.

In regelmäßig tagenden „Runden Tischen“ 
wurde der Austausch mit den lokalen 
Wohnungsmarktakteuren gepflegt, um 
Kooperationsmöglichkeiten zur Schaf-
fung von mehr (bezahlbarem) Wohn-
raum zu erörtern. Eingebunden wurden 
Wohnungsbaugenossenschaften, Woh-
nungsbauunternehmen, Bauträger und 
Interessenvertretungen. In den Gesprä-
chen hatten die Akteure die Gelegenheit, 
ihre Bedürfnisse und Entwicklungspers-
pektiven vorzustellen. So konnte das In-
nenentwicklungsmanagement wichtige 
Informationen gewinnen, die die Planung 
zukünftiger Wohnungsbauentwicklungen 
unterstützen.

Die Öffentlichkeit wurde über die Website 
der Stadt, anhand von Flyern und Infor-
mationsständen auf ausgewählten Ver-
anstaltungen über die Wohnbauoffensive 
informiert. Als besonders erfolgverspre-
chend, insbesondere im Umgang mit kri-
tischen Bürgerinnen und Bürgern, hat sich 
darüber hinaus das persönliche Gespräch 
erwiesen. In der Kommunikation mit per-
sönlich von Bauvorhaben betroffenen Per-
sonen oder Bürgerinitiativen, die sich für 
die Bewahrung der Identität ihrer Viertel 
einsetzen, konnte das Innenentwicklungs-
management für mehr Akzeptanz werben.

Im Zeitraum des Forschungsfeldes wurden 
mit Hilfe des Innenentwicklungsmanage-
ments insgesamt bereits ca. 500 Wohnun-

gen umgesetzt, für weitere ca. 2.500 Woh-
nungen läuft die Baurechtschaffung über 
neue Bebauungspläne oder Genehmigun-
gen nach § 34 BauGB. Eine wichtige Rolle 
spielte dabei die Ausweisung der Gebiets-
kategorie „Urbanes Gebiet“, die eine höhe-
re Dichte zulässt und damit die Potenziale 
der Innenentwicklung deutlich erhöht. Zu-
dem können durch die gelockerten Lärm-
schutzvorgaben zusätzliche Flächen wohn-
baulich genutzt werden (z. B. angrenzend 
an Bahnstrecken).

Bei der Aktivierung und Begleitung der 
Wohnungsbaupotenziale sind einige He-
rausforderungen deutlich geworden. So 
sind auch in einer dynamisch wachsenden 
Stadt wie Regensburg nicht alle Eigentü-
merinnen und Eigentümer entwicklungs-
bereit und die rechtlichen Handlungs-
möglichkeiten der Kommune beschränkt 
(z. B. Durchsetzung des Baugebots nach § 
176 BauGB in Fällen, in denen bereits vor 
längerer Zeit eine Baugenehmigung erteilt 
wurde). Auch einige noch in Erbpacht 
vergebene, gewerblich genutzte Flächen 
erwiesen sich aufgrund längerfristiger ver-
traglicher Vereinbarungen im Modellvor-
haben als schwierig zu aktivieren. Daneben 
haben planerische Herausforderungen die 
Aktivierung erschwert. Einzelne Vorha-
ben waren nicht für eine schnelle Wohn-
bebauung geeignet, da die technischen 
Infrastrukturen hierfür nicht ausreichend 
dimensioniert sind. Diese Beispiele zeigen, 
dass zur Unterstützung des Wohnungsbaus 
neben privaten auch kommunale Investiti-
onen erforderlich sind. In anderen Fällen 
hätte die Aufhebung bzw. Änderung be-
stehenden Planrechts, das nicht mehr den 
Entwicklungsinteressen der Kommune 
entspricht, viel Zeit in Anspruch genom-
men. Ein weiteres Entwicklungshemmnis 
bestand in Nutzungskonkurrenzen (z.  B. 
mit Gewerbe, Grünflächen, sozialen Inf-
rastrukturen), die nur teilweise zugunsten 
des Wohnungsbaus entschieden werden 
können.
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Mögliche Wohnungsbaupotenziale: unbebaute Fläche, Bahnfläche, Parkdeck

Fazit

Das Modellvorhaben Regensburg hat 
im Rahmen der Wohnbauoffensive den 
Schwerpunkt auf die Beschleunigung der 
Planungs- und Genehmigungsverfahren 
gelegt. Die zentrale Aufgabe des Innenent-
wicklungsmanagements war es daher, die 
Verwaltungsabläufe zu koordinieren und 
zu optimieren. Dabei wurde deutlich, dass 
eine intensive verwaltungsinterne Abstim-
mung von großer Bedeutung ist, um He-
rausforderungen frühzeitig zu erkennen 
und Bearbeitungsabläufe zu verbessern. 
Zusätzlich konnten durch eine systema-
tische Analyse von Parkplatzflächen und 
ein Studierendenprojekt neue Flächenpo-
tenziale für die Innenentwicklung identi-
fiziert werden. Zugleich hat sich auch in 
Regensburg gezeigt, dass beispielsweise 

das bestehende Planungsrecht, eine fehlen-
de Entwicklungsbereitschaft der Eigentü-
merinnen und Eigentümer, die Kapazitä-
ten der technischen Infrastrukturen oder 
die personellen Kapazitäten in der Verwal-
tung dem Innenentwicklungsmanagement 
Grenzen setzen. Aufgrund der insgesamt 
sehr positiven Erfahrungen im Modell-
vorhaben wird das Innenentwicklungsma-
nagement in Regensburg zukünftig weiter-
geführt und personell aufgestockt.

 

Fotos: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Wohnungsbau in einem „Urbanen Gebiet“ – Das Beispiel Kirchmeierstraße

 Quelle: BKK-3 Architektur ZT GmbH

Das Gelände an der Kirchmeierstraße befindet sich zwischen zwei Hauptverkehrsachsen (Bahn und Einfallstraße). Entsprechend ist die 
Lärmsituation eine besondere Herausforderung. Die neue Gebietskategorie „Urbanes Gebiet“ der BauNVO macht es möglich, an diesem 
Standort dennoch über Wohnnutzungen nachzudenken.

Das „Urbane Gebiet“ wurde 2017 neu eingeführt, um dem Leitgedanken der nutzungsgemischten Stadt folgend die Integration unter-
schiedlicher Nutzungen in einer relativ kompakten Siedlungsstruktur zu ermöglichen.21 Im Gegensatz zum Mischgebiet müssen Wohn- und 
Gewerbenutzungen im Urbanen Gebiet nicht gleichgewichtig sein. Auch die mögliche Dichte liegt im Urbanen Gebiet höher (GFZ bis 3,0). 
Zusätzlich wurden die Lärmschutzrenzwerte gegenüber dem Mischgebiet erhöht. Dadurch ergeben sich neue Chancen für die Innenent-
wicklung.

In Regensburg schlägt der Siegerentwurf des durchgeführten städtebaulichen Wettbewerbs drei Wohnbaukörper in C-Form mit lärm-
geschützten Innenhöfen und einen Gewerbebaukörper vor. Dort, wo die Lärmimmissionen eine Wohnnutzung nicht erlauben, sollen 
Atelierflächen für die Kreativwirtschaft, Künstlerinnen und Künstler sowie handwerkliche und gewerbliche Tätigkeiten entstehen. Das Bin-
deglied zwischen Wohnen und Gewerbe bildet ein Marktplatz, um den die Einzelhandels , Gastronomie- und öffentlich nutzbaren Räume 
angeordnet sind.

Ziel der Planung ist es, ein lebenswertes Quartier mit öffentlich gefördertem Wohnungsbau, Dienstleistungs-, Gewerbe- und Handelsflä-
chen sowie sozialer Infrastruktur, z. B. Pflegeeinrichtungen und eine Kindertagesstätte zu schaffen. Damit durch die Insellage kein sozialer 
Brennpunkt entsteht, ist das eigenständige Funktionieren des Gebiets besonders wichtig. Die nutzungsgemischte Bebauung macht dies 
möglich.

21 Vgl. Baumgart 2019
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3.6 Solingen

Ausgangssituation für das 
Innenentwicklungsmanagement

Die Siedlungsstruktur Solingens spiegelt 
die historische Entwicklung der Stadt wi-
der, bei der gewerbliche Bereiche und 
Wohnbebauung engmaschig verzahnt und 
in einer bewegten Topografie eingelagert 
sind. Der wirtschaftliche Strukturwandel 
hat in Solingen zur Freisetzung von ehe-
maligen Gewerbeflächen geführt, die heute 
auch wohnbaulich genutzt werden könn-
ten. Ferner blieb die Wohnungsnachfrage 
als Folge der anhaltenden wirtschaftlichen 
Stagnation über lange Zeiträume eher ge-
ring, sodass auch Rest- und Freiflächen in 
den vorhandenen Wohnbausiedlungen zu 
finden sind. In den letzten Jahren hat sich 
die Situation auf dem Solinger Wohnungs-

markt verändert. Wanderungsgewinne 
führen zu einer steigenden Nachfrage. Zu-
gleich laufen immer mehr Bindungen im 
geförderten Wohnungsbau aus. Die Stadt 
Solingen sieht daher einen Bedarf für eine 
strategische Neuausrichtung der Woh-
nungs- und Bodenpolitik. Der Fokus soll 
auf der Mobilisierung von Wohnungsbau 
in der Innenentwicklung liegen, um vor-
handene Infrastrukturen auszulasten und 
bestehende Baulücken oder brachgefallene 
Flächen zu nutzen.

Der Investitionsdruck auf dem Wohnungs-
markt ist jedoch moderat, sodass die Inne-
nentwicklung nur mithilfe von zusätzli-
chem städtischen Engagement ausreichend 
Aktivität erfährt. Die Stadt Solingen hat 
dies erkannt und mit dem Innenentwick-
lungsmanagement im Modellvorhaben ei-
nen entsprechenden Fokus gelegt. Im Mit-

Abbildung 17:  Wohnungsmarktindikatoren Solingen
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Anmerkung: Für die Bevölkerungsstatistik der Modellvorhaben werden die Daten der Statistischen Landesämter verwendet. Diese weichen ggf. geringfügig von den 
kommunalen Daten ab. Die Bevölkerungsstatistik der Stadt Solingen zählt für das Jahr 2018 + 3.820 Personen mehr, als in der Abbildung oben links dargestellt.
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telpunkt standen Baulücken, Brachflächen, 
minder- und untergenutzte Flächen sowie 
unbebaute Potenziale in Bebauungsplänen. 
Eine Aufgabe des Innenentwicklungsma-
nagements bestand in der Potenzialerfas-
sung und -bewertung, die auf einer soliden 
Basis aufbauen konnte. Denn bereits seit 
über 10 Jahren erfasst und überprüft die 
Verwaltung die vorhandenen Wohnbau-
potenzialflächen in Solingen im Rahmen 
eines Wohnbaulandmanagements. Im Jahr 
2016 wurde zudem ein Brachflächenkatas-
ter erstellt, aus dem ebenfalls Potenzialflä-
chen für den Wohnungsbau abgeleitet wer-
den. Parallel zum Modellvorhaben erstellte 
die Stadt ein Handlungskonzept Wohnen, 
das die zukünftigen Wohnraumbedarfe 
und Handlungserfordernisse definiert.

Eine weitere Aufgabe des Innenentwick-
lungsmanagements war es, Aktivitäten 
zur Mobilisierung der Potenziale zu ent-
wickeln. Dabei stand die Erarbeitung in-
dividueller Mobilisierungsstrategien für 
ausgewählte Flächen im Vordergrund. Dies 
umfasste z. B. die Überprüfung der beste-
henden planungsrechtlichen Situation, die 
zielgerichtete Eigentümeransprache oder 
die Erarbeitung städtebaulicher Ideen und 
Konzepte. Eine zielgruppenspezifische 
Öffentlichkeitsarbeit sollte die Akzeptanz 
für die Innenentwicklung stärken und 
Bauinteressenten, Investoren und Grund-
stückseigentümerinnen und -eigentümer 
zusammenbringen. Im Rahmen des Mo-
dellvorhabens beabsichtigte die Stadt Solin-
gen dies durch ein öffentlich zugängliches 
Wohnbaulandkataster zu unterstützen.

Innerhalb der Stadtverwaltung bildeten 
zunächst Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter aus den Bereichen städtebauliche Pla-
nung, städtische Liegenschaften, Bauauf-
sicht, Bodenordnung und Straßenrecht 
/ Mobilität ein Arbeitsteam „Innenent-
wicklung“. Dieses Team pflegte einen en-
gen, ämterübergreifenden Austausch. Im 
Laufe des Forschungsfeldes wurde zusätz-
lich eine neue Personalstelle im Bereich 

städtebauliche Planung geschaffen, die als 
zentrale Ansprechperson des Innenent-
wicklungsmanagement-Teams fungierte. 
Bei Bedarf wurden weitere Kolleginnen 
und Kollegen aus anderen Fachbereichen 
oder externe Expertinnen und Experten 
hinzugezogen. 

Umsetzung und Ergebnisse

Im Rahmen des Modellvorhabens hat das 
Innenentwicklungsmanagement zunächst 
die bekannten Innenentwicklungspoten-
ziale zusammengetragen und u. a. über 
Luftbildauswertungen oder Hinweise der 
Bauaufsicht zusätzliche Potenziale geprüft. 
Anschließend wurden für die Aktivie-
rung relevante Informationen ergänzt wie 
beispielsweise das Planungsrecht, die Er-
schließungssituation, das potenzielle Bau-
feld oder die Eigentumssituation. Dabei 
fand auch eine Abstimmung mit der Bau-
aufsicht statt, um die tatsächliche Bebau-
barkeit sicherzustellen und so z.B. Flächen 
im Außenbereich gem. § 35 BauGB auszu-
schließen. In einem Wohnbaulandkataster 
wurden alle Flächen und die zugehörigen 
Informationen zusammengeführt. Damit 
stand für die Verwaltung ein Instrument 
zur Verfügung, das einen Überblick über 
die Innenentwicklungsmöglichkeiten in 
der Kommune bot und als Grundlage für 
anschließende Mobilisierungsaktivitäten 
genutzt werden konnte. Insgesamt hat die 
Stadt Solingen ein Potenzial von rund 98 
ha identifiziert (vgl. Abbildung 18).

Eine Auswertung der Bautätigkeit in So-
lingen zeigte, dass in der Vergangenheit 
ein erheblicher Teil der neu geschaffenen 
Wohnungen auf Flächen entstanden ist, die 
nicht als Wohnungsbaupotenziale erfasst 
waren. Dabei handelte es sich beispiels-
weise um mindergenutzte Grundstücke 
oder Ersatzneubauten, deren Potenzial für 
den Wohnungsbau vorab nicht oder nur 
durch sehr aufwändige Erhebungen wie 
Begehungen oder Eigentümergespräche 
ermittelt werden kann. Insofern ist davon 
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Abbildung 18:  Anzahl an Potenzialflächen nach Potenzialtypen in Solingen
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Potenzialtyp Aktivierung
Typ I Baulücken sofort
Typ II Potenziale in rechtskr. Bebauungsplänen sofort/ kurzfristig
Typ III Bebauungspläne in Aufstellung kurz/ mittelfristig 
Typ IV Potenziale im Flächennutzungsplan langfristig

I + II ca. 56 ha

III + IV ca. 42 ha 

auszugehen, dass die tatsächlichen Inne-
nentwicklungspotenziale die mit vertret-
barem Aufwand zu erfassenden Potenziale 
noch übersteigen. 

Damit Bauinteressenten Kontakt zu Flä-
cheneigentümerinnen und -eigentümern 
aufnehmen und Flächen dadurch schneller 
aktiviert werden können, veröffentlichte 
die Stadt zunächst die kurzfristig nach § 
34 BauGB bebaubaren Baulücken in einem 
Wohnbaulandkataster nach § 200 Abs. 3 
BauGB. Im Vorfeld der Veröffentlichung 
des Katasters sowie der gewählten Strategie 
zur Ansprache der privaten Grundstücks-
eigentümer mussten unter Zuhilfenahme 
einer externen Anwaltskanzlei noch eini-
ge rechtliche Fragen geklärt werden (z. B. 
Datenschutz nach DSGVO, vgl. Kapitel 
4.2), da der Solinger Ansatz eines Katasters 
über die bloße Veröffentlichung einer Kar-
tendarstellung hinausgehen und künftig 
Grundstückseigentümer und Kaufinteres-
senten zusammenbringen sollte. In einem 
ersten Schritt hat die Stadt Solingen mittels 
einer kurzen Befragung aller betroffenen 
Grundstückseigentümerinnen und -eigen-

tümer versucht, Informationen darüber zu 
erhalten, ob ein Entwicklungsinteresse be-
steht oder was die Gründe für eine Ableh-
nung einer Bebauung durch die Eigentü-
merinnen und Eigentümer sind. Rund ein 
Viertel der 231 angeschriebenen Eigentü-
merinnen und Eigentümer antwortete. Da-
von gaben 31 Prozent an, grundsätzlich an 
einer Entwicklung ihres Grundstücks inte-
ressiert zu sein. Als Hinderungsgründe für 
eine wohnbauliche Entwicklung wurden 
von den teilnehmenden Eigentümerinnen 
und Eigentümern vor allem Eigenbedarfe 
genannt. Aber auch Überforderung und 
Beratungsbedarfe wurden artikuliert, auf 
die das Innenentwicklungsmanagement 
reagieren kann (vgl. Abbildung 19).

Zusätzlich zu der Umfrage wurde hier der 
besondere Service der Stadt Solingen ange-
kündigt, dass die Eigentümerinnen und Ei-
gentümer bei beiderseitigem Einverständ-
nis Kontaktdaten von Kaufinteressenten 
erhalten, wobei die Stadtverwaltung eine 
Botenrolle übernimmt.

Quelle: Stadt Solingen, Stand Oktober 2019
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Letztendlich folgte die vom Gesetzgeber 
vorgegebene Vorgehensweise der Infor-
mation an alle Eigentümerinnen und Ei-
gentümer von Potenzialflächen über die 
Veröffentlichung ihres Grundstücks im 
Wohnbaulandkataster und ihr Recht auf 
Widerspruch.

Das Baulandkataster wurde Ende 2019 
veröffentlicht. Von 134 Baulücken konnten 
rund 80 im Internet veröffentlicht werden. 
12 Eigentümerinnen und Eigentümer wa-
ren zum Start auch damit einverstanden, 
Anfragen von Kaufinteressenten zu erhal-
ten. Unmittelbar nach Veröffentlichung 
des Baulückenkatasters sind für diese 
Flächen über 30 Anfragen von Bauinte-
ressenten bei der Stadt eingegangen (v. a. 
Privatpersonen). Derzeit sind noch 79 Flä-
chen im Kataster enthalten. Auf die zwi-
schenzeitlich 15 Flächen mit Einwilligung 
zum beschriebenen Zusatzservice haben 
sich über 250 Interessenten gemeldet. So 
sind bereits 5 Flächen aus dem Kataster 
verkauft worden, zum Teil wurden bereits 
Bauanträge für diese Flächen gestellt. Die 

Stadt Solingen geht davon aus, dass kurz-
fristig bis zu 27 Wohneinheiten durch die-
se Botenfunktion des Katasters entstehen 
könnten. Eine Erweiterung des Katasters 
um die Potenzialflächen in rechtskräftigen 
Bebauungsplänen (Typ-II-Potenziale) ist 
für das Jahr 2021 geplant.

Bei der Mobilisierung ausgewählter 
Potenzialflächen durch das Innenent-
wicklungsmanagement erwies sich die 
fehlende Entwicklungsbereitschaft der 
Eigentümerinnen und Eigentümer als 
zentrales Hemmnis. Selbst unmittelbar 
bebaubare Flächen in rechtsgültigen Be-
bauungsplänen konnten in diesen Fällen 
nicht mobilisiert werden. Die vorhande-
nen Instrumente, um die gewünschten 
Maßnahmen auch entgegen der Eigen-
tümerinteressen zu realisieren (z.  B. Bau-
gebote) wurden als zu aufwändig und 
kontrovers eingestuft. Die kommunale 
Finanzlage erschwert die Mobilisierung 
zusätzlich, da sie beispielweise die Aus-
übung von Vorkaufsrechten einschränkt. 
Auch die ungesicherte Erschließung stellt 

Quelle: Superurban Kommunikation

Abbildung 19:  Gründe, warum das eigene Grundstück noch nicht entwickelt wurde
(Mehrfachnennungen möglich)
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ein Hemmnis dar, insbesondere wenn die 
Eigentümerinnen und Eigentümer der po-
tenziellen Erschließungsflächen nicht mit-
wirkungsbereit sind.

Als hilfreich erwies sich eine aktive Bera-
tung der Eigentümerinnen und Eigentü-
mer oder Bauwilligen durch die Baubera-
tung und den Innenentwicklungsmanager. 
Ergänzend unterstützte das Sachgebiet 
Städtebaulicher Entwurf und Objektpla-
nung aus der Abteilung Städtebauliche Pla-
nung das Innenentwicklungsmanagement 
bei Bedarf mit Alternativplanungen oder 
-entwürfen. So konnten Entwicklungsal-
ternativen aufgezeigt und Lösungen für 
scheinbar schwierige Fälle gefunden wer-
den. Im Zeitraum des Modellvorhabens 
konnte so für ca. 15 Baulücken z.B. nach 
Inanspruchnahme der Bauberatung eine 
bauliche Entwicklung angestoßen werden.

Um das Thema Innenentwicklung in der 
Öffentlichkeit zu platzieren, hat das Inne-
nentwicklungsmanagement mithilfe einer 
externen Agentur eine Kommunikations-
strategie erarbeitet. Unter dem Titel „Wohn-
bauoffensive Solingen“ wurden Flyer und 
Plakate gestaltet, eine Website und Veran-
staltungsformate entwickelt. So fand pa-
rallel zu den beschriebenen Anschreiben 
mit Umfrage eine exklusive Informations-
veranstaltung für Eigentümerinnen und 
Eigentümer von Baulücken statt, auf der 
Beratungen zu den Themen Bauantrags-
verfahren, Planungsrecht, Wertermittlung, 
Umweltthemen sowie Finanzierung und 
Förderung angeboten wurde. Rund 60 Ei-
gentümerinnen und Eigentümer haben 
dieses Angebot genutzt und sich umfassend 
informiert. Im Herbst 2019 bot die Stadt 
eine weitere öffentliche Veranstaltung an, 
auf der die Wohnbauoffensive vorgestellt 
wurde. Eingeladen waren Eigentümerin-
nen und Eigentümer von Potenzialflächen, 
Planerinnen und Planer, Architektinnen 
und Architekten, Projektentwickler sowie 
interessierte Bürgerinnen und Bürger. Auch 
diese Veranstaltung ist auf großes Interesse 

gestoßen. Rund 200 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer haben sich über Themen rund 
um die Grundstücks- und Immobilienent-
wicklung informiert. Expertinnen und Ex-
perten standen beispielsweise zu Fragen 
des Planungsrechts, zu Bauanträgen, zur 
Grundstücksbewertung, zu Natur-, Um-
welt- und Baumschutz, zur energetischen 
Sanierung, zum barrierefreien Wohnungs-
umbau sowie zur Förderung und Finanzie-
rung zur Verfügung.

Beide Veranstaltungen, die damit verbun-
dene breite Öffentlichkeitsarbeit und Be-
richterstattung und die Eigentümerans-
prache im Zuge der Veröffentlichung des 
Baulandkatasters, zeigten unmittelbar Wir-
kung. Es wurden anschließend – auch un-
abhängig von den Vorbereitungen zur Ver-
öffentlichung des Wohnbaulandkatasters 
– vermehrt Beratungsanfragen oder Bau-
voranfragen an die Stadt gerichtet, sodass 
erste Wohnungsbauprojekte im Ein- und im 
Mehrfamilienhaussegment initiiert werden 
konnten. Zum Teil sind so auch Flächen für 
eine Wohnbebauung in den Fokus gerückt, 
die die Stadt noch gar nicht als Potenziale 
erfasst hatte (z.B. bei Abriss und Neubau, 
Gartenbereiche in Straßennähe).

In der jüngeren Vergangenheit riefen Woh-
nungsbauvorhaben in der Innenentwick-
lung insbesondere bei Bebauungsplanver-
fahren Widerstände aus der Nachbarschaft 
hervor. Sorgen bestanden v. a. hinsichtlich 
der zunehmenden Verdichtung, dem zu-
sätzlichen Verkehrsaufkommen, der Stell-
platzsituation im Quartier oder umwelt-
rechtlicher Belange. Obwohl ein Rückhalt 
für die Innenentwicklung zwar übergrei-
fend in Politik und Stadtgesellschaft vor-
handen ist und durch das Modellvorhaben 
gestärkt werden konnte, sind im konkreten 
Planungsfall zusätzliche Beteiligungs- und 
ggf. Moderationsformate sinnvoll. 
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Fazit

Im Modellvorhaben wurde die Förde-
rung der Innenentwicklung in der Stadt 
Solingen innerhalb der Verwaltung und 
in der Politik verankert. Das Innenent-
wicklungsmanagement konnte einen sys-
tematischen Überblick über die vorhan-
denen Innenentwicklungsreserven und 
Aktivierungsansätze schaffen. Die Arbeit 
des Innenentwicklungsmanagements hat 
gezeigt, dass die Entwicklungsbereitschaft 
der Eigentümerinnen und Eigentümer der 
Schlüssel zur Mobilisierung der Potenziale 
ist. Im Kontakt mit den Eigentümerinnen 
und Eigentümern konnte das Innenent-
wicklungsmanagement mehr über deren 
Motive und Interessen erfahren. In eini-
gen Fällen konnten dadurch Lösungen 
gefunden und Wohnungsbau auf den Weg 
gebracht werden. Dennoch sieht das In-
nenentwicklungsmanagement weiterhin 
eine intensive Öffentlichkeitsarbeit und 
Beratungsangebote für Eigentümerinnen 
und Eigentümer als essenziell an. Erste 
Veranstaltungsformate wurden im Mo-
dellvorhaben bereits erfolgreich erprobt 
und sollen in den nächsten Jahren wieder-
holt angeboten werden. Die Organisation 
des Innenentwicklungsmanagements mit 
einem ämterübergreifenden Arbeitsteam 
und einem Innenentwicklungsmanager als 
Koordinator und zentrale Ansprechperson 
für Politik, Verwaltung, Eigentümerinnen 
und Eigentümer, Investoren und Bürgerin-
nen und Bürger hat sich bewährt und wird 
zukünftig weitergeführt. 
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3.7 Trier

Ausgangssituation für das 
Innenentwicklungsmanagement

Die Bevölkerungszahl der Stadt Trier hat 
sich in den letzten Jahren kontinuierlich er-
höht. Die damit einhergehende zunehmen-
de Anspannung auf dem Wohnungsmarkt 
wird durch die Lage in der Grenzregion 
zu Luxemburg noch verstärkt, da die Stadt 
u. a. aufgrund der niedrigeren Lebenshal-
tungskosten ein attraktiver Wohnstandort 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
aus Luxemburg ist. Die Stadt Trier möchte 
daher dem zusätzlichen Wohnraumbedarf 
durch mehr Wohnungsneubau begegnen. 
Der Innenstadt als Wohnstandort kommt 
dabei eine hohe Bedeutung zu.

Die Trierer Innenstadt zeichnet sich durch 
gut erhaltene historische Strukturen aus. 

Tourismus, Handel und kirchliche Ein-
richtungen prägen den Standort. Zugleich 
spielt die Wohnfunktion der Innenstadt 
mehr noch als in anderen Kommunen eine 
untergeordnete Rolle. Veränderungen in 
der Nutzungsstruktur der Innenstadt er-
öffnen nun die Gelegenheit, mehr Men-
schen die Möglichkeit zum Wohnen in 
der Innenstadt zu bieten. Ehemals kirch-
lich genutzte Grundstücke, leerstehende 
Obergeschosse über Ladenlokalen oder 
ehemalige Hotels können zukünftig wohn-
baulich genutzt werden. Die Stadt Trier hat 
diese Chance erkannt. Mit dem Beschluss 
des Stadtrats 2015, ein „Strategisches Ent-
wicklungs- und Nutzungskonzepts Trier 
(SENI)“ zu erarbeiten, wurde die Bedeu-
tung des Themenfelds „Wohnen in der In-
nenstadt“ bestätigt. Das Modellvorhaben 
InnenstadtProjektmanagementWohnen 
(IPW) fokussierte damit einen bereits an-
gestoßenen politischen Prozess.

Abbildung 20:  Wohnungsmarktindikatoren Trier
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Die zahlreichen Wohnungsbaupotenziale 
in der Innenstadt weisen allerdings kom-
plexe Ausgangslagen auf: Fast immer be-
stehen bereits Nutzungen auf den Flächen 
oder die Potenziale liegen städtebaulich 
sehr integriert. Um- oder Nachnutzungen 
sind entsprechend schwierig umzusetzen, 
da zahlreiche Nachbarschaftsinteressen 
beachtet werden müssen und die Flä-
chen für zusätzliche Infrastrukturanlagen 
(z.  B. Parkraum) stark begrenzt sind. Die 
Eigentümerinnen und Eigentümer sind 
häufig ältere Privatpersonen oder institu-
tionelle Akteure, für die das Thema Woh-
nungsbau eine neue Herausforderung ist. 
Entsprechend kann eine Aktivierung nur 
über eine intensive Auseinandersetzung 
mit dem Einzelfall und den Dialog mit den 
Eigentümerinnen und Eigentümern gelin-
gen. Im Rahmen des Modellvorhabens hat 
sich die Stadt Trier dieser Aufgabe gezielt 
gewidmet. Für das Innenentwicklungs-
management wurde eine zusätzliche Per-
sonalstelle im Amt für Stadtentwicklung 
und Statistik geschaffen. Besetzt wurde 
diese mit einem Immobilienfachwirt mit 
Erfahrung in den Bereichen Immobilien-
wirtschaft und Projektentwicklung. Dieser 
Innenentwicklungsmanager sollte Kontakt 
zu privaten Investoren und (Klein-)Eigen-
tümern aufnehmen und ihnen wohnbau-
liche Nutzungsmöglichkeiten aufzeigen. 
Ziel war die frühzeitige Beratung und die 
kurzfristige Überführung von Projekten in 
die Umsetzung. Dabei sollten auch Nut-
zungskonflikte identifiziert und beispiel-
haft gelöst werden, um die Innenstadt als 
Wohnstandort zu stärken. Das Amt für 
Stadtentwicklung und Statistik hat den 
Innenentwicklungsmanager dabei unter-
stützt. Bei Bedarf wurden auch andere 
Fachämter einbezogen.

Umsetzung und Ergebnisse

Bereits bei der Erarbeitung des SENI sind 
erste Potenziale für den Wohnungsbau in 
der Innenstadt identifiziert worden. Im 
Modellvorhaben hat der Innenentwick-

lungsmanager diesen Katalog um weitere 
im Stadtentwicklungsamt bekannte Poten-
ziale ergänzt. Darüber hinaus brachte eine 
Erhebung von Aufstockungspotenzialen 
Hinweise auf für die Innenentwicklung in-
teressante Bestände. Ergänzend zur Poten-
zialerhebung hat das Innenentwicklungs-
management eine kleinräumige Analyse 
der Bevölkerungs-, Eigentümer- und Be-
bauungsstruktur in der Innenstadt durch-
geführt.

Die identifizierten Potenziale reichen von 
einzelnen Bestandsgebäuden, die um-
genutzt oder ausgebaut werden können, 
über derzeit anderweitig oder nicht ge-
nutzte Flächen bis hin zu größeren Area-
len, die durch eine Umstrukturierung zum 
Wohnquartier entwickelt werden können. 
Auffällig ist das große Wohnungsbaupo-
tenzial, das sich auf innerstädtischen Park-
plätzen realisieren ließe. Zu den erfassten 
Wohnungsbaupotenzialen wurden die für 
eine zukünftige Aktivierung relevanten In-
formationen recherchiert (z. B. Größe und 
Wohnungspotenzial, Eigentumsverhält-
nisse, Nutzungsstrukturen, Planungsrecht, 
Erschließung). So konnten vertiefende 
Erkenntnisse über die Ausgangslagen und 
spezifische Bedürfnisse der einzubezie-
henden Akteure erlangt werden. Dabei ist 
erneut deutlich geworden, dass die Innen-
stadt durch eine relativ alte Gebäudesub-
stanz geprägt ist. Private (häufig ältere) 
Einzeleigentümerinnen und -eigentümer 
spielen eine große Rolle. Zugleich konnten 
Eigentümerinnen und Eigentümer mit weit 
entfernten Wohn- oder Unternehmens-
standorten identifiziert werden, die für 
den Innenentwicklungsmanager schwer zu 
erreichen sind. Auch die öffentliche Hand 
(insbesondere die Stadt Trier selbst) so-
wie institutionelle und kirchliche Akteure 
halten Innenentwicklungspotenziale. Die 
Informationen zu den Eigentumsverhält-
nissen konnten im weiteren Projektverlauf 
genutzt werden, um Prioritäten zu setzen 
und Strategien der Kontaktaufnahme zu 
erarbeiten.
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Innerstädtischer Parkplatz und modellhafte Überbauung eines Parkplatzes

Der Schwerpunkt des Modellvorhabens 
lag darin, aktiv auf Eigentümerinnen 
und Eigentümer zuzugehen und da-
mit Wohnungsbauprojekte anzustoßen. 
Entsprechend hat der Innenentwick-
lungsmanager gezielt Kontakt zu den 
Eigentümerinnen und Eigentümern auf-
genommen. Sofern diese an einer Bera-
tung über die Entwicklungsmöglichkeiten 
ihrer Fläche oder Immobilie interessiert 
waren, fand ein gemeinsamer Abstim-
mungstermin statt. Dieser wurde vom 
Innenentwicklungsmanager ausführlich 
vorbereitet, sodass er bereits (wenn auch 
unverbindliche) Aussagen zur potenziel-
len Bebaubarkeit treffen konnte. Bei In-
teresse und Bedarf fanden anschließend 
weitere Beratungstermine statt. Darüber 
hinaus wurde ein Instrument zur Berech-
nung der Wirtschaftlichkeit von Woh-
nungsbauinvestitionen entwickelt. In den 
Beratungsgesprächen konnte so die Wirt-
schaftlichkeit unterschiedlicher, von den 
Eigentümerinnen und Eigentümern defi-
nierter Bebauungs- und Nutzungsszena-
rien dargestellt werden. Dies hat sich als 
sehr hilfreich erwiesen, da insbesondere 
die wirtschaftliche Umsetzbarkeit bei den 
Eigentümerinnen und Eigentümern einen 
zentralen Stellenwert hat. Insgesamt war 
die Resonanz der Eigentümerinnen und 
Eigentümer auf das proaktive Handeln 
des Innenentwicklungsmanagements sehr 

positiv. Viele haben das Unterstützungs-
angebot gerne angenommen. Zugleich 
war die Beratung durch den Innenent-
wicklungsmanager sehr zeitaufwändig, 
sodass dieses Verfahren nur für eine be-
grenzte Zahl von Grundstücken durchge-
führt werden konnte.

Das Innenentwicklungsmanagement hat 
im Modellvorhaben insgesamt 12 von 25 
Wohnungsbaupotenziale näher analysiert 
und begleitet. Verschiedene Hindernisse 
erschweren die Realisierung. Unter ande-
rem führten persönliche Gründe der pri-
vaten Eigentümerinnen und Eigentümer 
dazu, dass Projektideen nicht weiter kon-
kretisiert wurden. Beispielhaft zu nennen 
sind ein höheres Alter, das eine langjäh-
rige Kreditfinanzierung erschwert oder 
unterschiedliche Verwertungsinteressen 
innerhalb der Eigentümergemeinschaften. 
Für das beachtliche Potenzial der inner-
städtischen Parkplätze wurde im Projekt 
modellhaft eine aufgeständerte Bebauung 
entwickelt, die eine Weiternutzung als 
Parkplatz mit einer Wohnbebauung verei-
nen kann. Die angespannte Haushaltslage 
der Kommune erschwert jedoch städtische 
Investitionen. Hier sind auch nach Ablauf 
des Modellvorhabens weitere Abstimmun-
gen erforderlich.

Foto: Quaestio Forschung & Beratung GmbH; Visualisierung: Stadt Trier
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Fazit

Das Modellvorhaben Trier war eine Facet-
te in einem insgesamt breiter ansetzenden 
Engagement zur Stärkung der Innenstadt 
als Wohnstandort. Damit wurden die Vo-
raussetzungen für mehr Wohnungsbau in 
der Innenstadt gelegt. Die aufsuchende Ei-
gentümerberatung hat sich aufgrund der 
komplexen baulichen Bedingungen und 
der in diesem Themenfeld häufig uner-
fahrenen Eigentümerinnen und Eigentü-
mern bewährt. Kommunikationsgeschick 
und ausreichend Zeit für die individuelle 
Betreuung auf Seiten des Innenentwick-
lungsmanagers waren für den Erfolg des 
Ansatzes entscheidend. Durch die intensi-
ve Auseinandersetzung mit den einzelnen 
Wohnungsbaupotenzialen sind allerdings 
auch einige Hindernisse ersichtlich ge-
worden. Eine entscheidende Bedeutung 
hatte die persönliche Situation der Eigen-
tümerinnen und Eigentümer. In anderen 
Fällen erschwerten die Stellplatzvorgaben 
oder der Denkmalschutz aus Sicht der 
Eigentümerinnen und Eigentümer eine 
wirtschaftlich tragfähige Lösung. In der 
Innenstadt ist dies besonders bedeutsam, 
da die Errichtung von Tiefgaragen durch 
historische Strukturen im Untergrund de-
terminiert wird. 

In der konkreten Auseinandersetzung mit 
den einzelnen Grundstücken hat das In-
nenentwicklungsmanagement nicht nur 
einen konstruktiven Dialog mit den Ei-
gentümerinnen und Eigentümern erprobt 
und etabliert, sondern im Einzelfall auch 
Entwicklungshemmnisse identifiziert. Die 
systematische Bewältigung dieser Ent-
wicklungshemmnisse setzt vielfach eine in-
tensive Zusammenarbeit mit unterschied-
lichen Fachämtern und der Politik voraus. 
Die vom Innenentwicklungsmanagement 
gelegte Grundlage wird vor allem dann zur 
Stärkung der Innenstadt als Wohnstand-
ort beitragen können, wenn dieses Ziel als 
Grundorientierung das kommunale Han-
deln in Politik und Verwaltung prägt. Mit 

dem parallel zum Innenentwicklungsma-
nagement erarbeiteten SeWoIn („Sektora-
les Nutzungs- und Handlungsprogramm 
Wohnen Innenstadt Trier 2025+“), dem 
strategischen Entwicklungskonzept zur 
Wohnstandortentwicklung in der Innen-
stadt, soll genau dies erreicht werden. 
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3.8 Assoziiertes Modellvorha-
ben: Offenburg

Ausgangslage

Offenburg verzeichnet als wachsende 
Kommune einen zunehmenden Wohn-
raumbedarf. Eine im Auftrag der Stadt 
erstellte Wohnungsmarktstudie aus dem 
Jahr 2016 weist einen Bedarf von 5.200 
Wohneinheiten bis 2030 aus. In Offen-
burg werden bereits verschiedene Inst-
rumente der Flächenpotenzialerhebung 
und -bewertung erfolgreich angewendet 
und ein differenziertes planerisches Ins-
trumentarium zur Schaffung von neuem 
Wohnraum eingesetzt. Kernbestandteil ist 
das „Offenburger Modell der kooperati-
ven Baulandentwicklung“. Dieses Verfah-
ren setzt auf freiwillige Umlegungen und 
städtebauliche Verträge zur Mobilisie-

rung von Bauland und wurde in der Ver-
gangenheit vor allem für Baugebietsent-
wicklungen im Außenbereich erfolgreich 
angewendet. Aufbauend auf den langjäh-
rigen Erfahrungen wurde im Jahr 2014 
ein Konzept zur Siedlungs- und Wohn-
raumentwicklung mit Schwerpunkt auf 
der Innenentwicklung erstellt. In einem 
„Bündnis für Wohnen“ setzen sich sozia-
le Organisationen, Vertreter und Vertre-
terinnen der Wohnungswirtschaft sowie 
Mieter- und Vermieterverbände gemein-
sam für eine verbesserte Wohnraumver-
sorgung der Bevölkerung ein.

Als assoziiertes Modellvorhaben hat Of-
fenburg seine Erfahrungen aus der Aktivie-
rung von Innenentwicklungspotenzialen 
in das Forschungsfeld und in den Aus-
tausch mit den anderen Modellvorhaben 
eingebracht. Dabei konnte es an bereits 
etablierte Strukturen, Ressourcen, Instru-

Abbildung 21:  Wohnungsmarktindikatoren Offenburg
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mente und Erfahrungen in der Stadtver-
waltung anknüpfen.

Die bestehenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Abteilungen Flächen-
management sowie Stadtplanung und 
Stadtgestaltung haben das Innenentwick-
lungsmanagement umgesetzt. Diese über-
nahmen die Koordination des Gesamt-
prozesses. Über eine regelmäßig tagende 
Koordinierungsgruppe wurden auch der 
Baubürgermeister und weitere Fachbe-
reiche eingebunden, die z. B. Expertise in 
den Bereichen Bevölkerungsentwicklung, 
Wohnungsmarkt oder Wohnungswirt-
schaft haben. Eine Lenkungsgruppe unter 
Hinzuziehung des Oberbürgermeisters 

und des Bürgermeisters für Finanzen, Kul-
tur und Soziales ergänzte die Organisation.

Vorbereitung der 
Innenentwicklungsstrategie

Die Stadt Offenburg hat zur Unterstützung 
der Innenentwicklung zunächst eine poli-
tisch abgestimmte Basis geschaffen. Bereits 
Anfang 2017 wurden die Grundsätze zur 
Baulandentwicklung für zukünftige Woh-
nungsbauentwicklungen beschlossen. Diese 
legen grundsätzliche Ziele für den Woh-
nungsbau in der Stadt fest. Es wird z. B. ge-
regelt, dass Bauverpflichtungen vereinbart 
oder Mindestanteile an gefördertem Wohn-
raum geschaffen werden. Der Schwerpunkt 

Abbildung 22:  Organisation des Innenentwicklungsmanagements in Offenburg
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der wohnbaulichen Entwicklungen wird 
deutlich auf die Innenentwicklung gelegt.

Zudem wurden die Entwicklungsziele der 
Stadt Offenburg durch die Grundsätze 
zur Baulandentwicklung weiter konkre-
tisiert. Dabei wurden unter anderem eine 
„Baulandbereitstellungsstrategie“ und die 
„Aktive Liegenschaftspolitik“ mit Zwi-
schenerwerb beschlossen. Ziel war es, in 
priorisierten Entwicklungsbereichen als 
Kommune aktiv Flächen anzukaufen und 
damit Entwicklungen zu ermöglichen oder 
zu beschleunigen. Zudem sollten die woh-
nungspolitischen Ziele beim Weiterverkauf 
der Flächen mit Hilfe eines mehrstufigen 
Vergabekonzepts besser durchgesetzt wer-
den. Zur Finanzierung des Zwischener-
werbs wurde schließlich im Jahr 2018 ein 
revolvierender Bodenfonds eingerichtet, 

der mit insgesamt 8 Mio. Euro ausgestattet 
ist. Erste Flächen konnten damit bereits er-
worben werden.

Anschließend an die bauland- und woh-
nungspolitischen Grundsätze wurden die 
bereits im Jahr 2015 erfassten rund 60 Flä-
chenpotenziale vom Innenentwicklungs-
management hinsichtlich ihrer Eignung 
und ihrem Beitrag zur Zielerreichung sys-
tematisch analysiert und priorisiert. Als 
Kriterien kamen z.  B. die Infrastruktur-
ausstattung, die ökologische Verträglich-
keit und die realisierbaren Wohnformen 
zum Tragen. Insgesamt handelte es sich 
um Flächenpotenziale mittlerer und grö-
ßerer Größenordnung. Die Bürgerinnen 
und Bürger wurden über die Bewertung 
und Priorisierung umfassend informiert. 
Sie hatten Gelegenheit, Anregungen und 

Abbildung 23:  Grundsätze zur Baulandentwicklung für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung in Offenburg
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Beispiel für Wohnungsbau in der Innenentwicklung in Offenburg

Änderungsvorschläge einzubringen. Auch 
die Politik befasste sich intensiv mit der 
Flächenauswahl. Bei der Erörterung der 
priorisierten Flächen in den politischen 
Gremien haben sich insbesondere die aus-
führlich dargelegten fachlich fundierten 
Bewertungsmaßstäbe bewährt. Auf dieser 
Basis beschloss der Gemeinderat schließ-
lich Ende 2017 die in den nächsten Jahren 
prioritär zu entwickelnden Flächen mit 
einem Gesamtpotenzial für ca. 700 neue 
Wohneinheiten.

Erfahrungen mit der 
Potenzialaktivierung

Bei der Aktivierung der priorisierten Flä-
chen wurde deutlich, dass insbesondere 
mangelndes Entwicklungs- oder Ver-
kaufsinteresse der Eigentümerinnen und 
Eigentümer dem Wohnungsbau entge-
gensteht. Einige Eigentümerinnen und Ei-
gentümer nutzen die Flächen anderweitig 
und möchten diese Nutzungen nicht auf-
geben. Andere verstehen ihre Flächenre-
serven als Anlageform in Zeiten niedriger 
Kapitalmarktzinsen und sind daher derzeit 
nicht verkaufsbereit. Um diese Flächen-
potenziale dennoch zu aktivieren, stehen 
der Kommune nur eingeschränkt Instru-
mente zur Verfügung. Die Erfahrungen 
aus Offenburg zeigen zudem, dass mit den 
bestehenden bau- und planungsrechtli-

chen Möglichkeiten (insb. kommunales 
Vorkaufsrecht) der politische Wille zur 
Durchsetzung mitunter nicht gegeben ist. 
Als Lösung hat die Stadt Offenburg die 
Flächenentwicklung in entsprechenden 
Gebieten in Abschnitten geplant, sodass 
zunächst Teilflächen entwicklungsbereiter 
Eigentümerinnen und Eigentümer bebaut 
werden können.

Zur Beobachtung der Wohnungsbautätig-
keit und um Nachsteuerungsbedarfe zu 
erkennen, wurde ein Monitoring aufge-
baut. In diesem wird regelmäßig geprüft, 
wieviel neuer Wohnraum entsteht und 
welche Nachfragegruppen erreicht werden 
(z.  B. Anzahl der zuziehenden Personen, 
Herkunftsorte der Zuziehenden). Da-
durch können auch validere Aussagen zu 
Infrastrukturbedarfen in den Quartieren 
getroffen werden. Das Monitoring hilft, 
eine laufende bedarfsorientierte Wohnrau-
mentwicklung zu gewährleisten.

Fazit

Das assoziierte Modellvorhaben Offenburg 
zeigt, wie eine gesamtstädtische Innenent-
wicklungsstrategie mit Maßnahmen aus 
den Bereichen Stadtentwicklung, Boden-
politik, Liegenschaftsmanagement und 
Wohnungspolitik dazu beitragen kann, 
mehr Wohnungsbau zu ermöglichen. Das 

Fotos: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Innenentwicklungsmanagement über-
nahm dabei die zentrale Vorbereitung 
und Steuerung der Prozesse. Die intensive 
Einbindung der Politik in die Flächenpri-
orisierung und Grundsätze zur Baulan-
dentwicklung konnte den Rückhalt für die 
Innenentwicklung stärken. Dennoch bleibt 
die Mitwirkungsbereitschaft der Eigentü-
merinnen und Eigentümer ein wesentli-
cher Faktor für den Erfolg der Maßnah-
men. 
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4 Querschnittsauswertung

In den folgenden Kapiteln werden die 
Erfahrungen der Modellvorhaben im 
ExWoSt-Forschungsfeld dargestellt. Zu 
Beginn gibt Kapitel 4.1 eine Übersicht über 
die Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
im Aufgabenverständnis des Innenent-
wicklungsmanagements in den Modellvor-
haben. Kapitel 4.2 stellt die Erfahrungen 
aus dem Forschungsfeld mit der Identi-
fizierung, Bewertung und Priorisierung 
von Innenentwicklungspotenzialen dar. 
Im anschließenden Kapitel 4.3 steht die 
Aktivierung von Eigentümerinnen und 
Eigentümern zur Schaffung von neuem 
Wohnraum in der Innenentwicklung im 
Vordergrund. Kapitel 4.4 beschreibt die 
Aufgaben des Innenentwicklungsmanage-
ments bei der anschließenden Begleitung 
von Wohnungsbauvorhaben in die Um-
setzung. Die Verortung des Innenent-
wicklungsmanagements innerhalb der 
Kommunalverwaltungen und die damit 
verbundenen internen Managementaufga-
ben stehen im Fokus von Kapitel 4.5. Das 
abschließende Kapitel 4.6 stellt die Bedeu-
tung der Akzeptanzförderung in Politik 
und Öffentlichkeit zur Unterstützung der 
Innenentwicklung heraus.

4.1 Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede im Aufgabenver-
ständnis der Modellvorhaben

Die Einzeldarstellung der Modellvorha-
ben (Kap. 3) hat Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede verdeutlicht, die in einer 
Querschnittsauswertung zu beachten sind. 
Eine zentrale Gemeinsamkeit ist, dass eine 
Innenentwicklungsstrategie für den Woh-
nungsbau nicht ohne eine systematische 
Erfassung der geeigneten Grundstückspo-
tenziale auskommt. Dies war und ist für 
alle Modellvorhaben und die beteiligten 
Kommunen von Bedeutung. Einige Städ-
te haben diese Grundlagenarbeit bereits 
vor Beginn des ExWoSt-Forschungsfeldes 

bewältigt, andere haben die damit verbun-
denen Aufgaben zum Gegenstand des Mo-
dellvorhabens gemacht. Wichtig ist, dass 
bereits die Erfassung der Grundstückspo-
tenziale den Weg in eine aktive Steuerung 
des Wohnungsneubaus in der Innenent-
wicklung ebnet, weil neben der Erfassung 
auch die fachliche Bewertung und schließ-
lich die (politische) Priorisierung zur Po-
tenzialerhebung gehören (vgl. Kapitel 4.2). 

In allen Kommunen des Forschungsfeldes 
hat der Wohnungsneubau in der Innenent-
wicklung auch eine politische Dimension, 
bei unterschiedlicher Gewichtung von städ-
tebaulichen und wohnungspolitischen Fra-
gen in den beteiligten Städten. Ein zentrales 
Motiv des Modellvorhabens Hamburg-Al-
tona war es beispielsweise, die Politik für 
die Chancen der Magistralenentwicklung 
zu sensibilisieren. Dahinter stand die Er-
fahrung, dass sich der hohe wohnungs-
politische Druck derzeit wieder vermehrt 
mit Forderungen nach einem Zugriff auf 
Landschaftsräume verbindet. Auch in Aa-
len hatte das Modellvorhaben eine deutli-
che politische Dimension. Grundlage war 
hier die Befürchtung, dass sich im Wege der 
Nachverdichtung der Charakter der zum 
Teil kleinteiligen, fast dörflich geprägten 
Stadtteile verändert. Hierfür auch im poli-
tischen Raum Akzeptanz zu schaffen, war 
ein wichtiges Ziel des Modellvorhabens. 
Ähnlich hat sich dies bei der angestrebten 
Nachverdichtung von innenstadtnahen 
Wohngebieten in Ludwigsfelde gezeigt, 
wenngleich die städtebauliche Ausgangssi-
tuation eine andere ist. In Regensburg und 
Solingen schienen die Modellvorhaben bei 
ganz unterschiedlichen Rahmenbedingun-
gen etwas weniger in politisch offene Fra-
gen eingebettet und stattdessen etwas mehr 
von einem Grundkonsens getragen zu sein. 
Wichtig ist die damit verbundene Erkennt-
nis, dass ein derartiger Grundkonsens den 
politischen Rückhalt für den Wohnungsbau 
in der Innenentwicklung stärkt und somit 
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auch die Abstimmung von Einzelvorhaben 
erleichtert.

In allen beteiligten Städten ist die Vielfalt 
der Innenentwicklungspotenziale groß. 
Dies betrifft u. a. die Größenordnungen, 
die Vornutzungen, die städtebauliche Ein-
bettung, die Lagequalitäten, die bau- und 
planungsrechtliche Ausgangssituation 
sowie die Eigentumsverhältnisse (siehe 
Tabelle 1). Selbst in kleineren Städten ist 
die Bandbreite der unterschiedlichen Ty-
pen und der damit verbundenen Heraus-
forderungen beinahe genauso groß wie in 
den Metropolen. Allerdings unterscheidet 
sich die Zusammensetzung der Flächen 
bzw. das Gesamtportfolio der Innenent-
wicklungspotenziale. Entscheidend sind 
die historisch angelegten städtebaulichen 
Strukturen (oft auch als Reaktion auf regi-
onalwirtschaftliche Besonderheiten). Eine 
gewerblich-industriell geprägte Stadt mit 
ausgeprägten Tal- und Berglagen wie So-
lingen hat in dieser Hinsicht andere Vor-
aussetzungen als zum Beispiel Trier oder 
Regensburg. Über den Umfang und die 
Zusammensetzung des heutigen Portfolios 
entscheidet zudem, welche Innenentwick-
lungsreserven in der jüngeren Vergangen-
heit bereits genutzt wurden und welche 
demzufolge heute noch für die Wohnrau-

mentwicklung zur Verfügung stehen. Dies 
berücksichtigten auch die Modellvorhaben 
in ihrer Arbeit. Das Modellvorhaben Trier 
war überzeugt, dass der Wohnungsbau in 
der Innenstadt aufgrund der komplexen 
Interessen- und Gemengelagen eine be-
sondere Unterstützung benötigt. Das Mo-
dellvorhaben Berlin sah im Umfeld der 
S- und U-Bahnhöfe erhebliche Entwick-
lungs- und Umstrukturierungspotenziale, 
die auch aufgrund ihrer guten ÖPNV-An-
bindung von besonderem Wert sind. Auch 
in Solingen ist die gesamtstädtische und 
zugleich kleinteilige Ausrichtung des In-
nenentwicklungsmanagements als eine 
adäquate Antwort auf die siedlungsstruk-
turellen Gegebenheiten zu verstehen.

Ob das von den Modellvorhaben umge-
setzte Innenentwicklungsmanagement auf 
schnelle Erfolge oder langfristige Verän-
derungen zielte, unterschied sich ebenfalls 
(vgl. Abbildung 24). In Regensburg sollte 
und soll das Innenentwicklungsmanage-
ment die Vorhaben der Wohnbauoffen-
sive beschleunigen. Das Modellvorhaben 
Hamburg hat sich hingegen darauf kon-
zentriert, die Grundlagen einer langfristig 
wirksamen Magistralenstrategie zu legen. 
Die meisten anderen Modellvorhaben ord-
nen sich zwischen diese beiden Polen ein. 

Tabelle 1:  Ausgangssituationen der im Forschungsfeld schwerpunktmäßig betrachteten 
Innenentwicklungspotenziale

Aalen Berlin HH-Altona Ludwigs-
felde

Offenburg Regensburg Solingen Trier

Bebauungs- und 
Nutzungsstruktur

Flächenpotenziale X X X X X X X X

Gebäudepotenziale (X) (X) X X

Planungsrecht Ohne Bebauungsplan X X X X X X X

Mit Bebauungsplan X X X X X X X (X)

Eigentumsver-
hältnisse

Unternehmen

Private Eigentümer X X X (X) X (X) X X

Wohnungs- X X X (X) X X

Andere Unternehmen (X) (X) (X)

Öffentliche Hand (X) X X X X X (X) X

Kirchliche und sonstige 
Träger

(X) X

 X  = schwerpunktmäßig relevant
(X) = ebenfalls relevant
Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Abbildung 24:  Kurz-, mittel- und langfristige Aufgaben des Innenentwicklungsmanagements
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Ihr Fokus lag primär darauf, zusätzliche 
Grundstückspotenziale in den vorhande-
nen städtebaulichen Strukturen zu identi-
fizieren und diese zu mobilisieren. Realis-
tischerweise sind Erfolge dabei häufig nur 
in mittleren Fristen zu erzielen.

Bereits die Konzeption des ExWoSt-For-
schungsfeldes ging davon aus, dass das 
Innenentwicklungsmanagement an die 
fachlichen und politischen Prioritäten 
der jeweiligen Stadt angepasst werden 
sollte. Die Modellvorhaben haben dies 
auf plausible Weise getan und damit den 
Grundgedanken bestätigt, dass das Inne-
nentwicklungsmanagement innerhalb ei-
nes abgrenzbaren Aufgabenrahmens un-
terschiedliche Schwerpunkte setzen kann 
und sollte. 

4.2 Die Grundlagen des Inne-
nentwicklungsmanagements: 
Identifizierung, Bewertung und 
Priorisierung von Innenent-
wicklungspotenzialen

Umfassende Kenntnisse über die zur Ver-
fügung stehenden Flächenpotenziale und 
Nachverdichtungsmöglichkeiten sind Vo-
raussetzung für eine erfolgreiche Inne-
nentwicklung. Nur so kann abgeschätzt 
werden, wie viele Potenziale, an welchen 
Standorten und in welchem Zeitraum ak-
tiviert werden können und müssen, um 
die jeweiligen Wohnungsbauziele zu errei-
chen. Eine vertiefende Bewertung der Po-

tenziale hinsichtlich ihrer Eignung sowie 
möglicher Risiken und Schwierigkeiten 
hilft dabei, die Entwicklungschancen bes-
ser abzuschätzen. Dies ist wichtig, um die 
kommunalen Aktivitäten auf ausgewählte 
Projekte fokussieren zu können. Denn die 
Erfahrungen aus den Modellvorhaben zei-
gen, dass die Aktivierung von Wohnungs-
baupotenzialen einen hohen zeitlichen 
und personellen Einsatz erfordert (vgl. Ka-
pitel 4.3).

Identifizierung von 
Innenentwicklungspotenzialen

Die zuständigen Stellen in den Modellvor-
haben verfügten bereits über Erfahrungs-
wissen hinsichtlich möglicher Innenent-
wicklungspotenziale. Allerdings war dieses 
Wissen mitunter unvollständig und zu-
dem personenabhängig, sodass personelle 
Wechsel zu Informationsverlusten führen 
konnten. Im Ergebnis zeigen die Erfahrun-
gen der Modellvorhaben, dass eine syste-
matische Erfassung und Abfrage zahlrei-
che zusätzliche Potenziale identifizieren 
kann. So deckte das Innenentwicklungs-
management beispielsweise in Berlin an 
171 Standorten rund um Haltepunkte des 
schienengebundenen ÖPNV Flächen für 
zusätzlichen Wohnungsbau auf. Eine syste-
matische Erfassung und Aufbereitung der 
Wohnungsbaupotenziale sowie eine zen-
trale Verfügbarkeit dieser Informationen 
für alle zuständigen Stellen öffnet insofern 
den Blick für Möglichkeiten der Innenent-
wicklung und bildet die Basis für ein akti-
ves Innenentwicklungsmanagement.

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Die Identifizierung von möglichen Inne-
nentwicklungspotenzialen spielte in allen 
Modellvorhaben eine zentrale Rolle. Der 
Erfahrungsstand war dabei unterschied-
lich. Neben Kommunen, die bereits seit 
vielen Jahren regelmäßig Potenziale erfas-
sen und fortschreiben, haben einige Kom-
munen das Forschungsfeld genutzt, um 
erstmals umfassende Datenerhebungen 
bzw. Recherchen zu potenziellen Woh-
nungsbauflächen im bestehenden Sied-
lungsbereich durchzuführen.

Die Modellvorhaben mussten vor Beginn 
einer Recherche von Innenentwicklungs-
potenzialen zunächst klären, welche Ar-
ten von Potenzialen erfasst bzw. welche 
Kriterien angesetzt werden sollten. Da-
bei haben sie unterschiedliche Schwer-
punkte gesetzt. Die Modellvorhaben Trier 
und Hamburg-Altona definierten z.  B. 
räumliche Fokusbereiche im Stadtge-
biet. In Trier war dies die Innenstadt, in 
Hamburg-Altona Gebiete entlang zweier 
Hauptverkehrsachsen. Zudem mussten 
Mindestgrößen für die Potenzialflächen 
festgelegt werden. Beispielsweise hat das 
Modellvorhaben Regensburg Flächen 
ab einem geschätzten Potenzial von 20 
Wohneinheiten betrachtet, um möglichst 
viel neuen Wohnraum zu schaffen. Ein-
zelne Modellvorhaben haben bestimm-
te Flächentypen wie Grünflächen oder 
Kleingartenanlagen bewusst ein- oder 
ausgeschlossen. Dies zeigt, dass bereits 
bei der Identifizierung von möglichen 
Innenentwicklungspotenzialen stadtent-
wicklungspolitische Überlegungen und 
Ergebnisorientierung eine Rolle spielen.

Es existieren zahlreiche Methoden, um 
für den Wohnungsbau relevante Flächen 
in der Stadt zu erfassen. Die Modellvor-
haben haben in Abhängigkeit von beste-
henden Vorarbeiten, Personalkapazitäten 
und räumlicher Schwerpunktsetzung un-
terschiedliche Arbeitsweisen erprobt. Eine 

gute Basis konnte durch das Zusammentra-
gen des an unterschiedlichen Stellen in der 
Stadt bereits vorhandenen Wissens über 
Entwicklungspotenziale gelegt werden 
(z.  B. Abfrage bei unterschiedlichen Äm-
tern, Einbindung der Lokalpolitik). Klassi-
sche Ortsbegehungen oder Auswertungen 
von Luftbildern sind weitere notwendige, 
aber personalintensive Varianten, um noch 
unbekannte Potenziale zu erfassen. Diese 
Methoden eignen sich daher besonders für 
räumlich begrenzte Untersuchungsgebiete, 
wie dies beispielsweise im Modellvorhaben 
Trier der Fall war. Dort hat das Innenent-
wicklungsmanagement über eine Bege-
hung u. a. Aufstockungspotenziale in der 
Innenstadt identifiziert.

Einige Modellvorhaben nutzten auch 
GIS-Analysen zur Identifizierung von Po-
tenzialen. Mithilfe automatisierter Such-
läufe können zum Beispiel ungenutzte oder 
im Vergleich zum bestehenden Planungs-
recht untergenutzte Flächen schnell iden-
tifiziert werden. Auch ein Abgleich mit be-
stehenden Planungen oder Konzepten aus 
anderen Fachbereichen ist möglich, sofern 
diese als digitale Kartengrundlage vorlie-
gen. Der Einsatz digitaler Lösungen kann 
daher den Arbeitsaufwand für eine erste 
Suche nach Innenentwicklungspotenzi-
alen verringern. Wertvolle Erfahrungen 
hierzu hat beispielsweise das Modellvorha-
ben Berlin gesammelt. Doch nicht alle dort 
mittels GIS identifizierten Potenziale eig-
neten sich bei genauerer Analyse für eine 
wohnbauliche Weiterentwicklung. Daher 
zeigen die Erfahrungen aus dem For-
schungsfeld auch, dass der automatisierten 
Erfassung Grenzen gesetzt und händische 
Nachkontrollen und vertiefende Analysen 
der einzelnen Potenziale erforderlich sind.
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Beispielhafte erfasste Innenentwicklungspotenziale in den Modellvorhaben

Foto: Stadt Land Fluss Büro für Städtebau und Stadtplanung, Berlin

Aufstockungspotenzial

Foto: Stadt Trier

Umnutzungspotenzial einer ehemaligen Seifenfabrik

Foto: Marco Tschubel, Bezirksamt Hamburg-Altona Foto: Stadt Offenburg

Ehemalige gewerbliche Nutzung

Foto: Stadt Ludwigsfelde

Brachfläche

Foto: Stadtplanungsamt Aalen

Innerstädtische Parkplatznutzung

Lockere Einfamilienhausbebauung mit Verdichtungspotenzial
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Analyse und Bewertung von 
Innenentwicklungspotenzialen

Neben der reinen Erfassung spielt die 
vertiefende Analyse der Innenentwick-
lungspotenziale eine entscheidende Rolle. 
Nur so kann abgeschätzt werden, wie rea-
listisch und sinnvoll eine Aktivierung für 
den Wohnungsbau oder andere Nutzun-
gen ist. Die Modellvorhaben haben zu den 
erfassten Flächen z.  B. Informationen zu 
Eigentümerinnen und Eigentümern, aktu-
ellem Planungsrecht, entgegenstehenden 
Planungen, Belastungen auf den Flächen, 
Auswirkungen auf das Umfeld oder zu 
dem realisierbaren Bauvolumen ergänzt. 
Darüber hinaus erwies es sich als sinnvoll, 
den Zeithorizont bis zu einer möglichen 
Entwicklung abzuschätzen und notwendi-
ge Voraussetzungen für eine wohnbauliche 
Entwicklung zu identifizieren. Daraus lie-
ßen sich konkrete Handlungserfordernisse 
für die Kommune ableiten (z. B. Notwen-
digkeit zur Schaffung neuen Baurechts, 
vorbereitende Investitionen in die Infra-
struktur).

In der Praxis zeigt sich, dass eine detaillier-
te Prüfung der Innenentwicklungspotenzi-
ale arbeitsaufwendig und personalintensiv 
ist und eine enge Zusammenarbeit mit 
unterschiedlichen Fachbereichen und Be-
hörden erfordert (z. B. Stadtplanung, Bau-
ordnung/Denkmalpflege, Liegenschaften, 
Grün/Umwelt, Tiefbau/Erschließung, Ver-
kehr). Erleichtert wurde der Arbeitsschritt, 
wenn benötigte Informationen digital 
gebündelt vorlagen und vom Innenent-
wicklungsmanagement abgerufen werden 
konnten (z. B. in einem verwaltungsinter-
nen GIS-System). In Hamburg-Altona und 
Berlin wurden mit Unterstützung durch 
externe Planungsbüros für ausgewählte 
Bereiche auch vertiefende Machbarkeits-
studien erstellt. Dies erhöhte den Arbeits-
aufwand, ließ anschließend allerdings auch 
genauere Aussagen über die Bebaubarkeit 
der Flächen und damit verbundene städ-

tebauliche Ziele zu. Insgesamt sollte bei 
der Potenzialqualifizierung zwischen dem 
Aufwand einer umfangreichen Prüfung 
und dem Ertrag aus den gewonnenen In-
formationen abgewogen werden und nur 
solche Aspekte aufgenommen werden, die 
zur Bewertung der Innenentwicklungspo-
tenziale tatsächlich erforderlich sind. Als 
zentral haben sich im Forschungsfeld In-
formationen zum bau- und planungsrecht-
lichen Status und zur Eigentumssituation 
erwiesen.

Priorisierung der identifizierten 
Innenentwicklungspotenziale

Auf Basis der Erfassung und Bewertung 
der Innenentwicklungspotenziale haben 
die Modellvorhaben die Potenziale ausge-
wählt, die prioritär bearbeitet werden soll-
ten. So konnten die begrenzten zeitlichen 
und personellen Ressourcen in der Kom-
mune auf die vor Ort jeweils besonders 
relevanten Innenentwicklungspotenziale 
konzentriert werden. Die Modellvorhaben 
Regensburg und Trier nahmen beispiels-
weise zeitnah zu aktivierende Flächen in 
den Fokus, um schnell mehr neuen Wohn-
raum zu schaffen. In Hamburg-Altona und 
in Berlin wurden hingegen Standorte mit 
Modellcharakter ausgewählt, anhand derer 
neue Aktivierungsinstrumente und  strate-
gien erprobt werden können. Die Modell-
vorhaben Hamburg-Altona und Offenburg 
haben zudem politische Beschlüsse zur 
Auswahl der priorisierten Flächen herbei-
geführt und damit die Verbindlichkeit für 
die weiteren Aktivierungs- und Planungs-
schritte erhöht. Dies stärkte den politischen 
Rückhalt für die Innenentwicklungsstrate-
gie an sich und die Entwicklungen an den 
einzelnen Standorten. Die Offenlegung der 
angewandten Kriterien und die Möglich-
keit für die Politik, Rückfragen oder An-
regungen bereits auf Grundlage konkreter 
Ergebnisse zu geben, haben diesen Prozess 
unterstützt.
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Vorgehen bei der Flächenpriorisierung in Offenburg

Im Zuge des Siedlungs- und Innenentwicklungsmodells Offenburg wurden die potenziellen Wohnungsbauflächen in der Innen- und 
Außenentwicklung im Jahr 2017 durch die Verwaltung bewertet und priorisiert. Ziel war es, ein Arbeitsprogramm für die kommenden acht 
Jahre aufzustellen und mit einem Gremienbeschluss Verbindlichkeit herzustellen. Entwicklungen mit besonderer stadtentwicklungspoli-
tischer Bedeutung sollen zukünftig auf jeden Fall umgesetzt werden. Die Bewertung der darüber hinaus in Frage kommenden Potenziale 
wurde unter Einbezug der jeweiligen Fachbereiche nach dem folgenden Schema vorgenommen:

Generelle Machbarkeit
Prüfung auf rechtliche oder technische Faktoren, die einer
Entwicklung mit vertretbarem Aufwand entgegenstehen

Entwicklungen mit besonderer stadtentwicklungs-
politischer Bedeutung 

z. B. Sanierungsgebiete; werden auf jeden Fall umgesetzt

Fachliche Priorisierung nach drei Kriterien
jeweils mit Punkte-Bewertung

Siedlungsentwicklung
Innen- vor Außenentwicklung

Ökologische Verträglichkeit
Flora / Fauna / Artenschutz

Boden
Natürlichkeit

Eingriffsumfang / Ausgleichsbedarf
Immissionen (Lärm / Geruch)

Luftaustausch / Frischluftproduktion / 
 Wärmebelastung
Gewässer, Hochwasser

Wohnraumversorgung
Abschätzung der möglichen Wohneinheiten

0 – 3 Pkt.

0 – 3 Pkt.

0 – 6 Pkt.

Abschließende Gesamtabwägung und Vorschlag 
für die zeitliche Reihenfolge

Berücksichtigt werden die räumliche Verteilung, 
die Verfügbarkeit der Flächen und eine Mischung 

des möglichen Wohnraumangebots

Auch wenn eine Priorisierung der zu 
entwickelnden Flächen und damit eine 
Schwerpunktsetzung des Innenentwick-
lungsmanagements zielführend ist, zeigen 
die Erfahrungen aus den Modellvorhaben, 
dass zugleich eine hohe Flexibilität not-
wendig ist. In der täglichen Arbeit boten 
sich immer wieder neue Anknüpfungs-
punkte für die wohnbauliche Innenent-
wicklung, wenn z.  B. in der Bauberatung 
Eigentümerinnen oder Eigentümer Ent-
wicklungsbereitschaft signalisierten oder 

die (mögliche) Aufgabe bisheriger Nut-
zungen bekannt wurde. Dann musste das 
Innenentwicklungsmanagement schnell 
reagieren, um diese Chancen zu nutzen. 
Zugleich wurden im Zeitverlauf bei eini-
gen vorab priorisierten Potenzialen Hin-
dernisse bekannt, die eine Entwicklung 
auf absehbare Zeit verhinderten. Das Ar-
beitsprogramm des Innenentwicklungs-
managements musste insofern regelmäßig 
geprüft und ggf. mit Blick auf die Ge-
samtstrategie angepasst werden.

Darstellung: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Vertiefende Ausarbeitung planerischer 
Lösungen und strategischer Ansätze

Das Innenentwicklungsmanagement bie-
tet die Möglichkeit, sich in der Verwal-
tung umfassender mit den identifizierten 
Innenentwicklungspotenzialen zu befas-
sen. Die zusätzlichen Personalkapazitäten 
verbessern die Möglichkeiten proaktiv 
zu planen und größere Stadtbereiche und 
komplexe Situationen in ihrem Gesamtzu-
sammenhang zu betrachten sowie innova-
tive Lösungen vorzubereiten deutlich. Die 
entwickelten städtebaulichen Ziele können 
zukünftigen Wohnungsbauprojekten zu-
gleich als Impuls und Rahmen dienen.

Der Bezirk Hamburg-Altona etwa nutzte 
das Innenentwicklungsmanagement, um 
eine Entwicklungsstrategie für die Magis-
tralen im Bezirk zu erarbeiten. Aufbauend 
auf einer ausführlichen Bestandsanalyse 
wurden Vertiefungsbereiche definiert und 
an konkreten Standorten städtebauliche 
Varianten erarbeitet. Infolge der ausführli-
chen Befassung mit den Wohnungsbaupo-
tenzialen entlang der Hauptverkehrsstra-
ßen konnten Chancen und Hemmnisse 
für eine wohnbauliche Weiterentwicklung 
dieser Stadtbereiche sondiert werden. Der 
große Umfang der dadurch identifizierten 
Innenentwicklungspotenziale ist beein-
druckend. Die Ergebnisse fanden auch auf 
gesamtstädtischer Ebene Anklang, sodass 
die „Magistralenstrategie“ zukünftig auf 
andere Stadtbereiche ausgeweitet werden 
soll. Ein vom Innenentwicklungsmanage-
ment erarbeiteter „Werkzeugkoffer“ mit 
Handlungsansätzen und Instrumenten zur 
Aktivierung der identifizierten Potenziale 
erleichtert die zukünftige Mobilisierung.

Der „geweitete Blick“ des Innenentwick-
lungsmanagements trägt auch dazu bei, 
neue Nutzungskombinationen zu denken. 
Dies ist insbesondere vor dem Hinter-
grund zunehmender Flächenknappheit re-
levant, um sowohl für den Wohnungsbau 
als auch für andere relevante Nutzungen 

in den Städten Weiterentwicklungsmög-
lichkeiten zu bieten. Im Modellvorhaben 
Berlin konnte das Innenentwicklungsma-
nagement beispielweise Bereiche identi-
fizieren, auf denen durch grundstücks-
übergreifende Umstrukturierungen oder 
neue Formen der Mehrfachnutzung (z. B. 
Wohnen in Kombination mit Discountern 
oder Baumärkten, Wohnen in Kombinati-
on mit öffentlichen Verwaltungsgebäuden) 
zusätzlicher Wohnraum geschaffen werden 
kann. 

Veröffentlichung der 
Innenentwicklungspotenziale

Die Ergebnisse der Potenzialerfassung und 
-qualifizierung können verwaltungsintern 
eingesetzt werden, um das Arbeitspro-
gramm des Innenentwicklungsmanage-
ments festzulegen und den zuständigen 
Stellen bei Bedarf relevante Hintergrund-
informationen zu einzelnen Flächen zu 
liefern. Darüber hinaus können die ge-
wonnenen Informationen öffentlich zu-
gänglich gemacht werden, um potenzielle 
Bauherren (Privatpersonen, aber auch pro-
fessionelle Projektentwickler) auf Potenzi-
ale aufmerksam zu machen und so wohn-
bauliche Entwicklungen anzustoßen.

Die Modellvorhaben Aalen und Offen-
burg verfügten bereits über ein öffentlich 
zugängliches Baulandkataster. Das Mo-
dellvorhaben Solingen hat im Rahmen des 
Forschungsfeldes ein öffentlich zugängli-
ches Kataster aufgebaut. Eine Besonderheit 
lag dort darin, dass Bauinteressenten und 
Grundstückseigentümerinnen und -eigen-
tümer miteinander in Kontakt treten konn-
ten (vgl. Abbildung 25). Die Erfahrungen 
der Modellvorhaben zeigen, dass durch die 
Veröffentlichung eines Baulandkatasters 
die Aufmerksamkeit von Bauinteressenten 
und Eigentümerinnen und Eigentümern 
erfolgreich auf die vorhandenen Innenent-
wicklungspotenziale gelenkt werden kann. 
In Solingen wurde beispielsweise festge-
stellt, dass manche Eigentümerinnen und 



79Querschnittsauswertung

Abbildung 25:  Aufbau und Funktion des Wohnbaulandkatasters in der Stadt Solingen

Bei Interesse an einer Fläche gibt 
der/die Bauinteressent/ -in seine 

Kontaktdaten an die Stadt

Formelles Anschreiben gem. § 200 
Baugesetzbuch sowie Mitteilung nach 

Datenschutzgrundverordnung vor Veröffentlichung 
des Wohnbaulandkatasters an die Eigentümer/ -

innen
Stadt Solingen

Bauinteressent/ -in

Eigentümer/in und
Bauinteressent/in

Bei Zustimmung 
des/der

Eigentümers/in 
gibt die Stadt die 
Kontaktdaten der 

Bauinteressenten/ -
innen an diese 

weiter 

Eigentümer 
entscheidet über 

weitere 
Kontaktaufnahme

Widerspruch
Keine 

ReaktionZustimmung

Bekanntmachung
Amtsblatt

Grundstücks -
Eigentümer/ -innen

Online -
Veröffentlichung

Keine 
Veröffent-

lichung
im Internet 

Grundstücks -
entwicklung
(z.B. Verkauf, 

Vermietung und 
Bebauung

Stadt Solingen

Veröffentlichung des 
Wohnbaulandkatasters im Internet 

(Ohne persönliche Daten )

Kontakt zwischen 
Grundstücks -

eigentümer /-in und 
Bauinteressent/ -in

Ergebnis

Stadt Solingen

4 Wochen

Eigentümer erst durch die Information 
über die Veröffentlichung ihrer Flächen 
darauf aufmerksam wurden, dass eine (in-
tensivere) wohnbauliche Nutzung möglich 
ist. Zudem sind bereits kurz nach Veröf-
fentlichung des Baulandkatasters 30 An-

fragen von Bauinteressenten bei der Stadt 
eingegangen. Auch das Modellvorhaben 
Aalen verzeichnete in den letzten Jahren 
mit jährlich ca. 210 Anfragen ein hohes 
Interesse an den im Baulandkataster dar-
gestellten Baulücken. Einen zusätzlichen 

Quelle: Stadt Solingen
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Gewinn bringt ein öffentlich einsehbares 
Baulandkataster nach Ansicht der Modell-
vorhaben dadurch, dass sich Bauinteres-
senten zunächst online informieren kön-
nen und erst anschließend den Kontakt 
zur Kommune suchen. Die kommunalen 
Bauberatungen werden dadurch entlastet.

Dauerhafte Fortschreibung und 
Monitoring

Beim Aufbau und der Nutzung einer syste-
matischen Potenzialerfassung ist es wichtig, 
diese als Daueraufgabe zu etablieren. Neu 
bekannt werdende Potenziale sollten fort-
laufend aufgenommen, die Informationen 
zu bereits erfassten Potenzialen aktualisiert, 
Priorisierungen überdacht und aktivier-
te Potenziale als solche vermerkt werden. 
Dadurch gewinnt die Kommune dauerhaft 
einen Überblick über das Wohnungsbauge-
schehen in der Innenentwicklung und beste-
hende Potenziale in der Stadt. Die Strategien 
zur Aktivierung von Innenentwicklungspo-
tenzialen können darauf basierend regel-
mäßig überprüft und bei Bedarf angepasst 
werden. Ein zentrales GIS-System, auf das 

alle Fachbereiche zugreifen können, erwies 
sich in den Modellvorhaben als hilfreich. 
Alternativ können die Informationen auch 
zentral an eine Stelle weitergeleitet werden, 
die diese einpflegt. In Aalen, Solingen und 
Regensburg werden die Flächenkataloge 
beispielsweise im laufenden Betrieb, feder-
führend durch das Innenentwicklungsma-
nagement, aktualisiert. Entwicklungen auf 
bekannten Flächen werden vermerkt und 
neue Potenzialflächen aufgenommen. In 
Offenburg wird darüber hinaus die Bautä-
tigkeit im kommunalen GIS erfasst und re-
gelmäßig ausgewertet. Dadurch gewinnt die 
Kommune wichtige Hinweise für zukünfti-
ge wohnbauliche Entwicklungen, etwa zur 
Sozialstruktur der Zuziehenden und den 
daraus resultierenden Infrastrukturbedar-
fen (z. B. Kita-Plätze).

Herausforderungen und Chancen öffentlicher Baulandkataster

Die Modellvorhaben Aalen, Offenburg und Solingen haben die identifizierten Innenentwicklungspotenziale in einem Baulandkataster 
veröffentlicht, um private Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer auf die Entwicklungsmöglichkeiten der Flächen aufmerksam zu 
machen und Bauinteressierten potenzielle Baugrundstücke aufzuzeigen.

Das Instrument des Baulandkatasters (§ 200 Abs. 3 BauGB) erfordert u. a. eine öffentliche Bekanntmachung vor Veröffentlichung, bei der 
die Eigentümerinnen und Eigentümer auch auf ihr Widerspruchsrecht hinzuweisen sind. Durch die jüngst gestiegenen Anforderungen an 
den Datenschutz v. a. durch die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sind über das Planungsrecht hinaus zusätzliche Anforderungen zu 
erfüllen. Ein von der Stadt Solingen beauftragtes Rechtsgutachten zeigte auf, dass mit den grundstücksbezogenen Potenzialen personen-
bezogene Daten verarbeitet werden und die betroffenen Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern daher aus datenschutzrechtli-
chen Gesichtspunkten gem. Art. 14 DSGVO persönlich über die Veröffentlichung informiert werden müssen. Eine explizite Zustimmung zur 
Datenverarbeitung nach DSGVO sei jedoch nicht notwendig, da ein öffentliches Interesse vorliege. Den betroffenen Eigentümerinnen und 
Eigentümern muss demzufolge eine Mitteilung nach DSGVO übersandt werden.

Die Stadt Solingen nutzte diese zusätzliche Anforderung, um den Eigentümerinnen und Eigentümer neben den Informationen zum 
Wohnbaulandkataster und ihrem Widerspruchsrecht auch einen Fragebogen zukommen zu lassen, in dem die Entwicklungsbereitschaft, 
ggf. bestehende Hinderungsgründe und Beratungsbedarfe abgefragt wurden. Dabei blieb die Zahl der Widersprüche hinsichtlich einer 
Veröffentlichung gering. Es wurden auf diesem Wege wertvolle Informationen zu den Verwertungsabsichten und Strategien der Eigentü-
merinnen und Eigentümer gewonnen. Zudem wurden einige Eigentümerinnen und Eigentümer durch das Anschreiben auf die Entwick-
lungsmöglichkeiten ihrer Flächen aufmerksam und haben sich zur weiteren Planung an die Stadt gewendet (siehe Kapitel 3.6).
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4.3 Aktivierung von Eigentü-
merinnen und Eigentümern

Ziel des Innenentwicklungsmanagements 
ist es, zusätzliche Flächen für den Woh-
nungsbau zu aktivieren. Um gegenüber 
dem Status quo zusätzliche Impulse für 
den Wohnungsbau auszulösen, bezieht 
sich dies vor allem auf Grundstücke oder 
Flächen im privaten Eigentum, die durch 
das „normale“ Markt- und Planungsge-
schehen wahrscheinlich nicht mobilisiert 

werden. Das Spektrum der Eigentümerty-
pen reicht dabei von privaten Einzel- oder 
Kleineigentümern und -eigentümerinnen 
über Wohnungsunternehmen und sonstige 
Unternehmen (anderer Branchen) bis zu 
Wohlfahrtsverbänden, kirchlichen Organi-
sationen oder Stiftungen (vgl. auch Tabelle 
1 in Kapitel 4.1). Naheliegend ist, dass die 
jeweils anzutreffende Eigentümerstruk-
tur wesentlich vom Gebietstyp beeinflusst 
wird. Eine Strategie zur Nachverdichtung 
von Einfamilienhausgebieten hat insofern 

Abbildung 26:  Mögliche Eigentümertypen in der Innenentwicklung

Überforderte Eigentümer

Sie stehen einer Entwicklung nicht grundsätzlich ablehnend 
gegenüber, sind allerdings mit der Umsetzung überfordert 
(z. B. aus Altersgründen, aufgrund fehlenden Wissens, 
aufgrund beschränkter finanzieller Spielräume).

Potenzielle Herausforderungen:
- Intensiver Beratungs - und Unterstützungsbedarf
- Fehlende finanzielle Mittel zur Umsetzung

Interessierte Eigentümer

Sie stehen einer Entwicklung offen gegenüber, sind aber 

mangels Anlass oder aufgrund anderer Prioritäten noch nicht 
aktiv geworden.

Potenzielle Herausforderungen:
- Beratung und Begleitung durch die Verwaltungsabläufe
- Zügige Durchführung ggf. erforderlicher Planungsrechts-

änderungen

Distanzierte Eigentümer

Sie stehen einer Entwicklung ambivalent gegenüber. Grund- 
sätzlich können sie sich eine Entwicklung vorstellen, sind aber 
nur bedingt bereit, sich persönlich dafür zu engagieren. 
Häufig hat dieser Eigentümertyp keine persönliche Bindung
zum Grundstück und der Stadt. 

Potenzielle Herausforderungen:

- Entwicklungsinteresse wecken / steigern
- hohe Renditeerwartungen
- Komplexe Eigentümerkonstellationen

(z. B. Erbengemeinschaften)

Unwillige Eigentümer

Sie lehnen eine Entwicklung ihrer Flächen ab. Dies kann 
unterschiedliche Gründe haben (z. B. Bewahrung der aktuellen 
Nutzung, andere Verwertungspläne, Spekulation auf zukünftige 
Wertsteigerung).

Potenzielle Herausforderungen:
- Sondierung der Handlungsmotive
- Mehrwert einer wohnbaulichen Entwicklung aufzeigen
- Mehrwert für den Eigentümer erhöhen
- Lösungen für (Rest-)Nutzungen finden
- Prüfung rechtlicher Durchsetzungsinstrumente

„träge“ institutionelle Eigentümer

Diese professionellen Eigentümer haben sich bislang noch  
nicht aktiv mit einer wohnbaulichen Entwicklung ihrer Flächen 
befasst. Zumeist haben diese Akteure wenig Erfahrung mit 
Wohnungsbau und Wohnraumbewirtschaftung. 

Potenzielle Herausforderungen:
- Entwicklungsinteresse wecken und Optionen aufzeigen
- Komplexe Entscheidungswege innerhalb der Institutionen

Uneinsichtige Eigentümer

Sie sind stark an einer Entwicklung interessiert, ihre Vorstel-
lungen decken sich allerdings nicht mit den kommunalen 
Zielen oder den wirtschaftlichen Möglichkeiten.

Potenzielle Herausforderungen:

- Überzeugung von anderen Entwicklungsmöglichkeiten

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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andere Adressaten als eine Innenentwick-
lungsstrategie in gewerblich durchsetzen 
Gebieten oder in der Innenstadt. Unabhän-
gig davon steht die Aufgabe im Mittelpunkt, 
diese Eigentümer und Eigentümerinnen 
für ein Engagement im Wohnungsbau zu 
gewinnen, indem sie entweder selbst inves-
tieren oder das Grundstück zu tragfähigen 
Konditionen an einen Wohnungsbauinves-
tor bzw. die Kommune verkaufen. 

Im ExWoSt-Forschungsfeld „Aktivierung 
von Innenentwicklungspotenzialen in 
wachsenden Kommunen - Erhebung und 
Erprobung von Bausteinen eines aktiven 
Managements“ sollte dies vor allem auf ko-
operativem Wege erfolgen. Insofern stan-
den die Ansprache und die partnerschaftli-
che Zusammenarbeit im Vordergrund. Die 
Erfahrung lehrt zugleich, dass der flankie-

rende oder angekündigte Einsatz bau- und 
planungsrechtlicher Instrumente die Ko-
operationsbereitschaft erhöhen kann. 

Die Modellvorhaben sind dabei unter-
schiedlich vorgegangen. Einige Strategien 
waren eher passiv-reaktiv ausgerichtet, an-
dere erforderten ein aktives Zugehen bzw. 
einen aktiven Einsatz des Innenentwick-
lungsmanagements. Unterschiede lagen zu-
dem darin, ob Eigentümerinnen und Eigen-
tümer individuell adressiert wurden oder 
ob Strategien auf größere Gruppen von Ei-
gentümerinnen und Eigentümern abzielten 
(vgl. Abbildung 27). Häufig wurden von den 
Modellvorhaben mehrere Strategien paral-
lel erprobt.

Abbildung 27:  Strategien zur Aktivierung von Eigentümerinnen und Eigentümern

passiv-
reaktiv

aktiv

allgemein individuell

Veröffentlichung 
Baulandkataster

Öffentlichkeitsarbeit
Beratung bei Anfragen 
von Eigentümer*innen

aufsuchende 
Eigentümer-
ansprache

Einsatz bau- und
planungsrechtlicher 
Instrumente

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Ansprache durch Öffentlichkeitsarbeit 
und mehr Transparenz

Ein erster Schritt, um Eigentümerinnen und 
Eigentümer auf die Potenziale ihrer Flächen 
aufmerksam zu machen, stellt die Veröffent-
lichung eines Baulandkatasters dar, wie es in 
Aalen, Offenburg oder Solingen umgesetzt 
wurde (vgl. Kapitel 4.2). Das Modellvorha-
ben Solingen machte die Erfahrung, dass 
insbesondere bei der Erstveröffentlichung 
Eigentümerinnen und Eigentümer erreicht 
werden können, die sich der Entwicklungs-
möglichkeiten bislang nicht bewusst waren. 
Dies ist ein erster Schritt zur Mobilisierung 
dieser Potenziale. Auf längere Frist erreicht 
ein öffentlich zugängliches Baulandkataster 
vor allem Bauinteressenten, wie die Erfah-
rungen aus Aalen und Offenburg zeigen. 
Die Bauinteressenten nehmen, entweder 
vermittelt über die Kommune oder nach ei-
genen Recherchen, Kontakt zu den Eigentü-
merinnen und Eigentümern auf und stoßen 
so ggf. eine Entwicklung an.

Begleitend wirkten einige Modellvorhaben 
im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit da-
rauf hin, die Relevanz der Innenentwick-
lung hervorzuheben. Damit wurde auch 
das Ziel verfolgt, Eigentümerinnen und 
Eigentümer für eine Entwicklung ihrer 
Flächen zu gewinnen. Neben einer regel-
mäßigen Pressearbeit, Flyern und Plakaten 
setzten einige Modellvorhaben dabei auf 
Informationsveranstaltungen. In Solingen 
wurden beispielsweise Eigentümerinnen 
und Eigentümer eingeladen, sich mit Ex-
pertinnen und Experten aus den Berei-
chen Bauantragsverfahren, Planungsrecht, 
Wertermittlung, Umwelt sowie Finanzie-
rung und Förderung auszutauschen. Die 
positive Resonanz der Eigentümerinnen 
und Eigentümer zeigte der Stadt, dass über 
solche niederschwelligen Informations- 
und Beratungsangebote erste Hürden auf 
dem Weg zur Grundstücksmobilisierung 
abgebaut werden können. Erste Beratungs-
anfragen oder Bauvoranfragen sind daran 
anschließend bei der Stadt eingegangen. 

Als Sensibilisierung für das Thema Inne-
nentwicklung und erster Schritt der Ak-
tivierung hat sich diese Vorgehensweise 
bewährt. 

Anfragen von Eigentümerinnen und Ei-
gentümern bei den Bauämtern zu ihren 
Grundstücken bildeten auch unabhängig 
von einer vorgeschalteten Öffentlichkeits-
arbeit Anlass und Anknüpfungspunkte, 
über die Bebauungsmöglichkeiten der 
Grundstücke zu informieren. Vorausset-
zung dafür war, dass die Bauämter eng 
mit dem Innenentwicklungsmanagement 
zusammenarbeiteten und entweder Anfra-
gen weiterleiteten oder selbst aktiv im Sin-
ne des Innenentwicklungsmanagements 
berieten. Die Erfahrungen beispielsweise 
aus Solingen oder Hamburg zeigen, dass 
etliche Eigentümerinnen und Eigentümer 
diese Beratung zum Anlass nahmen, ihre 
Bauplanungen anzupassen oder zumindest 
zu überdenken. Insofern konnten durch 
die enge Kooperation und Sensibilisierung 
der zuständigen Verwaltungsstellen eben-
falls Erfolge für den Wohnungsbau in der 
Innenentwicklung erzielt werden. 

Aufsuchende Eigentümeransprache 
und -beratung

Ziel der Modellvorhaben war es auch, Ei-
gentümerinnen und Eigentümer zu errei-
chen, die nicht selbst die Initiative ergreifen 
(können). Die entsprechende aufsuchende 
Eigentümeransprache und -beratung wur-
den in Einzelfällen von allen Modellvor-
haben und besonders systematisch und 
breiter angelegt in Trier erprobt. In den Be-
ratungen sollten die Eigentümerinnen und 
Eigentümer über die Entwicklungsmög-
lichkeiten auf ihren Grundstücken infor-
miert, die Handlungsmotive der Eigentü-
merinnen und Eigentümer erfragt und das 
Interesse an einer wohnbaulichen Nutzung 
geweckt werden. In den Modellvorhaben 
hat der Innenentwicklungsmanager oder 
die Innenentwicklungsmanagerin den 
Kontakt zu Eigentümerinnen und Eigentü-
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mern ausgewählter Innenentwicklungspo-
tenziale gesucht, häufig mit Unterstützung 
der Führungskräfte oder gar der Stadtspit-
ze. Die Einbindung höherer Hierarchiee-
benen hat teilweise als „Türöffner“ zu den 
Eigentümerinnen und Eigentümern fun-
giert. Aus Kapazitätsgründen musste dies 
auf ausgewählte, besonders wichtige oder 
sensible Fälle beschränkt bleiben. 

Eine erste Aufgabe für das Innenentwick-
lungsmanagement war die Zusammenstel-
lung der für die Kontaktaufnahme erforder-
lichen Informationen. Zudem hat es sich als 
wesentlich erwiesen, bereits vor der ersten 
Kontaktaufnahme einige Informationen zu 
den Eigentümerinnen und Eigentümern, 
ihren Grundstücken und den Bebauungs-
möglichkeiten zusammenzustellen. So 
konnte das Innenentwicklungsmanagement 
Einschätzungen zu den Motiven und Inte-
ressen der Eigentümerinnen und Eigentü-
mer gewinnen und Antworten auf deren 
mögliche Fragen vorbereiten. Wirkungsvol-
ler als eine rein schriftliche Kontaktaufnah-
me erwies sich in den Modellvorhaben das 
persönliche Gespräch oder ein Anruf bei 
den Eigentümerinnen und Eigentümern.

In den Gesprächen wurde deutlich, dass 
die Gründe für die fehlende oder geringe 
wohnbauliche Nutzung der Flächen vielfäl-
tig waren. Einige hielten Flächen bewusst 
zurück, z.  B. als Wohnbaugrundstück für 
ihre Kinder oder als Altersvorsorge. An-
dere hatten keine Kenntnis über entspre-
chende Entwicklungsmöglichkeiten oder 
waren mit der Entwicklung überfordert. 
Dies kann vor allem bei weit entfernt le-
benden oder älteren Personen der Fall sein. 
Für gewerbliche oder institutionelle Eigen-
tümerinnen und Eigentümer stellte die 
Veräußerung oder wohnbauliche Entwick-
lung eine Erweiterung oder Änderung ih-
rer Geschäftsfelder oder Strategien dar und 
erforderte umfangreiche Vorüberlegungen 
(vgl. Abbildung 26 zu Eigentümertypen in 
der Innenentwicklung).

Der Innenentwicklungsmanager der Stadt 
Trier hat nach erfolgter Kontaktaufnahme 
eine weitere aktive Begleitung und Beratung 
der Eigentümer und Eigentümerinnen um-
gesetzt. Hierzu wurden einfach gehaltene 
Entwürfe für Wohnungsbauprojekte erar-
beitet und die wirtschaftlichen Auswirkun-
gen der Investition für die Eigentümerinnen 
und Eigentümer dargestellt. Darüber hinaus 
hat er den Kontakt zu weiteren Akteuren 
wie der Denkmalschutzbehörde oder der 
Feuerwehr hergestellt, um die Umsetzbar-
keit der Planungen zu prüfen. Durch diese 
intensive Beratung und Begleitung wurde 
das Entwicklungsinteresse der Eigentü-
merinnen und Eigentümer deutlich gestei-
gert. Einen besonderen Mehrwert lieferte 
die Betrachtung der Wirtschaftlichkeit der 
Projektideen, die der Innenentwicklungs-
manager als ausgebildeter Immobilienfach-
wirt durchführen konnte. Etlichen Eigen-
tümerinnen und Eigentümern war nicht 
bewusst, welche wirtschaftlichen Potenziale 
ein Wohnungsbauprojekt bietet. Insofern 
war dies ein zentrales Argument für eine 
Aktivierung der Potenziale. Insgesamt hat 
die Stadt Trier ebenso wie andere Kommu-
nen im Forschungsfeld von den Eigentü-
merinnen und Eigentümern positive Rück-
meldungen zur aufsuchenden Beratung und 
insbesondere zu der damit einhergehenden 
partnerschaftlich-unterstützenden Beglei-
tung erhalten. 

Auch Wohnungsunternehmen zeigten sich 
zum Teil offen, wenn das Innenentwick-
lungsmanagement Nachverdichtungsop-
tionen vorschlug. Dabei wurde positiv be-
wertet, dass durch frühzeitige Gespräche 
Planungen entsprechend der kommuna-
len Ziele erarbeitet werden können und 
„Fehlplanungen“ vermieden werden. Dies 
vereinfacht die anschließenden Abstim-
mungs- und Genehmigungsprozesse und 
beschleunigt die Verfahren.

In den Gesprächen hat sich auch gezeigt, 
dass es sehr wichtig ist, keine falschen Er-
wartungen bei den Eigentümerinnen und 
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Die Bedeutung immobilienwirtschaftlicher Fachkenntnisse im Innenentwicklungsmanagement

Im Forschungsprojekt wurde deutlich, dass die Wirtschaftlichkeit eine zentrale Voraussetzung für die Realisierung von Wohnungsbauprojekten 
ist. Der Aufbau entsprechender immobilienwirtschaftlicher Kompetenzen in der Verwaltung ist daher ein wichtiger Bestandteil des Innenent-
wicklungsmanagements. Zum einen sind wirtschaftliche Betrachtungen von Wohnungsbauprojekten in der Kommunikation mit Eigentü-
merinnen und Eigentümern hilfreich, um z. B. die Erträge einer Investition aufzuzeigen und damit das Entwicklungsinteresse zu wecken (vgl. 
auch Erfahrungen des Modellvorhabens Trier in Kapitel 3.7). Zum anderen stärkt das immobilienwirtschaftliche Fachwissen in Verhandlungen 
mit Investoren und Wohnungsunternehmen die Verhandlungsposition der Kommune. Darüber hinaus können verwaltungsinterne Abstim-
mungsprozesse oder politische Abwägungsprozesse unterstützt werden. Durch die Betrachtung der wirtschaftlichen Auswirkungen bestimm-
ter Anforderungen an die Bauvorhaben (z. B. Anteil geförderten Wohnraums, ökologische Anforderungen) kann die Verwaltung für Fragen 
der Finanzierbarkeit sensibilisiert werden. Erwartungen der Politik an das jeweilige Bauvorhaben können ebenfalls in eine wirtschaftliche 
Gesamtbetrachtung eingeordnet werden. Wie wichtig dies ist, um Wohnungsbau in der Innenentwicklung zu ermöglichen, wird am Beispiel 
des Modellvorhabens Trier deutlich. Dort zeigte die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung von Innenentwicklungsprojekten auf, dass die geltende 
Stellplatzverordnung (Anzahl der Stellplätze bei gleichzeitig hohen Kosten für deren Errichtung, Höhe der Stellplatzablöse) die Projekte an die 
Grenze der wirtschaftlichen Tragfähigkeit bringt. Die immobilienwirtschaftlichen Analysen des Innenentwicklungsmanagements konnten in 
diesem Fall wichtige Diskussionen über kommunalpolitische Ziele anregen. Wenn bestimmte fachlich und / oder politisch gewünschte Anfor-
derungen zu einem wirtschaftlich defizitären Projekt führen, kann eine finanzielle Unterstützung notwendig werden. Auch dies wird durch die 

immobilienwirtschaftliche Betrachtung dargelegt.

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH 
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Der Aufbau immobilienwirtschaftlicher Kompetenzen als Bestandteil des Innenentwicklungsmanagements ist in den Modellvorhaben 
auf großes Interesse gestoßen. Zur Unterstützung wurde in enger Abstimmung mit ihnen eine Anwendung zur Wohnungsbaukalkulation 
entworfen, die vor Ort erprobt werden konnte. Diese ermöglicht nach Eingabe einiger zentraler Parameter u. a. Aussagen zu folgenden 
Aspekten:

• Ist das Vorhaben für den Eigentümer oder die Eigentümerin wirtschaftlich umsetzbar?
• Wie verändert sich die Ertragssituation im Vergleich zur bestehenden Nutzung?
• Wie unterscheiden sich Alternativen hinsichtlich der wirtschaftlichen Machbarkeit?
• Welcher Grundstückspreis ist bei einem Verkauf erzielbar?
• Kann ein kommunaler Zwischenerwerb kostendeckend abgewickelt werden?
• Wie wirken sich kommunale Anforderungen auf das Wohnungsbauvorhaben aus?
• Wie hoch ist der Subventionsbedarf, um das Grundstück zu mobilisieren?

Die mit dem Werkzeug möglichen Berechnungen ersetzen zwar keine individuelle Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, die z. B. steuerliche As-
pekte oder eigene Renditevorgaben berücksichtigt. Dennoch können erste Anhaltspunkte erlangt und Eigentümerinnen und Eigentümern 
verschiedene Optionen aufgezeigt werden.
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Eigentümern zu wecken und möglichst 
verlässliche Aussagen zur bau- und pla-
nungsrechtlichen Machbarkeit zu machen. 
Daher ist ein Austausch des Innenentwick-
lungsmanagements mit den jeweils betrof-
fenen Fachbereichen unerlässlich. Gute 
Kontakte zu den entsprechenden Stellen 
erwiesen sich im Forschungsfeld als för-
derlich für die Innenentwicklung. Darüber 
hinaus wurde deutlich, dass der Zeitpunkt 
zum Austausch sensibel gewählt werden 
sollte. Durch eine zu frühe Kontaktaufnah-
me werden unnötig Kapazitäten bei den 
involvierten Stellen gebunden, wenn sich 
eine Mobilisierung des Grundstücks spä-
ter als nicht realistisch herausstellt. Ein zu 
später Einbezug der relevanten Fachberei-
che beinhaltet das Risiko, im Kontakt zum 
Eigentümer oder der Eigentümerin falsche 
Erwartungen z. B. an die Genehmigungs-
fähigkeit eines Vorhabens zu wecken. Eine 
entsprechende Vorsondierung durch das 
Innenentwicklungsmanagement hilft, bei-
de beschriebenen Risiken zu mindern. 

Insgesamt war die persönliche Beratung 
der Eigentümerinnen und Eigentümer 
durch das Innenentwicklungsmanagement 
aufwändig und konnte insofern nur für 
ausgewählte Potenzialflächen durchge-
führt werden. Einzelne Modellvorhaben 
haben die aktive Ansprache auch aus per-
sonellen Gründen zurückgestellt und an-
dere Schwerpunkte gesetzt. Der Ansatz der 
Eigentümeransprache erwies sich trotz des 
hohen Aufwands als erfolgsversprechend. 
Bei manchen Eigentümerinnen und Eigen-
tümern konnte durch die Ansprache Inte-
resse für eine wohnbauliche Entwicklung 
ihrer Flächen oder Immobilien geweckt 
werden. Allerdings ist das Innenentwick-
lungsmanagement auch auf Eigentümerin-
nen und Eigentümer gestoßen, die den-
noch keine Entwicklung ihrer Flächen 
anstreben. In diesen Fällen war es für die 
Kommunen trotz umfänglicher Beratung 
schwer, Mobilisierungsansätze zu finden. 
Das Planungsrecht bietet zwar Ansatz-
punkte, um auch entgegen der Interessen 

des Eigentümers oder der Eigentümerin 
eine bauliche Weiterentwicklung herbeizu-
führen (z.  B. Baugebote), doch sind diese 
ebenfalls mit hohen Hürden und weiterem 
Aufwand verbunden.

Kommunaler Flächenerwerb

Ein wichtiges Instrument der Innenent-
wicklung ist der Ankauf von Grundstücken 
durch die Kommune, um bei der Entwick-
lung der Flächen unabhängiger von priva-
ten Interessen zu sein. Welche Flächen für 
einen kommunalen Ankauf in Frage kom-
men, hängt von der Ausgangssituation vor 
Ort und den Entwicklungszielen der Kom-
mune ab. In den Modellvorhaben standen 
beispielsweise Schlüsselgrundstücke für 
die Entwicklung größerer Gebiete im Fo-
kus. Auch der sukzessive Erwerb kleinteili-
ger Flächen in Gebieten mit zersplittertem 
Grundbesitz wurde von den Modellvor-
haben angestrebt, um dort langfristig eine 
Entwicklung zu ermöglichen. Neben dem 
Ankauf von Flächen in priorisierten Ent-
wicklungsbereichen können auch Grund-
stücke im weiteren Stadtgebiet für einen 
Ankauf in Frage kommen. Das dadurch 
aufgebaute kommunale Grundstücksport-
folio kann dazu dienen, Eigentümerinnen 
und Eigentümern Tauschflächen anbieten 
zu können und damit Innenentwicklungs-
potenziale an anderer Stelle zu mobilisieren.

Die Erfahrungen der Modellvorhaben zei-
gen allerdings, dass nur wenige Eigentü-
merinnen und Eigentümer verkaufsbereit 
waren und die Preisvorstellungen teilwei-
se deutlich über der kommunalen Zah-
lungsbereitschaft lagen. Dies erschwerte 
den kommunalen Flächenerwerb. Den 
Kommunen stehen jedoch verschiedene 
Instrumente zur Verfügung. Neben der 
freiwilligen Veräußerung an die Kommune 
können auch kommunale Vorkaufsrechte 
eingesetzt werden. Diese können z.  B. in 
Sanierungsgebieten oder im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplans für Flächen 
für öffentliche Zwecke bestehen. Darüber 
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Städtebauförderung und Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen zur Flankierung der Innenentwicklung

In der Innenentwicklung sind die Kommunen in hohem Maß auf die Mitwirkung privater Akteure angewiesen. Umso wichtiger ist es, ent-
sprechende Investitionsanreize zu schaffen. Hohe Kosten zur Grundstücksaufbereitung sowie Mängel im städtebaulichen Umfeld können 
allerdings die Chance für privates Engagement schmälern. Für Kommunen kann die Ausweisung von Städtebaufördergebieten oder städte-
baulichen Sanierungsgebieten eine Möglichkeit sein, private Vorhaben in der Innenentwicklung zu unterstützen.

Städtebauförderung

Die Städtebauförderung bietet Kommunen über unterschiedliche Förderprogramme die Möglichkeit, in ausgewählte Stadtbereiche mit 
Unterstützung von Landes- und Bundesmitteln zu investieren bzw. private Investitionen zu unterstützen.1

• Für die Grundstücksvorbereitung / -aufbereitung können Fördermittel in Anspruch genommen werden (z. B. Abriss, Altlastenbeseiti-
gung, bodenordnende Maßnahmen, Erschließung).

• Durch den Einsatz von Netzwerk- und Beratungsangeboten (z. B. Quartiersmanagement, Umbau- / Sanierungsberatung), können 
Eigentümerinnen und Eigentümer bei ihren Investitionsentscheidungen unterstützt werden.

• Begleitende öffentliche Investitionen in das Umfeld können die Standortqualität erhöhen und somit das Investitionsklima positiv 
beeinflussen. 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahme

Ebenfalls geeignet, um in ausgewählten Quartieren Wohnungsbauinvestitionen anzustoßen, ist die Ausweisung eines Sanierungsgebiets. 
Hier können insbesondere folgende Faktoren mobilisierend wirken:

• Für Maßnahmen an Gebäuden, die den kommunalen Sanierungszielen entsprechen, können Eigentümerinnen und Eigentümer die 
Kosten zu höheren Anteilen steuerlich geltend machen (erhöhte Abschreibung im Rahmen der sogenannten „Sanierungs-Afa“).

• Der Kommune stehen mit dem Vorkaufsrecht, der Veränderungssperre und der Möglichkeit zur Enteignung stärkere Instrumente zur 
Durchsetzung der kommunalen Entwicklungsziele und der Grundstücksmobilisierung zur Verfügung.

Im Forschungsfeld wurden die Instrumente von den Modellvorhaben als grundsätzlich geeignet diskutiert. Ein Modellvorhaben hat bereits 
die Einrichtung eines Sanierungsgebiets zur Durchsetzung der Innenentwicklungsziele geprüft. Im Grundsatz handelt es sich bei der Städ-
tebauförderung und dem Sanierungsrecht um Instrumentarien zur Behebung besonderer städtebaulicher Missstände. Insofern können sie 
nur in diesen Fällen mit konkretem Gebietsbezug und zeitlicher Befristung eingesetzt werden. Auch eine stadträumlich breiter ansetzende 
und langfristig konzipierte Innenentwicklungsstrategie kann sich jedoch in Teilbereichen auf dieses Instrumentarium stützen. 

hinaus kann durch eine Vorkaufssatzung 
ein besonderes Vorkaufsrecht in bestimm-
ten Stadtbereichen gesichert werden, so-
fern eine Planungsabsicht der Kommune 

1 Vgl. BMI 2019

erkennbar ist.22 Die Erfahrungen der Mo-
dellvorhaben zeigen jedoch einige Hürden 
auf. Das Vorkaufsrecht kann zum Beispiel 
nur ausgeübt werden, wenn tatsächlich 
eine Grundstückstransaktion stattfindet. 

22 Zu unterscheiden ist zwischen dem allgemeinen 
Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB und dem beson-
deren Vorkaufsrecht nach § 25 BauGB. Das allge-
meine Vorkaufsrecht kann z. B. zum Erwerb von 
Flächen für öffentliche Zwecke im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplans, von Flächen in Umle-
gungsgebieten, Sanierungsgebieten oder städ-
tebaulichen Entwicklungsbereichen angewendet 
werden. Das besondere Vorkaufsrecht kann über 
eine Satzung auch für unbebaute Grundstücke im 
Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder in 
Gebieten, in denen die Kommune städtebauliche 
Maßnahmen in Betracht zieht, begründet werden.
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Dies ist bei den meisten fokussierten In-
nenentwicklungspotenzialen nicht der Fall 
gewesen, sodass ein kommunaler Zugriff 
auf die Flächen nicht möglich war. Kurz-
fristige Erfolge werden dadurch unwahr-
scheinlich. Eine weitere Herausforderung 
war, dass die Entscheidung über die Aus-
übung des Vorkaufsrechts im Verkaufsfall 
innerhalb kurzer Zeit getroffen werden 
muss. Nicht zuletzt wurde ein solcher Ein-
griff in das Privateigentum politisch häufig 
nicht mitgetragen. In einem Modellvor-
haben verhinderte die Sorge vor hohen 
Ankaufkosten und einer unsicheren Ent-
wicklungsperspektive die Ausübung des 
kommunalen Vorkaufsrechts.

Doch auch wenn das Vorkaufsrecht nicht 
ausgeübt wird, kann es als Einstieg in ei-
nen kooperativen Prozess mit den Eigen-
tümerinnen und Eigentümern dienen. In 
einem Modellvorhaben konnte beispiels-
weise durch den Hinweis auf das bestehen-
de kommunale Vorkaufsrecht der Dialog 
mit dem Eigentümer über die zukünftige 
Entwicklung seines Grundstücks aufge-
nommen werden. Im Anschluss entwi-
ckelte das Innenentwicklungsmanagement 
konkrete Projektideen gemeinsam mit dem 
Eigentümer weiter, sodass der Grundstein 
für eine zukünftige wohnbauliche Nutzung 
gelegt wurde.

Die Möglichkeiten, den kommunalen Zwi-
schenerwerb verstärkt zur Unterstützung 
der Innenentwicklung einzusetzen, hängen 
ganz wesentlich von der politischen Bereit-
schaft zu einem finanziellen Engagement 
ab (mindestens zur Abfederung der damit 
verbundenen Entwicklungsrisiken). Die 
Stadt Offenburg hat einen entsprechen-
den Fonds eingerichtet. Auch die anderen 
Modellvorhaben berichteten von einer po-
litischen Neubewertung des kommunalen 
liegenschaftspolitischen Engagements im 
Verlauf des Forschungsprojektes, so dass 
diesbezüglich zukünftig verbesserte Rah-
menbedingungen für das Innenentwick-
lungsmanagement zu erwarten sind. 

Flankierender Einsatz bau- und 
planungsrechtlicher Instrumente

Das Baugebot bietet ebenfalls eine Mög-
lichkeit, Eigentümerinnen und Eigentü-
mer zur Entwicklung ihrer Flächen zu 
bewegen. Die Erfahrungen der Modellvor-
haben machen jedoch deutlich, dass dieses 
Instrument in der Praxis aufgrund des auf-
wändigen und langwierigen Verfahrens, 
des Klagerisikos und der „Härte“ nicht 
eingesetzt wurde. Dadurch fehlte vor Ort 
die Erfahrung in der Anwendung des Inst-
ruments und dies führte wiederum zu Un-
sicherheiten bezüglich der Anwendbarkeit.

Da die Möglichkeiten der Kommunen zum 
Durchsetzen einer Bebauung von Flächen 
mit bestehendem Baurecht begrenzt sind, ist 
es umso wichtiger, bereits bei der Schaffung 
von neuen Baurechten Bauverpflichtungen 
festzusetzen. Eine generelle Bauverpflich-
tung ist allerdings auch in Bebauungsplä-
nen nicht vorgesehen, so dass diese über 
ergänzende Instrumente z.  B. im Grund-
stückskaufvertrag oder im städtebaulichen 
Vertrag vereinbart werden muss. Die Erfah-
rungen aus dem Forschungsfeld zeigen, dass 
Kommunen, die Bauverpflichtungen in der 
Vergangenheit nicht konsequent umgesetzt 
haben, häufiger über beplante, aber unbe-
baute Flächen, Baulücken und unbebaute 
Restflächen verfügen. Demzufolge bleiben 
Flächen mit (marktgängigen) Baurechten 
aus privaten oder spekulativen Gründen 
ungenutzt. Für das Innenentwicklungsma-
nagement bedeutet dies einen erheblichen 
Aufwand zur Aktivierung. Zugleich sind die 
Erfolgsaussichten begrenzt.

Nach Erfahrung der Modellvorhaben stel-
len auch Teilentwicklungen eine sinn-
volle Option dar, sofern nicht alle Eigen-
tümerinnen und Eigentümer in einem 
Entwicklungsbereich zur Bebauung ihrer 
Flächen motiviert werden können. So wur-
de beispielsweise in einer Kommune für 
eine innerstädtische Entwicklungsfläche 
das Konzept angepasst, sodass zunächst 
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Wohnungseigentümergemeinschaften als Akteure der Innenentwicklung

Private Eigentümerinnen und Eigentümer spielen in der Innenent-
wicklung eine zentrale Rolle, da sich nur wenige Potenzialflächen in 
kommunalem Eigentum befinden. Die Herausforderungen bei der 
Potenzialaktivierung steigen dabei nach Erfahrung der Modellvorha-
ben mit zunehmender Anzahl an Eigentümerinnen und Eigentümern, 
insbesondere in Wohnungseigentümergemeinschaften. Die Inne-
nentwicklungsmanagements in den Modellvorhaben haben folgende 
Erfahrungen gemacht:

• Aufgrund der Vielzahl an Eigentümerinnen und Eigentümern 
in einem Gebäude wird es deutlich schwieriger, Einigung über 
die Weiterentwicklung der Immobilie oder des Grundstücks zu 
erreichen. Dies kann z. B. die Nachverdichtung auf dem Grund-
stück, die Aufstockung des Gebäudes oder die Veräußerung 
betreffen. Dabei werden die Entscheidungsprozesse mit zunehmender Anzahl an Eigentümerinnen und Eigentümern in einer WEG 
komplexer und langwieriger. Auch andere Faktoren wie die unterschiedlichen Interessen von Selbstnutzern und Vermietern oder die 
finanzielle Situation der Eigentümerinnen und Eigentümer machen Willensbildungsprozesse in Wohnungseigentümergemeinschaf-
ten zeitlich und inhaltlich schwer kalkulierbar.1

• Wohnungseigentümergemeinschaften haben indirekt ebenfalls einen großen Einfluss auf Entwicklungen in der Nachbarschaft. 
So war in einem Modellvorhaben ein Nachverdichtungsvorhaben nicht im anfänglich geplanten Umfang umsetzbar, da auf dem 
benachbarten Grundstück Eintragungen von Baulasten (Abstandsflächen-Übernahmeerklärung) erforderlich gewesen wären. Das 
benachbarte Grundstück lag im Eigentum einer Wohnungseigentümergemeinschaft mit über 100 Parteien. Eine Einigung mit allen 
Eigentümerinnen und Eigentümern wurde demzufolge zu Recht stark angezweifelt. Der Investor hat die Dimension des Nachverdich-
tungsvorhabens daher reduziert, um die Abstandsflächen auf seinem eigenen Grundstück nachweisen zu können.

• Die Kommune kann im Zuge des strategischen Ankaufs das besondere Vorkaufsrecht nach § 25 BauGB bei Wohnungseigentümer-
gemeinschaften nicht anwenden. Dadurch wird es für die Kommunen schwieriger, in von Wohnungseigentümergemeinschaften 
geprägten Quartieren Entwicklungen vorzubereiten.

• Etliche Bauvorhaben in der Innenentwicklung werden von Investoren durchgeführt, die die Immobilien vorab von den ursprüng-
lichen Eigentümerinnen und Eigentümern erworben haben. Zwar könnten theoretisch auch alle Wohnungen in einer Wohnungs-
eigentümergemeinschaft von Investoren aufgekauft werden, um die Immobilie bzw. das Grundstück anschließend weiterzuentwi-
ckeln. Der Ankauf von verschiedenen Eigentümerinnen und Eigentümern innerhalb einer Wohnungseigentümergemeinschaft ist 
jedoch sehr aufwändig und erschwert die Projektentwicklung. Ein strategischer Ankauf der einzelnen Wohnungen durch private 
Investoren kann zudem durch Veräußerungsbeschränkungen nach § 12 WoEigG eingeschränkt werden. In diesem Fall ist eine zeitna-
he Entwicklung durch Investoren unwahrscheinlich.

 

nur auf Teilflächen eine wohnbauliche 
Entwicklung stattfinden kann und die rest-
lichen Flächen weiterhin durch die bislang 
nicht entwicklungsbereiten Eigentümer 
genutzt werden können. Eine zukünftige 
stufenweise Erweiterung der Wohnbebau-
ung wurde im Rahmen des Konzeptes be-
reits mitgedacht.

Auch wenn die „klassischen“ bau- und 
planungsrechtlichen Möglichkeiten zur 

Aktivierung nicht entwicklungsbereiter 
Eigentümerinnen und Eigentümer zu-
nächst beschränkt schienen, hat sich im 
Forschungsfeld gezeigt, dass mit kreati-
ven, projektbezogenen Lösungen durchaus 
gute Erfolge erzielt werden können. Einem 
Modellvorhaben ist es beispielsweise ge-
lungen, durch eine geänderte Verkehrsfüh-
rung eine lukrative Parkplatznutzung auf 
privatem Grund wirtschaftlich unattrakti-
ver zu machen und so das Eigentümerin-
teresse an einer wohnbaulichen Weiterent-
wicklung zu wecken.

Foto: Quaestio Forschung & Beratung GmbH

1 vgl. auch BBSR 2014b
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4.4 Bau- und planungsrechtli-
che Begleitung von Wohnungs-
bauinvestitionen

Eine weitere Aufgabe des Innenentwick-
lungsmanagements ist es, angestoßene 
Wohnungsbauprojekte in der Umsetzung 
zu begleiten. Dabei spielt das Bau- und 
Planungsrecht eine entscheidende Rolle. 
Je nach Ausgangssituation erfordern Bau-
vorhaben der Innenentwicklung dadurch 
einen höheren oder geringeren zeitlichen 
und personellen Aufwand der Beteiligten.

Die planungsrechtliche Ausgangssituati-
on der Innenentwicklungspotenziale war 
differenziert (vgl. Abbildung 28). Für vie-
le Flächen bestand bereits Baurecht im 
Geltungsbereich eines rechtskräftigen Be-
bauungsplans, älterer Fluchtlinienpläne 
oder Baulinienpläne, die in einfache Be-
bauungspläne überführt wurden. Andere 
lagen im unbeplanten Innenbereich und 
waren ggf. nach § 34 BauGB bebaubar. In 
einigen Fällen war bereits vor zum Teil 
Jahrzehnten ein Aufstellungsbeschluss für 
einen Bebauungsplan gefasst worden, der 
allerdings nie Rechtsgültigkeit erlangt hat. 

Abhängig vom Planungsstand sind Bau-
vorhaben dort nach § 34 BauGB oder ent-
sprechend der zukünftigen Festsetzungen 
des Bebauungsplans zu beurteilen. Je nach 
stadtplanerischer Tradition in den Kom-
munen unterscheiden sich die planungs-
rechtlichen Ausgangssituationen in der 
Innenentwicklung. Im Modellvorhaben 
Hamburg-Altona ist beispielsweise nahezu 
das gesamte Gebiet der Magistralen mit äl-
teren Bebauungsplänen überplant, Geneh-
migungen nach § 34 BauGB können dort 
nur an wenigen Stellen erteilt werden.

Für die Umsetzung von Wohnungsbauvor-
haben in der Innenentwicklung bringen 
die unterschiedlichen bau- und planungs-
rechtlichen Ausgangssituationen einige 
Herausforderungen mit sich. Sofern bereits 
ein Bebauungsplan besteht, müssen sich 
die Vorhaben an dessen Maßgaben ori-
entieren. Alternativ können Befreiungen 
erteilt oder die Bebauungspläne geändert 
werden. Falls kein Bebauungsplan vor-
liegt, können Vorhaben nach § 34 BauGB 
genehmigt werden oder es kann erstmalig 
ein Bebauungsplan aufgestellt werden.

Abbildung 28:  Planungsrechtliche Ausgangssituation der in den 
Modellvorhaben fokussierten Innenentwicklungspotenziale

41%

18%

7%

34% gültiger B-Plan
(Wohnen/Mischgebiet)

gültiger B-Plan
(andere Nutzungen)

Einleitungs-/Aufstellungsbeschluss
B-Plan

unbeplanter Innenbereich

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH

N=59
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Das Modellvorhaben Hamburg-Altona 
verdeutlichte beispielhaft, welche Hand-
lungserfordernisse sich für Kommunen 
aus der bau- und planungsrechtlichen Situ-
ation ergeben können. Eine Besonderheit 
besteht dort darin, dass große Teile der 
Magistralen mit älteren Bebauungsplänen 
überplant sind. Diese sind Ausdruck pla-
nerischer Leitbilder der vergangenen Jahr-
zehnte und entsprechen nicht mehr den 
aktuellen Entwicklungszielen. In diesem 
Fall ist die Umsetzung rechtlich zulässi-
ger Bauvorhaben eigentlich unerwünscht, 
kann aber nicht verhindert werden. Zu-
gleich sind Vorhaben, die den aktuellen 
Zielen der Innenentwicklung entsprechen, 
auf Basis der bestehenden bau- und pla-
nungsrechtlichen Grundlagen nicht ge-
nehmigungsfähig. Beide Konstellationen 
erfordern eine Änderung der bau- und pla-
nungsrechtlichen Grundlagen (Aufstellung 
oder Änderung von Bebauungsplänen).

Ein zentrales Hindernis bei der Aufstellung 
oder Änderung von Bebauungsplänen ist 
nach Erfahrung aus dem Forschungsfeld der 
Zeit- und Arbeitsaufwand sowie der ent-
sprechende Vorlauf für die politische Wil-
lensbildung und Beschlussfassung in den 
Gremien. Die Modellvorhaben berichteten, 
dass die Änderung von Bebauungsplänen 
ebenso aufwändig sei wie die Neuaufstel-
lung. Auch die Verfahrensvereinfachungen 
des § 13a BauGB führten in der Praxis nicht 
zu erheblichen Ressourcen- und Zeiter-
sparnissen, da wesentliche zeitsparende Er-
leichterungen politisch nicht mitgetragen 
wurden (siehe auch S. 87). Die Kommunen 
mussten daher aufgrund begrenzter Kapa-
zitäten priorisieren, für welche Flächen sie 
Planungsverfahren anstoßen. Insbesonde-
re im Modellvorhaben Hamburg-Altona 
hat sich gezeigt, dass Investitionsabsichten 
häufig einzelne Grundstücke betreffen und 
sich dementsprechend mit einer geringen 
Zahl von Wohnungen verbinden. In dieser 
Kleinteiligkeit lohnt sich die Änderung ei-
nes vorhandenen Bebauungsplanes in der 
Regel nicht. 

Eine Alternative zur Änderung bestehen-
der Bebauungspläne stellen Befreiungen 
dar. Diese sind nach Auffassung der Mo-
dellvorhaben allerdings kaum als regel-
mäßig anwendbares Instrument geeignet, 
da sie mit erheblichen Unsicherheiten 
verbunden sind (z.  B. Klagewahrschein-
lichkeit, Schaffung von Präzedenzfällen). 
Im Forschungsfeld wurde zudem deutlich, 
dass die Ermessensspielräume für Befrei-
ungen in den Kommunen unterschiedlich 
ausgelegt und genutzt werden. Dies bietet 
für Wohnungsbauvorhaben in der Inne-
nentwicklung unterschiedlich gute Vor-
aussetzungen.

In Kooperation mit den Eigentümerinnen 
und Eigentümern können auch Lösungen 
mit zukünftiger Erweiterungsoption ent-
wickelt werden, sofern weder die kurzfris-
tige Änderung des Planungsrechts noch 
Befreiungen möglich sind, um eine den 
Zielen der Innenentwicklung entsprechen-
de Bebauung vorzubereiten. In einem Mo-
dellvorhaben wurde ein Neubau beispiels-
weise so gestaltet, dass nach einer zukünftig 
ggf. erfolgten Änderung des Bebauungs-
plans durch nachträgliche Anbauten eine 
höhere, geschlossene Bebauung realisiert 
werden kann. Dieser Erfolg ist auf das En-
gagement des Innenentwicklungsmanage-
ments zurückzuführen, das den Bauherren 
von dieser Lösung überzeugen konnte.

Foto: Quaestio Forschung & Beratung GmbH

Viele Nachverdichtungen befinden sich im unbeplanten Innenbereich
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Im unbeplanten Innenbereich ergeben sich 
durch die Anwendung des § 34 BauGB 
mehr Spielräume für die Innenentwick-
lung. Zugleich können neue stadtplane-
rische Ziele schwerer umgesetzt werden, 
wenn diese erheblich von der umgeben-
den Bebauung abweichen. Die Genehmi-
gungspraxis nach § 34 BauGB ist in den 
Modellvorhaben sehr unterschiedlich. 
Einige Kommunen sahen bei bestimmten 
Vorhaben ein Planungserfordernis, andere 
genehmigten nach § 34 BauGB. Es wurde 
auch deutlich, dass die Durchsetzung kom-
munaler Ziele (z.  B. Anteile geförderten 
Wohnraums) bei Genehmigungen nach § 
34 BauGB schwieriger ist als bei der Auf-
stellung von Bebauungsplänen.

Der Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB – Vorteile und Grenzen

Das Baugesetzbuch sieht für Flächen bis 70.000 m² im Innenbereich die Möglichkeit vor, einen 
Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufzustellen, sofern keine Pflicht zur Umweltverträglich-
keitsprüfung vorliegt. Ziel ist es, das Bauleitplanverfahren für Maßnahmen der Innenentwicklung zu 
entschlacken und schneller Baurecht zu schaffen. In der Tat kommt das Verfahren nach §13a BauGB in 
der Innenentwicklung häufig zum Tragen.

Bebauungspläne der Innenentwicklung können im vereinfachten Verfahren ohne Umweltprüfung 
aufgestellt werden. Auch sind bei der Beteiligung der Öffentlichkeit Vereinfachungen möglich. So kann 
auf die frühzeitige Bürgerbeteiligung verzichtet werden und anstelle einer öffentlichen Auslegung 
der Öffentlichkeit lediglich die Gelegenheit geboten werden, Stellungnahmen zum Bebauungsplan 
abzugeben.

Die Erfahrungen der Modellvorhaben zeigen allerdings, dass das Verfahren nach §13a BauGB in der 
Praxis nur bedingt zu einer Verfahrensvereinfachung und Beschleunigung beitrug. Stattdessen führte 
der Verzicht auf die Umweltprüfung mitunter dazu, dass die Planungen von der Öffentlichkeit mit 
besonderer Skepsis betrachtet wurden. Hier bestand unter anderem die Sorge, dass Umweltbelange bei 
der Erstellung des Bebauungsplans zu wenig Beachtung finden. Auch eine Reduzierung der Bürgerbe-
teiligung wurde von den Modellvorhaben als in der Praxis schwer umsetzbar beurteilt. Stattdessen wur-
den auch bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung entsprechende Beteiligungsformate eingesetzt. 
Es sei den Bürgerinnen und Bürgern und der Politik nicht vermittelbar, dass auf diese Möglichkeiten zur 
Information und Diskussion verzichtet werden kann. Insgesamt verzeichneten die Kommunen bei der 
Aufstellung von Bebauungsplänen der Innenentwicklung daher nur marginale Zeitersparnisse oder 
Arbeitsentlastungen.
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4.5 Innenentwicklungsma-
nagement als koordinierende 
Verwaltungsaufgabe

Die organisatorische Verankerung des 
Innenentwicklungsmanagements in 
den Kommunen

Obwohl die Kommunalverwaltungen 
in Deutschland organisatorisch ähnlich 
strukturiert sind, ergeben sich im Detail 
große Unterschiede. Ein Teil dieser Un-
terschiede erklärt sich aus der Größe ei-
ner Stadtverwaltung. Für Aufgaben, die 
in einer Kleinstadt bisweilen einer einzel-
nen Person zugeordnet werden, werden 
in Großstädten ganze Ämter unterhalten. 
Daher ist die Frage, welchem Amt oder 
Fachbereich das Innenentwicklungsma-
nagement zugeordnet wird, kaum allein 
entscheidend. Wichtig ist darüber hinaus, 
welche Aufgabenschwerpunkte die Mo-
dellvorhaben für ihr Innenentwicklungs-
management gesetzt haben. Auch in dieser 
Hinsicht lassen sich die Modellvorhaben 
unterscheiden, wobei eine eindeutige Zu-
ordnung nicht möglich ist. 

�� Stadtentwicklungspolitisch-koordi-
nierender Aufgabenschwerpunkt: Im 
Unterschied zu den konkreteren plane-
rischen Aufgaben ist eine stadtentwick-
lungspolitische Ausrichtung vor allem 
davon gekennzeichnet, stärker (strate-
gisch) vorbereitend und koordinierend 
zu agieren. Dies trifft zum Beispiel auf 
die Modellvorhaben Berlin, Regens-
burg, Trier und Ludwigsfelde zu. In Re-
gensburg und Trier verbindet sich dies 
mit einer Integration in die jeweiligen 
Fachbereiche oder Ämter für Stadtent-
wicklung. In Ludwigsfelde gehörte der 
Innenentwicklungsmanager zum Bau-
amt, arbeitete jedoch in enger Abstim-
mung mit dem Bürgermeister, der sei-
nerseits die Innenstadtentwicklung als 
„Chefsache“ versteht. Die Verankerung 
des Berliner Modellvorhabens auf der 

Landesebene und dort in der „Wohn-
bauleitstelle“ steht ebenfalls für die Ko-
ordinations- und Impulsfunktion, die 
von hier aus wahrgenommen wird. Die 
Offenburger Lösung, das Modellvorha-
ben im Amt für Flächenmanagement 
sowie im Amt für Stadtplanung und 
Stadtgestaltung anzusiedeln, verbindet 
sich ebenfalls eher mit einem stadtent-
wicklungspolitisch-koordinierendem 
Aufgabenschwerpunkt. 

�� Stadtplanerischer Aufgabenschwer-
punkt: Eine engere Anbindung an die 
konkreten Planungsaufgaben war für 
die Modellvorhaben Aalen, Solingen 
und Hamburg-Altona kennzeichnend. 
Die Begleitung anstehender Planungs- 
und Bauvorhaben charakterisierte die 
Tätigkeit des Innenentwicklungsma-
nagements in diesen Städten, ohne 
jedoch die strategischen oder stad-
tentwicklungspolitischen Aufgaben 
auszublenden oder zu vernachlässigen. 
In Solingen wurde das Innenentwick-
lungsmanagement von Beginn an als 
Teamaufgabe verstanden, wobei Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen aus un-
terschiedlichen Aufgabengebieten ein-
bezogen wurden. Erst im Verlauf des 
Modellvorhabens wurde ein Innenent-
wicklungsmanager als Koordinator für 
das Innenentwicklungsmanagement 
benannt. In Aalen war dies von Beginn 
der Fall. Und in Hamburg-Altona hat 
der auch mit Planungsaufgaben betrau-
te Innenentwicklungsmanager die stra-
tegischen Aufgaben im engen Dialog 
mit seiner Fachbereichsleitung wahrge-
nommen.

Auch wenn das Innenentwicklungsma-
nagement als Team- und Koordinations-
aufgabe verstanden werden muss, hat 
es sich im Forschungsfeld als sinnvoll 
erwiesen, eine Person als Innenentwick-
lungsmanager oder Innenentwicklungs-
managerin einzusetzen (z. B. in Solingen, 
Regensburg, Aalen, Hamburg, Trier, Lud-
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wigsfelde). Diese Person kann gegebenen-
falls als „primus/prima inter pares“ die 
Arbeit zielorientiert koordinieren und das 
Innenentwicklungsmanagement sowohl 
innerhalb der Verwaltung in besonderer 
Weise verkörpern als auch als Kontakt-
person für die erleichterte Ansprache Ex-
terner (Grundstückseigentümer/Grund-
stückseigentümerinnen und Investoren) 
auftreten. Hinzu kommt, dass die Bericht-
erstattung innerhalb der Verwaltungshie-
rarchie oder die damit verbundene Her-
beiführung von Entscheidungen durch 
die Verwaltungsspitze oder die Politik 
durch die Verankerung bei einer Person 
erleichtert wird. 

Fünf Kommunen im Forschungsfeld ha-
ben zur Umsetzung des Innenentwick-
lungsmanagements zusätzliches Personal 
eingestellt (Trier, Ludwigsfelde, Aalen, 
Solingen, Regensburg). Insbesondere 
Verwaltungen mit knappen Personalres-
sourcen konnten das Aufgabenspektrum 
des Innenentwicklungsmanagements 
ohne zusätzliches Personal nicht abde-
cken. Für Kommunen mit angespannten 
Haushalten erwies sich die anteilige Fi-
nanzierung der zusätzlichen Personal-
stelle über ExWoSt-Forschungsmittel als 
sehr hilfreich. Allerdings konnte das In-
nenentwicklungsmanagement aufgrund 
der Haushaltslage nach Ablauf des For-
schungsprojekts nicht in allen Kom-
munen aufrechterhalten werden. Auch 
personelle Engpässe in anderen Ämtern 
der Kommunalverwaltung wirkten sich 
hinderlich auf das Innenentwicklungs-
management aus, wenn notwendige Zu-
arbeiten nicht oder nur zeitverzögert 
erfolgten. Die vorhandenen Kapazitäten 
sind häufig durch laufende Wohnungs-
bauvorhaben und damit verbundene Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren aus-
gelastet (oder sogar schon überlastet). Die 
darüber hinaus gehende, kleinteilige und 
entsprechend zeitaufwändige Aktivierung 
von Eigentümern und Eigentümerinnen 
und die Mobilisierung der entsprechen-

den Wohnungsbaugrundstücke (persönli-
che Ansprache, Klärung der bau- und pla-
nungsrechtlichen Rahmenbedingungen, 
Abstimmung der städtebaulichen Ziele 
etc.) wird mit Blick auf den hohen Per-
sonalaufwand durchaus zurückgestellt. 
Das Forschungsfeld verdeutlicht insofern, 
dass ein wirkungsvolles Innenentwick-
lungsmanagement auf eine ausreichende 
Personalausstattung im Bereich der Stadt-
planung bzw. Stadtentwicklung, aber auch 
in den weiteren an den Verfahren beteilig-
ten Verwaltungseinheiten angewiesen ist.

Die Erfahrungen aus den Modellvorhaben 
zeigen darüber hinaus, dass die personel-
le Kontinuität im Innenentwicklungsma-
nagement von großer Bedeutung ist. Der 
Innenentwicklungsmanager oder die Inne-
nentwicklungsmanagerin baute mit der Zeit 
ein umfassendes Wissen über die Potenzi-
alflächen, deren Historien und relevante be-
gleitende Prozesse innerhalb und außerhalb 
der Stadtverwaltung auf. Zudem erwiesen 
sich die aufgebauten persönlichen Kontakte 
zu anderen Ämtern und Institutionen oder 
zu Eigentümerinnen und Eigentümern als 
wertvoll, um den Wohnungsbau voran zu 
bringen. Personelle Wechsel im Innenent-
wicklungsmanagement führten daher zu 
Wissensverlusten. Zudem mussten persön-
liche Kontakte neu aufgebaut werden. Dies 
hat zusätzliche Kräfte gebunden, mitunter 
sogar zu (vorübergehenden) Vertrauensver-
lusten geführt und den Fortschritt des In-
nenentwicklungsmanagements insgesamt 
gehemmt. Neben persönlichen Gründen 
der Innenentwicklungsmanagerinnen und 
-manager zeichnete sich im Forschungsfeld 
ab, dass zeitlich befristete Stellen und ge-
messen am Aufgaben- und Anforderungs-
profil relativ niedrige Gehälter dazu führen, 
dass sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beruflich umorientieren. Die gute Lage auf 
dem Arbeitsmarkt, insbesondere in der 
Immobilienwirtschaft und die damit ver-
bundenen beruflichen Alternativen begüns-
tigen dies. An dieser Stelle zeigt sich, dass 
qualifiziertes Personal von den Kommunen 
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für die anspruchsvolle Aufgabe des Inne-
nentwicklungsmanagements langfristig nur 
gehalten werden kann, wenn die Einstel-
lungskonditionen konkurrenzfähig sind.

Das Innenentwicklungsmanagement 
als Koordinationsaufgabe

Die Planungs- und Abstimmungsprozesse 
für Wohnungsbauprojekte in der Innenent-
wicklung sind häufig komplex, erfordern 
intensive Abstimmungen und nehmen 
entsprechend viel Zeit in Anspruch (vgl. 
Kapitel 2.3). Um mehr und schneller neuen 
Wohnraum zu schaffen, hat daher die Ko-
ordination und Beschleunigung der ver-
waltungsinternen Prozesse eine hohe Be-
deutung. So wurde z. B. in Regensburg für 
die Vorhaben der Wohnbauoffensive eine 
verkürzte Mitzeichnungsfrist eingeführt. 

Das Innenentwicklungsmanagement kann 
die Funktionen eines Kümmerers, Mitt-
lers, Wissensträgers und Koordinators 
übernehmen. Konkret bedeutet dies z.  B. 
die Identifikation von Innenentwicklungs-
potenzialen, die Optimierung und Be-
schleunigung der Verwaltungsabläufe bei 
Planungs- und Genehmigungsverfahren, 
die Projektleitung bei ausgewählten Pla-
nungs- und Bauvorhaben oder auch die 
Moderation und Mediation bei der Ab-
stimmung fachlicher Anforderungen an 
Wohnungsbauvorhaben. Das Regensbur-
ger Innenentwicklungsmanagement hat 
beispielsweise frühzeitig Absprachen mit 
der Bewilligungsbehörde über die Förder-
fähigkeit des Wohnraums getroffen oder 
früh sondiert, ob die Kapazitäten der Ka-
nalisation für zusätzlichen Wohnungsbau 
ausreichen. Neben der Zusammenarbeit 
mit den involvierten Ämtern und Abtei-
lungen innerhalb der Verwaltung agiert 
das Innenentwicklungsmanagement als 
Ansprechpartner und koordinierende 
Schnittstelle für die lokale Politik sowie für 
Eigentümerinnen und Eigentümer oder 
Bauwillige (vgl. Kapitel 4.3 und 4.4).

Das Innenentwicklungsmanagement der 
meisten Modellvorhaben hat es sich zur 
Aufgabe gemacht, die auf Wohnungsbau-
vorhaben bezogenen Informationsflüsse 
zwischen den unterschiedlichen Verwal-
tungseinheiten zu verbessern. Dafür wur-
den in einigen Kommunen regelmäßig 
tagende Abstimmungsrunden einberu-
fen, die der Innenentwicklungsmanager 
oder die Innenentwicklungsmanagerin 
organisierte und begleitete. Die konkrete 
Zusammensetzung variierte mit dem Auf-
gabenverständnis des Innenentwicklungs-
managements und dem Aufgabenzuschnitt 
dieser Abstimmungsrunde. Zu unterschei-
den ist, ob die Koordination primär 

�� der internen Arbeitsorganisation in-
nerhalb eines als Team wahrgenomme-
nen Innenentwicklungsmanagements 
dient, 

�� sie wesentliche Vor- und Begleitarbei-
ten für die Grundstücksmobilisierung 
betrifft,

�� oder der Steuerung und Beschleuni-
gung laufender Planungs- und Geneh-
migungsverfahren dient. 

Beispielsweise arbeiteten in Regensburg in 
einem verwaltungsinternen Arbeitskreis 
das Amt für Stadtentwicklung, das Stadt-
planungsamt, das Liegenschaftsamt und 
das Bauordnungsamt eng zusammen. In 
Aalen fanden regelmäßig Abstimmungs- 
und Koordinierungsrunden mit dem Amt 
für Vermessung, Liegenschaften, der Bau-
verwaltung, dem Bauordnungsamt, dem 
Baubürgermeister sowie dem Referenten 
des Oberbürgermeisters statt. Auch in an-
deren Modellvorhaben war die enge und 
regelmäßige Abstimmung der beteiligten 
Fachreferate ein wesentlicher Erfolgsfaktor. 
Besonders zielführend waren die Abstim-
mungsrunden, wenn dort Entscheidungen 
getroffen werden konnten. Zentrale Vor-
aussetzung dafür ist entweder die hoch-
rangige Besetzung (Fachbereichsleitung) 
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oder explizite Ausstattung der beteiligten 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit Ent-
scheidungsbefugnissen. Die intensivierte 
verwaltungsinterne Zusammenarbeit in 
den Modellkommunen stärkte auch die 
bilateralen Kontakte und die Vernetzung 
innerhalb der Verwaltung, so dass weite-
re Themen schneller bearbeitet werden als 
zuvor. Ein wichtiger Nebeneffekt der Zu-
sammenarbeit war, dass das Innenentwick-
lungsmanagement selbst und insbesondere 
die damit verbundenen Ziele breiter in der 
Verwaltung verankert wurden.

Unabhängig von der organisatorischen 
Einbettung und der spezifischen Ausrich-
tung erfordert das Innenentwicklungsma-
nagement in der täglichen Aufgabenwahr-
nehmung eine intensive Zusammenarbeit 
mit anderen Fachbereichen. Dies gilt für 
die Phase der Eigentümeransprache und 
Grundstückmobilisierung, insbesonde-
re aber auch für die vorhabenbegleitende 
Arbeit des Innenentwicklungsmanage-
ments. In der Praxis bewährten sich für 
die umfangreichen Abstimmungsprozesse 

Innenentwicklungsteams und eine ämter- 
bzw. fachbereichsübergreifende Zusam-
menarbeit. Dieses koordinierte Vorgehen 
erleichtert und beschleunigt nicht nur 
den Informationsfluss zwischen den be-
teiligten Fachleuten, sondern schafft auch 
Verbindlichkeiten und Vertrauensverhält-
nisse. Wichtig ist nicht zuletzt, dass die 
persönliche Zusammenarbeit einen über 
das Einzelvorhaben hinausreichenden 
Abgleich der manchmal divergierenden 
fachlichen Einschätzungen oder Prioritä-
ten (Nutzungskonkurrenzen) ermöglicht. 
In der Folge können vorhabenbezogene 
Abstimmungsprozesse unkomplizierter, 
schneller und besser auf das gemeinsame 
Ziel bezogen (Wohnungsbau in der Inne-
nentwicklung) durchgeführt und abge-
schlossen werden. Das Modellvorhaben 
Hamburg-Altona zeigte beispielhaft, wie 
durch die Einbindung des Innenentwick-
lungsmanagers in bauordnungsrechtliche 
Abstimmungen und Antragsverfahren den 
Eigentümerinnen und Eigentümern zahl-
reiche Entwicklungsoptionen aufgezeigt 
und bereits angelaufene wohnbauliche 

Abbildung 29:  Wesentliche Kooperationspartner in Ämtern und Behörden für das 
Innenentwicklungsmanagement in Abhängigkeit vom Aufgabenschwerpunkt
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entwicklungs-
management
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Bau-
ordnung

Liegen
schaften
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Umwelt Soziales

Denkmalschutz

Verkehr

Feuerwehr

Erweitertes Kooperationsfeld 
für die aktive Begleitung von 
Planungs- und Bauvorhaben

Kernbereich der Kooperationen 
für eine Impuls- und
Koordinationsfunktion in der 
Flächenmobilisierung

Grün-
flächen

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH



97Querschnittsauswertung

Entwicklungen entsprechend der bezirkli-
chen Entwicklungsstrategie optimiert wer-
den konnten.

In der Gesamtschau der Modellvorhaben 
zeigt sich, dass eine gute Einbindung und 
Vernetzung innerhalb der Verwaltung für 
den Erfolg des Innenentwicklungsmanage-
ments essenziell sind. Je mehr Stellen und 
Akteure das Innenentwicklungsmanage-
ment und dessen Ziele kannten und diese 
mittrugen, umso wirkungsvoller konnte es 
koordinierend und steuernd wirken. Ein 
stärker mit stadtplanerischen Umsetzungs-
aufgaben befasstes Innenentwicklungsma-
nagement muss in seinen Kooperationsbe-
ziehungen tendenziell breiter ansetzen als 
ein Innenentwicklungsmanagement, das 
sich auf eine stadtentwicklungspolitische 
Impulsfunktion für die Wohnbauflächen-
mobilisierung konzentriert (siehe Abbil-
dung 29 auf S. 96).

Baulandmodelle und 
Baulandrichtlinien als entlastendes 
Koordinierungsinstrument

Parallel zur Arbeit der Modellvorhaben 
wurde in verschiedenen beteiligten Kom-
munen über die Einführung oder Weiter-
entwicklung von Baulandrichtlinien oder 
Baulandmodellen diskutiert (z. B. Regens-
burg, Berlin, Hamburg). Darin wird in 
der Regel festgelegt, welche gemeinwohl-
orientierten Leistungen ein Wohnungs-
bauinvestor zu erbringen hat (z. B. Quote 
geförderten Wohnungsbaus, Beteiligung 
an Planungskosten oder Gemeinbedarf-
seinrichtungen wie Kitas). Weil sie ein-
heitlich auf alle Wohnungsbauvorhaben 
(sofern diese vom Anwendungsbereich der 
Richtlinie erfasst sind) angewendet wer-
den, reduzieren sie den Abstimmungsauf-
wand im Einzelfall und erleichtern damit 
auch die Arbeit des Innenentwicklungsma-
nagements.

4.6 Akzeptanzförderung in 
Öffentlichkeit und Politik

In den letzten Jahren nehmen nach Ein-
schätzung von Expertinnen und Experten 
aus der kommunalen Praxis die Wider-
stände gegen Wohnungsbauvorhaben zu. 
Auch in den Modellvorhaben waren diese 
Tendenzen erkennbar. Die Innenentwick-
lung steht dabei vor besonderen Heraus-
forderungen. In integrierten Lagen gibt es 
zum einen zahlreiche unmittelbar Betrof-
fene (z. B. Bewohnerinnen und Bewohner, 
umliegende Gewerbetreibende). Zum an-
deren zeigen sich in der Innenentwicklung 
besonders deutlich die Nutzungskonkur-
renzen um knapper werdende Flächen. So 
könnten Flächen, die für eine wohnbau-
liche Nachverdichtung in Frage kommen 
alternativ als innerstädtische Grünfläche 
oder Aufenthaltsbereich für die Nachbar-
schaft zur Verfügung stehen. Bauvorha-
ben der Innenentwicklung werden daher 
zunehmend von Protesten begleitet. Dies 
hat zum Teil erhebliche Auswirkungen auf 
den Wohnungsbau: Immer mehr Anfor-
derungen werden an das einzelne Projekt 
herangetragen, aufwändige Beteiligungs- 
und Aushandlungsprozesse verzögern die 
Verfahren, die Kosten steigen und schließ-
lich werden Bauprojekte auch ganz verhin-
dert.23 Für eine aktive Innenentwicklung 
ist es daher sinnvoll, die Akzeptanz für 
den Wohnungsneubau in den Kommunen 
in den Blick zu nehmen und aufzuzeigen, 
wie Widerstände gegen den Neubau abge-
baut und eine positive Wahrnehmung der 
Innenentwicklung erzeugt werden kann. 
Die Erfahrungen vor Ort stellen die hohe 
Bedeutung des politischen Rückhalts sowie 
der Information und Einbeziehung der Öf-
fentlichkeit heraus.

23 Mit den Widerständen gegen Wohnungsbauvor-
haben in der Innenentwicklung und potenziel-
len Lösungsansätzen hat sich auch die Studie 
„Erfolgsfaktoren für Wohnungsbauvorhaben im 
Rahmen der Innenentwicklung von dynamischen 
Städten“ befasst (BBSR 2018a).
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Stärkung des politischen Rückhalts

Der politische Rückhalt in den Kommu-
nen ist wichtig, um die Innenentwick-
lungsziele wirkungsvoll umzusetzen. In 
vielen Modellvorhaben war das Thema 
der Innenentwicklung bereits in der Poli-
tik verankert. Diese erkannte darin einen 
wichtigen Beitrag zur Lösung offensicht-
licher Herausforderungen an den lokalen 
Wohnungsmärkten (u. a. steigende Miet- 
und Kaufpreise, beschränkte Außenent-
wicklungspotenziale bzw. Ziel Innen- vor 
Außenentwicklung), aber auch für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung. Als beson-
ders hilfreich für ihre Arbeit bewerteten 
die Modellvorhaben die Unterstützung 
durch die Stadtspitze.

Die Erfahrungen der Modellvorhaben ver-
deutlichen, dass eine möglichst enge Ein-
bindung der politischen Akteure in den 
Prozess des Innenentwicklungsmanage-
ments den politischen Rückhalt weiter 
stärkt. Dies beginnt bereits bei der Poten-
zialerfassung und -priorisierung. In Offen-
burg wurden beispielsweise die angeleg-
ten Bewertungskriterien und die daraus 
resultierende Flächenauswahl ausführlich 
in den politischen Gremien erörtert. Dies 
stärkte die Akzeptanz in der Politik und den 
Rückhalt für die Projekte. Eine regelmäßige 
Berichterstattung über das Innenentwick-
lungsmanagement trug dazu bei, die Politik 
fundiert zu informieren und für das Thema 
zu sensibilisieren. In Aalen hat die durch 
das Innenentwicklungsmanagement infor-
mierte Ortsteilpolitik zudem als Multiplika-
tor in die Bevölkerung hineingewirkt.

Platzierung des Themas 
„Innenentwicklung“ in der 
Öffentlichkeit 

Einige Modellvorhaben hatten es sich ex-
plizit zum Ziel gesetzt, das Thema „Inne-
nentwicklung“ in der Stadtgesellschaft zu 
platzieren. Dahinter stand u. a. die Erwar-
tung, durch eine umfassende Information 
der Bevölkerung über die Notwendigkeit 
zur Innenentwicklung die Widerstände 
gegen Wohnungsbauvorhaben zu verrin-
gern und Interesse am (Um-)Bauen im 
bestehenden Siedlungsbereich zu wecken. 
Dazu wurden unterschiedliche Kommu-
nikationswege genutzt. Die Stadt Solingen 
hat beispielsweise neben einer regelmäßi-
gen Pressearbeit eine Internetplattform für 
ihre „Wohnbauoffensive“ aufgelegt24 und 
eine Informationsveranstaltung angebo-
ten. Das Modellvorhaben Aalen verknüpf-
te Pressearbeit, Flyer und Broschüren mit 
öffentlichen Veranstaltungen zu Themen 
der Innenentwicklung. In Zusammenar-
beit mit einem örtlichen Gymnasium wur-
de ergänzend ein Projekt mit Schülerinnen 
und Schülern umgesetzt, um auch jüngere 
Zielgruppen für die Thematik zu sensibili-
sieren (vgl. Kapitel 3.1).

24 https://wohnbauoffensive-solingen.de/

Foto: Stadt Aalen

Öffentlichkeitsveranstaltung zur Innenentwicklung 
in Aalen

https://wohnbauoffensive-solingen.de/


99Querschnittsauswertung

Auch andere Modellvorhaben haben Er-
fahrungen mit öffentlichen Informati-
onsveranstaltungen zum Thema „Inne-
nentwicklung“ gesammelt. Dabei wurde 
deutlich, dass die Bürgerinnen und Bür-
ger die Ziele der Innenentwicklung häufig 
nachvollziehen können und dem Thema 
grundsätzlich offen gegenüberstehen. So 
konnte beispielsweise die Magistralen-
strategie zur Nachverdichtung entlang der 
Hauptverkehrsachsen in Hamburg-Altona 
über eine öffentliche Veranstaltung bei den 
Bürgerinnen und Bürgern erfolgreich plat-
ziert werden. Das Veranstaltungsformat 
bot die Gelegenheit, sich in Kleingruppen 
zu unterschiedlichen Themen der Inne-
nentwicklung zu informieren und auszu-
tauschen. Dabei stellte das Modellvorhaben 
bewusst neben den Chancen der Innenent-
wicklung (z. B. Grünflächen schonen) auch 
die Herausforderungen und entsprechende 
Lösungsmöglichkeiten dar (z.  B. Lärmbe-
lastung an Hauptverkehrsstraßen). Auch 
Ludwigsfelde machte ähnliche Erfahrun-
gen. Dort haben Bürgerinnen und Bürger 
in einer Veranstaltung selbst Bereiche im 
Stadtgebiet identifiziert, in denen sie eine 
Nachverdichtung für vertretbar halten.

Im Forschungsfeld wurde deutlich, dass 
Sorgen und Ängste der Bevölkerung umso 
offener vorgetragen werden, je konkreter 
die Planungen zur Nachverdichtung wer-
den. Besonders Bürgerinnen und Bürger, 
die sich in ihrer Wohn- und Lebensquali-
tät persönlich betroffen fühlten, wehrten 
sich gegen die Planungen. Entsprechend 
war die Abwägung über den Konkretisie-

rungsgrad von Projektideen im Zuge der 
Öffentlichkeitsarbeit eine Herausforde-
rung. Probeentwürfe, die zur beispielhaf-
ten Visualisierung von Nachverdichtungs-
möglichkeiten eingesetzt wurden, haben in 
einem Fall vehementen Widerstand ausge-
löst. Die Unverbindlichkeit dieser Ideens-
kizzen war nur schwer zu vermitteln.

Beteiligung und Kompromissfindung 
im Einzelfall 

Auch wenn der politische Rückhalt für die 
Innenentwicklung bereits vorhanden ist 
und das Thema in der Stadtöffentlichkeit 
platziert wurde, stehen Kommunen bei 
konkreten Projektentwicklungen vor der 
Aufgabe, Beteiligungsverfahren durchzu-
führen und mit Widerständen umzuge-
hen. In den Modellvorhaben zeigten sich 
wie in vielen anderen Kommunen bei 
Wohnungsbauvorhaben zunehmend kri-
tische oder ablehnende Haltungen in der 
Bevölkerung. Für Bebauungsplanverfah-
ren kann dies lange Abstimmungsprozesse 
bedeuten. 

Quelle: Stadt Aalen

Informationsbroschüre der Stadt Aalen

Quelle: https://wohnbauoffensive-solingen.de/  
(Abruf Januar 2020)

Kampagne zur Wohnbauoffensive der Stadt Solingen
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Die Erfahrungen im Forschungsfeld zei-
gen, dass bestimmte Faktoren zu einer 
besseren Akzeptanz führen können. So 
wurden Vorhaben, die für die Bevölke-
rung nachvollziehbare Angebotslücken 
füllen, weniger kritisch betrachtet (z.  B. 
barrierefreier Wohnraum für Seniorin-
nen und Senioren). Auch wenn die Aus-
gangssituation einen Missstand darstellte 
und das Vorhaben einen offensichtlichen 
Mehrwert für das Umfeld erbrachte, fie-
len die Widerstände geringer aus. Kom-
promisslösungen erhöhten ebenfalls die 
Akzeptanz (z. B. Anpassung der Zahl der 
Stellplätze). Bei den Verhandlungen und 
Abstimmungen ist jedoch zu berücksich-
tigen, dass bei Wohnungsneubauprojekten 
nicht ausschließlich Mehrwerte geschaffen 
oder alle Forderungen der Nachbarschaft 
berücksichtigt werden können. Vielmehr 
ist es notwendig, in Abwägung aller Belan-
ge Wohnungsbauvorhaben zum Wohl der 
Allgemeinheit zu realisieren.
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5 Zusammenfassung und Empfehlungen

5.1 Kurzcharakterisierung der 
Modellvorhaben

Grundlegend für die Konzeption des For-
schungsfeldes war der Gedanke, dass sich 
die Aufgaben eines Innenentwicklungsma-
nagements in den einzelnen Städten deut-
lich unterscheiden können (siehe hierzu 
auch Kap. 1 und 2.2). Entscheidend für 
die Auswahl der Schwerpunkte sind u.a. 
die städtebauliche Ausgangssituation, die 
Organisation der Kommunalverwaltung 
(Zuständigkeiten, Arbeitsweisen) sowie 
die Ergebnisse von bislang geleisteten Vor-
arbeiten. Erwartungsgemäß führte dies zu 
einer großen Bandbreite unterschiedlich 
gelagerter Modellvorhaben: 

�� Die Stadt Aalen hat bereits vor der Auf-
nahme in das ExWoSt-Forschungsfeld 
die für den Wohnungsbau geeigneten 
Innenentwicklungspotenziale erfasst 
und bewertet. In der Aktivierung dieser 
Potenziale ergaben und ergeben sich 
insbesondere auf zwei Ebenen neue He-
rausforderungen. Aus Sicht der Stadt-
planung sehr gut geeignete innerstädti-
sche oder innenstadtnahe Grundstücke 
sind derzeit in einer Weise minderge-
nutzt, die den Eigentümerinnen und 
Eigentümern ausreichende Erträge si-
chern (z. B. bewirtschafteter Parkplatz, 
Kfz-Handel) und folglich die Mitwir-
kungsbereitschaft bei der Realisierung 
einer anderweitigen wohnbaulichen 
Nutzung untergraben. Für ausgewählte 
Grundstücke wurden im Modellvorha-
ben Mobilisierungswege erprobt. In der 
sehr stark auch von dörflichen Lagen 
und Stadtteilen geprägten Stadt Aalen 
ist es darüber hinaus von großer Be-
deutung, Akzeptanz für Nachverdich-
tung und für urbane, dichte Bauformen 
zu schaffen. Dies bildete den zweiten 
Schwerpunkt des Modellvorhabens. 

�� Die Stadt Trier hat das Modellvorha-
ben in die bestehenden Aktivitäten zur 
Stärkung der Innenstadt eingebettet. 
Mehr noch als andere Innenstädte ist 
das Trierer Zentrum von Einzelhandel, 
Tourismus und von kirchlichen Ein-
richtungen geprägt. Davon ausgehend 
ist die Wohnfunktion nicht nur bau-
lich, sondern auch in der kommunal-
politischen Wahrnehmung zu einem 
Randthema geworden. Vor diesem 
Hintergrund bestand die selbstgestell-
te Aufgabe des Modellvorhabens Trier 
zunächst darin, aus den bereits hoch-
verdichteten städtebaulichen Gemen-
gelagen attraktive Wohnbaupotenziale 
herauszufiltern. Darüber hinaus war 
es wichtig, mit den Grundstücks- und 
Immobilieneigentümerinnen und -ei-
gentümern ins Gespräch zu kommen, 
ihnen Möglichkeiten für eine wohn-
bauliche Nutzung aufzuzeigen und 
dabei schließlich auch die wirtschaftli-
che Machbarkeit darzulegen. In dieser 
Form der Eigentümeransprache und 
Eigentümerzusammenarbeit hat die 
Stadt Trier erfolgreich Neuland betre-
ten. Eingebettet wurde das Modellvor-
haben in die Arbeiten zum „Sektoralen 
Entwicklungskonzept Wohnen Innen-
stadt (SeWoIn)“.

�� Regensburg verfügt über ausgepräg-
te Stärken: Eine reizvolle Lage an der 
Donau und im Schnittpunkt wichti-
ger Autobahnen, eine attraktive his-
torische Innenstadt mit dem Status 
des Weltkulturerbes, eine dynamische 
moderne Wirtschaft, eine leistungs-
fähige Universität und anderes mehr. 
Entsprechend ist die Stadt von einem 
hohen Bevölkerungswachstum und ei-
ner dynamischen Wohnungsnachfrage 
geprägt. Folglich ist auch die Intensi-
tät des Wohnungsneubaus seit Jahren 
hoch, so dass Regensburg sowohl bei 
der Flächenaktivierung als auch bezüg-
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lich der Verwaltungskapazitäten an ihre 
Grenzen stößt. Abhilfe soll hier insbe-
sondere die bereits zuvor gestartete 
„Wohnbauoffensive“ schaffen. Das Mo-
dellvorhaben war nicht nur innerhalb 
der „Wohnbauoffensive“ angesiedelt, 
sondern übernahm hier wichtige Funk-
tionen in der Koordination und als Im-
pulsgeber für die Flächenentwicklung. 

�� Ludwigsfelde liegt südlich von Berlin 
im Einzugsbereich des Großflughafens 
BER. Diese Lage und die sehr gute Ver-
kehrsanbindung führen zu einer hohen 
Nachfrage nach Wohn- und Gewerbe-
flächen. Ohne historische Mitte hat die 
Stadt Ludwigsfelde die jüngere Zeit ge-
nutzt, die bis dato vornehmlich an den 
Rändern stattfindende Entwicklung 
umzulenken und dabei insgesamt die 
Stärkung der Innenstadt in den Fokus 
der Stadtentwicklungspolitik zu stel-
len. Das Modellvorhaben hat es sich 
zur Aufgabe gemacht, durch Nach-
verdichtungen von innerstädtischen 
Geschosswohnungsbaubeständen und 
nachgelagert auch innenstadtnahen 
Einfamilienhausgebieten die Innen-
stadtstrategie zu unterstützen. Auf der 
Arbeitsebene ging es dabei um die 
Erfassung und Abschätzung der Po-
tenziale, die Kooperation mit den Ei-
gentümerinnen und Eigentümern, die 
Ausarbeitung erster planerischer Ideen 
und schließlich um Fragen der Akzep-
tanz, die in entsprechenden Beteili-
gungsveranstaltungen erörtert wurden. 

�� Solingen ist eine Stadt des Bergischen 
Städtedreiecks (mit Wuppertal und 
Remscheid) und liegt im erweiterten 
Einzugsbereich von Köln und Düssel-
dorf. Die stark gewerblich-industriell 
geprägte Siedlungsstruktur ist histo-
risch gewachsen und orientiert sich 
primär an der bergischen Topografie 
(Erzbergbau, Wasserkraft, Metallver-
arbeitung). Typisch sind engmaschig 
verzahnte und häufig kleinteilig struk-

turierte Gemenge- und Mischlagen 
entlang der Täler als Erschließungsach-
sen. Jahrzehnte des Strukturwandels 
haben bei mäßigem Siedlungsdruck 
eine Vielzahl von Lücken gelassen, die 
heute als Innenentwicklungspotenziale 
eingestuft werden können. Bei anzie-
hender Wohnungsnachfrage bestehen 
Chancen, diese Potenziale zu nutzen 
und damit auch städtebauliche Stabili-
sierungs- und Erneuerungsprozesse in 
Gang zu setzen. Das Modellvorhaben 
Solingen hat es sich zunächst zur Auf-
gabe gemacht, diese vielfältigen kleinen 
und mittleren Potenziale zu erfassen 
und zu bewerten. Darauf aufbauend 
bestand die zweite Hauptaufgabe darin, 
sowohl Grundstückseigentümerinnen 
und -eigentümer als auch potenzielle 
Investoren auf die Grundstücke auf-
merksam zu machen und zusammen 
zu bringen. Dort, wo Entwicklungsin-
teresse geweckt werden konnte, wurden 
die Vorhaben vom Innenentwicklungs-
management aktiv begleitet. 

�� Wichtig zum Verständnis des Modell-
vorhabens Berlin ist dessen organisa-
torische Verankerung innerhalb der 
Wohnungsbauleitstelle beim Senat und 
damit auf der Landesebene. Die Woh-
nungsbauleitstelle ist bereits ein Vorbild 
und Praxisbeispiel für die Aufgaben der 
Wohnungsbaukoordination und für 
das Innenentwicklungsmanagement. 
Die Zuständigkeit für die verbindliche 
Bauleitplanung und andere Aufgaben 
des Städtebaus sowie der Grundstücks-
mobilisierung liegt allerdings auf der 
Ebene der Bezirke. Mit dem Modell-
vorhaben hat die Wohnungsbauleitstel-
le eine Erweiterung ihres Arbeitsspek-
trums erprobt. Im Kern ging es dabei 
um Impulse und Vorarbeiten für die 
Flächenentwicklung und Flächenakt-
vierung für die Bezirke. Hierzu hat das 
Modellvorhaben im Umkreis der Hal-
tepunkte von U- und S-Bahn außerhalb 
des S-Bahn-Rings Flächenpotenziale 
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erfasst, für diese erste Machbarkeits-
analysen durchgeführt, um den Bezir-
ken schließlich konkrete Vorhaben zur 
Realisierung vorschlagen zu können. 
Dabei wurden auch mögliche Aktivie-
rungsstrategien und Möglichkeiten zur 
Einbindung der Anwohnerschaft erar-
beitet.

�� Mit dem „Vertrag für Hamburg“ wur-
den im Jahr 2016 ehrgeizige Woh-
nungsbauziele formuliert. Dabei sind 
die Bezirke gegenüber der Gesamtstadt 
bzw. dem Senat hohe Verpflichtungen 
eingegangen. Dies hat die politischen 
Erwartungen an die Grundstücksbe-
reitstellung und Flächenentwicklung 
für den Wohnungsbau deutlich erhöht. 
Ohne gegenläufige konzeptionelle 
Weichenstellungen entstehen daraus 
Impulse für eine Außenentwicklung 
in wichtige Landschaftsräume hinein. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich für 
den Bezirk Altona als Modellkommune 
die Frage, wie dieser hohe Druck pri-
mär in der Innenentwicklung bewältigt 
werden kann. Von Beginn an standen 
dabei die sich vom Zentrum bis an die 
Stadtgrenze erstreckenden Magistralen 
als potenzielle Entwicklungskorridore 
mit immensen Nachverdichtungspo-
tenzialen im Mittelpunkt. Das Modell-
vorhaben hat dabei die Potenziale un-
tersucht und an konkreten Einzelfällen 
die kooperativen sowie die bau- und 
planungsrechtlichen Steuerungsmög-
lichkeiten analysiert und erprobt. Da-
mit hat der Bezirk Altona zunächst 
innerhalb des Forschungsfeldes die 
Aufmerksamkeit auf die langfristigen 
Herausforderungen und Chancen der 
Innenentwicklung gelenkt. Die Arbeit 
und Ergebnisse des Modellvorhabens 
waren in Hamburg schließlich auch 
Ideengeber für eine Magistralenstrate-
gie auf gesamtstädtischer Ebene. 

�� Offenburg ist Teil einer prosperieren-
den Region am Oberrhein. Zwar etwas 

kleiner als die benachbarten Städte 
Karlsruhe und Freiburg, durchläuft es 
aber ebenfalls eine entsprechend dyna-
mische Entwicklung. Die umfassenden 
fachlichen Vorarbeiten zur Wohnungs-
politik und zur Innenentwicklung 
(Siedlungs- und Innenentwicklungs-
modell Offenburg – SIO) boten die 
Grundlage für eine Beteiligung am For-
schungsfeld als assoziiertes Vorhaben. 
Das bedeutet, dass Offenburg sich pri-
mär am Erfahrungsaustausch beteiligt 
und darüber hinaus keine Förderung 
als Modellvorhaben erhalten hat. Wäh-
rend der Laufzeit des Forschungsfeldes 
wurden in Offenburg intensive und er-
folgreiche Diskussionen zur Priorisie-
rung von Innenentwicklungsvorhaben 
in den Ortsteilen durchgeführt. Die in 
den Erfahrungsaustausch eingebrach-
ten Themen reichten jedoch weit dar-
über hinaus und umfassten die Lösun-
gen im Bereich gemeinwohlorientierter 
Baulandentwicklung mittels freiwilliger 
Umlegung, aktive Liegenschaftspoli-
tik auf der Basis eines entsprechenden 
kommunalen Bodenfonds, Verfahren 
und technische Lösungen in der Poten-
zialerfassung sowie die Konzeptvergabe 
am Beispiel eines wichtigen Entwick-
lungsvorhabens in der Innenstadt (Rée 
Carrée).

Die vorstehenden Kurzdarstellungen wie 
auch die ausführlicheren Darstellungen 
(Kap. 3.) zeigen, dass die Unterschiedlich-
keit der Städte im Forschungsfeld zu sehr 
spezifischen Interpretationen und Schwer-
punktsetzungen bei der Erprobung des 
Innenentwicklungsmanagements geführt 
hat. Dabei ist deutlich geworden, dass ein 
aktives Innenentwicklungsmanagement 
nicht ausgehend von einer Standardlösung 
adaptiert werden kann. Gleichzeitig konn-
ten die unterschiedlichen Facetten und 
Elemente eines Innenentwicklungsma-
nagements mit engem Praxis- und Alltags-
bezug bearbeitet werden. 
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5.2 Zentrale Aufgaben für das 
Innenentwicklungsmanage-
ment

Der Wohnungsneubau in der Innenent-
wicklung ist seit Jahren städtische Nor-
malität. Die Bestrebung, ihn zusätzlich 
zu forcieren, ist einerseits eine Reaktion 
auf die steigende Wohnungsnachfrage, 
die nach mehr Wohnungsneubau ver-
langt. Andererseits ist dies eine Konse-
quenz aus den Herausforderungen einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung, die einen 
sparsamen Umgang mit Siedlungsflächen 
nahelegt und den Zugriff auf Natur- und 
Landschaftsräume reduzieren oder gar 
minimieren will. Für die Innenentwick-
lung spricht weiterhin, dass vorhandene 
Infrastrukturen besser ausgelastet werden 
und die Notwendigkeit zur Schaffung neu-
er Kapazitäten reduziert wird. Aus diesen 
Gründen genießt die Innenentwicklung 
sowohl im BauGB als auch im Denken 
der mit Stadtentwicklungsfragen befass-
ten (Fach-)Öffentlichkeit Vorrang vor der 
Außenentwicklung. Mehr Wohnungsbau 
in der Innenentwicklung bedeutet in die-
sem Zusammenhang, die für den Woh-
nungsneubau geeigneten inneren Wachs-
tumsreserven der Städte zu mobilisieren. 
Dabei geht es um die Aktivierung von 
entsprechenden Bauflächen und Grund-
stücken für den Wohnungsbau und deren 
möglichst optimale Ausnutzung. Aus woh-
nungspolitischer Sicht ist dies eine Frage 
der insgesamt ausreichenden Quantitäten 
(bei möglichst nachfragegerechten Quali-
täten) und der Reaktionsgeschwindigkeit 
bei einer anziehenden Wohnungsnach-
frage bzw. im Abbau bereits entstandener 
Engpässe.

Eine in diesem Sinne ausreichende Grund-
stücksmobilisierung für den Wohnungs-
bau in der Innenentwicklung hängt von 
verschiedenen Rahmenbedingungen ab, 
die auch in den Modellvorhaben in ganz 
unterschiedlicher Weise zum Tragen ka-
men: 

�� Die städtebaulichen Rahmenbedingun-
gen bestimmen in hohem Maße die 
Art und Verfügbarkeit von Innenent-
wicklungspotenzialen. Für Städte wie 
Freiburg oder München ist charakteris-
tisch, dass sie über längere Zeiträume 
kontinuierlich gewachsen sind und so-
mit in der Vergangenheit bereits Baulü-
cken und sonstige Restflächen bebaut 
wurden. Sie sind heute in hohem Maße 
überbaut und verfügen dementspre-
chend über geringere Reserven. Hinzu 
kommt, dass die historisch angelegten 
wirtschaftlichen und städtebaulichen 
Strukturen einen nennenswerten Ein-
fluss haben. Schon allein das Potenzi-
al aus dem Bereich der Gewerbe- und 
Industriebrachen unterscheidet sich 
erheblich. Auch zwischen städtebau-
lich kompakten und eher fragmentier-
ten Städten ergeben sich nennenswerte 
Unterschiede in Menge und Charakte-
ristik der theoretisch verfügbaren In-
nenentwicklungspotenziale. Dies zeigt 
sich auch in der Unterschiedlichkeit 
der Modellvorhaben (siehe das vorher-
gehende Kapitel). Selbst bei scheinbar 
weitgehend ausgeschöpften Potenzi-
alen entstehen immer wieder neue, 
teilweise unerwartete Möglichkeiten 
z.  B. durch Verlagerung von Standor-
ten der Gesundheitswirtschaft, Umzug 
von Gewerbebetrieben oder Aufgabe 
kleinteiliger Bürostandorte. Eine kon-
tinuierliche Auseinandersetzung mit 
solchen Entwicklungen ist daher wich-
tig und lohnend für das Innenentwick-
lungsmanagement. 

�� Die städtebauliche Entwicklung ist eine 
Kernaufgabe der kommunalen Selbst-
verwaltung. Insofern ist der Woh-
nungsbau in der Innenentwicklung 
immer auch von kommunalpolitischen 
Einschätzungen, Prioritäten und dar-
aus resultierenden Interessen abhängig. 
An dieser Stelle werden städtebauliche 
Maßstäbe verhandelt, die sich zwischen 
historischen Vorbildern und neuen He-
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rausforderungen bewegen. Verhandelt 
wird auch über die Bewältigung der 
Verkehrslasten und die Notwendigkeit 
von Wohnfolgeinfrastrukturen. Sorgen 
der Anwohnerinnen und Anwohner 
über den Verlust von Grünflächen, eine 
verstärkte Konkurrenz um Stellplät-
ze oder eine soziale Veränderung der 
Nachbarschaft spielen ebenfalls eine 
große Rolle. All diese Anliegen sind 
politischer Natur und werden dement-
sprechend in den Planungsverfahren 
berücksichtigt. Manche dieser Anlie-
gen sind vor Ort verhandelbar, andere 
spiegeln sich in rechtlich bindenden 
Vorgaben (Lärmschutz, Naturschutz, 
Gesundheitsschutz, Brandschutz usw.). 
Ob der Wohnungsbau in der Inne-
nentwicklung eine hohe Bedeutung 
erlangt, ist insofern auch von klaren 
kommunalpolitischen Prioritäten und 
zugleich von einer guten Verwaltungs-
praxis abhängig, in der all diese Anlie-
gen sinnvoll verhandelt und miteinan-
der abgestimmt werden. Eine wichtige 
Aufgabe des Innentwicklungsmanage-
ments kann und sollte es sein, in dieser 
Hinsicht koordinierend zu wirken. 

�� Mitentscheidend für die Dynamik des 
Wohnungsbaus in der Innenentwick-
lung sind auch die ökonomischen Rah-
menbedingungen. Wichtig ist dabei, in 
welchem Ausmaß sich eine vorhande-
ne regionale Wohnungsnachfrage mit 
Präferenzen für ein innerstädtisches, 
urbanes Wohnen verbindet. Dies ist 
die Grundlage für eine entsprechende 
Zahlungsbereitschaft und ein daran 
gekoppeltes Investoreninteresse. Hier-
aus ergibt sich auch, ob nach Abzug der 
eigentlichen Baukosten ausreichende 
Spielräume für die bisweilen schwie-
rige Grundstücksaufbereitung (Altlas-
ten, Abbruch von Altgebäuden oder 
sonstigen Anlagen) verbleiben und ein 
Grundstückspreis mit Mobilisierungs-
wirkung bezahlt werden kann. Derar-
tige Präferenzen für urbanes Wohnen 

waren in den letzten Jahren in hohem 
Maße festzustellen. Dies führte zu ei-
ner entsprechenden Bautätigkeit in 
der Innenentwicklung und ging mit 
steigenden Preisen für Wohnungen 
und Baugrundstücke einher. Vor die-
sem Hintergrund ist es eine Aufgabe 
des Innenentwicklungsmanagements, 
die wirtschaftliche Machbarkeit des 
Wohnungsneubaus zu berücksichtigen, 
insbesondere um auch in der Innenent-
wicklung die Realisierung bezahlbaren 
Wohnraums zu unterstützen. 

Schließlich kann das Bemühen um einen 
verstärkten Wohnungsbau in der Inne-
nentwicklung vor allem dann erfolgreich 
sein, wenn das Bau- und Planungsrecht so-
wie die Förderpolitik ein darauf ausgerich-
tetes Instrumentarium bereitstellen. Mit 
der Einführung des „Urbanen Gebietes“ (§ 
6 BauNVO) und den „Bebauungsplänen 
in der Innenentwicklung“ (§ 13a BauGB) 
hat der Gesetzgeber bereits auf die Heraus-
forderungen reagiert. Die „Baulandkom-
mission“ hat weitere Vorschläge vorgelegt, 
die derzeit geprüft und für die Umsetzung 
vorbereitet werden (BauGB-Novelle). Die 
Modellvorhaben des Forschungsfeldes 
stützen diese Vorschläge auf der Basis ihrer 
praktischen Arbeit vor Ort (siehe Kap. 5.4). 

5.3 Elemente und Verfahren 
eines aktiven Innenentwick-
lungsmanagements

Das Innenentwicklungsmanagement, wie 
es im Forschungsfeld von den Kommunen 
umgesetzt wurde, umfasst potenziell vier 
Hauptaufgabenfelder, denen wiederum 
unterschiedliche Aktivitäten zugeordnet 
werden können.

1. Das Innenentwicklungsmanagement 
setzt strategische Weichenstellungen für 
die Innenentwicklung:
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�� Unterstützung bei der Erarbeitung 
stadtentwicklungs- und wohnungspoli-
tischer Strategien

�� Erfassung und laufendes Monitoring 
der Wohnungsbaupotenziale in der In-
nenentwicklung

�� Bewertung dieser Wohnungsbaupoten-
ziale hinsichtlich Eignung und Mobili-
sierbarkeit

�� Priorisierung der Flächen, die aktiviert 
werden sollen, in Abstimmung mit Po-
litik und Verwaltung

2. Das Innenentwicklungsmanagement 
unterstützt die Grundstücksmobilisierung 
und stärkt die Investitionsbereitschaft:

�� Frühzeitige Prüfung der grundstücks-
bezogenen Nutzungsoptionen und 
Hemmnisse für den Wohnungsbau so-
wie Einleitung der notwendigen fachli-
chen Arbeiten

�� Ansprache der Grundstückseigentü-
merinnen und -eigentümer sowie Ko-
operation mit dem Ziel der Mobilisie-
rung

�� Unterstützung der Grundstückseigen-
tümerinnen und -eigentümer bei der 
Entwicklung von Bebauungsideen und 
der Suche nach Umsetzungspartnern

�� Zentraler Ansprechpartner und „Ver-
waltungslotse“ für Grundstücksei-
gentümerinnen und -eigentümer und 
Wohnungsbauinvestoren

3. Das Innenentwicklungsmanagement 
stärkt die Akzeptanz gegenüber Woh-
nungsbau in der Innenentwicklung:

�� Aufbereitung und Vermittlung der zen-
tralen fachlichen Argumente für die In-
nenentwicklung

�� Federführung des Dialogs mit Nach-
barschaft und Bürgerschaft bei der Pla-
nung und Realisierung von Wohnungs-
bauvorhaben

�� zentraler Ansprechpartner für die loka-
le Politik bei Fragen zur Innenentwick-
lungs- bzw. Wohnungsbaustrategie der 
Kommune sowie bei Konflikten zu ein-
zelnen Vorhaben

4. Das Innenentwicklungsmanagement 
engagiert sich in der Verwaltungskoordi-
nation:

�� Optimierung der zeitlichen Verwal-
tungsabläufe und Beschleunigung der 
Planungs- und Genehmigungsverfahren

�� Federführung bei ausgewählten Pla-
nungs- und Bauvorhaben

�� Moderation, Mediation und Konfliktma-
nagement bei der Abstimmung der fach-
lichen Anforderungen an Wohnungs-
bauvorhaben der Innenentwicklung

Ausgehend von der jeweils spezifischen 
Situation in der Kommune haben die ge-
nannten Aufgaben eine unterschiedliche 
Relevanz. Vor diesem Hintergrund haben 
die Modellvorhaben jeweils eigene Schwer-
punkte gesetzt. Auch für die Adaption der 
Ergebnisse in anderen Städten gilt daher, 
dass nicht unbedingt eine vollständige 
Umsetzung sinnvoll und erforderlich ist. 
Stattdessen sind an die jeweilige Ausgangs-
situation in den Kommunen angepasste 
Schwerpunktsetzungen sinnvoll. Hierbei 
spielen beispielsweise die Größe der Kom-
mune, die bestehenden Zuständigkeiten 
innerhalb der Verwaltung und die gelebte 
Verwaltungskultur eine Rolle.

Im Folgenden werden die zentralen Er-
kenntnisse hinsichtlich der Ausgestaltung 
des Innenentwicklungsmanagements aus 
den Erfahrungen der acht Modellvorhaben 
zusammenfassend dargestellt.
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Abbildung 30:  Aufgabenbereiche des Innenentwicklungsmanagements
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Koordination und Management

In der verwaltungsinternen Koordinati-
on und dem Verfahrensmanagement liegt 
eine zentrale Herausforderung für das In-
nenentwicklungsmanagement, um (zügi-
ger) mehr Wohnungsbaupotenziale in der 
Innenentwicklung zu aktivieren und damit 
zu mehr Wohnungsneubau beizutragen. 
Dabei zeigt sich, dass die Bedeutung der 
Koordination durch das Innenentwick-
lungsmanagement umso höher ist, je seg-
mentierter oder autonomer die einzelnen 
Fachbereiche innerhalb der Stadtverwal-
tung im Status quo agieren. Unterschied-
liche Abstimmungs- und Verfahrenskultu-
ren ergeben sich häufig bereits durch die 
Größe der Kommune und damit korrelie-
rend durch die Größe der Kommunalver-
waltung. So kann es insbesondere in klei-
neren Kommunen der Fall sein, dass sich 
die Fachbereiche bereits eng abstimmen 
und Wohnungsbauvorhaben auch ohne 
gesonderte organisatorische Lösungen in 

enger Zusammenarbeit bearbeitet und be-
gleitet werden. Mitunter fallen Aufgaben, 
die in größeren Kommunen auf mehrere 
Personen oder gar Abteilungen verteilt 
werden, in kleinen Verwaltungen in die 
Hände einzelner oder weniger Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Häufiger als in 
größeren Kommunen können Dezernen-
tinnen und Dezernenten oder Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister die Funktion 
des Koordinators und Impulsgebers für die 
Innenentwicklung übernehmen. Je größer 
die Verwaltung wird, desto weniger ist die 
Leitungsebene in die „tägliche Arbeit“ der 
Fachabteilungen eingebunden und desto 
weniger kann sie im Zuge der Innenent-
wicklung unmittelbar steuernd oder aus-
gleichend wirken. In diesen Fällen nimmt 
die Bedeutung der Koordinierungs- und 
Managementfunktion des Innenentwick-
lungsmanagements und klarer Entschei-
dungsbefugnisse deutlich zu.

Quelle: Quaestio Forschung & Beratung GmbH
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Ob und in welchem Maße das Innenent-
wicklungsmanagement koordinierende 
und ausgleichende Funktionen überneh-
men sollte, ist allerdings nicht allein von 
der Stadtgröße abhängig. Auch in größe-
ren Kommunen können innerhalb der 
Verwaltung bereits Abstimmungsstruktu-
ren zwischen den Abteilungen bestehen, 
z.  B. projektbezogene oder fachübergrei-
fende Arbeitsgruppen, die im Sinne des 
Innenentwicklungsmanagements den 
Wohnungsbau unterstützen. Sofern keine 
derartige Arbeits- bzw. Koordinations-
gruppen vorhanden sind, ist eine Einrich-
tung in der Regel sinnvoll.

Proaktive Beratung von 
Eigentümerinnen und Eigentümern

Im Forschungsfeld wurde deutlich, dass die 
Aktivierung von Grundstücken die zentra-
le Stellschraube für mehr Wohnungsbau in 
der Innenentwicklung ist. Entsprechend 
wichtig ist es, die Eigentümerinnen und 
Eigentümer von einer Entwicklung ihrer 
Flächen zu überzeugen. Dies bedeutet vor 
allen Dingen, Grundstückseigentümerin-
nen und -eigentümer anzusprechen und 
mit ihnen die Möglichkeiten der Grund-
stückverwertung zu erörtern. In diesen 
Gesprächen muss es um Fragen der bau-
lichen, rechtlichen und wirtschaftlichen 
Machbarkeit gehen. Genauso wichtig ist 
es jedoch, die persönliche Situation der 
Eigentümerinnen und Eigentümer anzu-
sprechen und die daraus resultierenden 
Hindernisse und Chancen für eine Grund-
stücksmobilisierung einzuschätzen. Die 
Erfahrungen aus den Modellvorhaben 
zeigen, dass durch ein solches Vorgehen 
das Entwicklungsinteresse bei einigen Ei-
gentümerinnen und Eigentümern geweckt 
werden konnte. 

Die aktive Ansprache von Eigentü-
merinnen und Eigentümern birgt jedoch 
Schwierigkeiten. Entscheidend ist, dass 
im Kontakt zu ihnen Möglichkeiten einer 
Grundstücksentwicklung erörtert werden 

müssen und dabei für bestehende Hin-
dernisse kreative Lösungen gefunden wer-
den sollten. Dabei können nicht immer 
alle fachlichen Details und Eventualitäten 
vorhergesehen und quasi „auf Vorrat“ mit 
den zuständigen Kolleginnen und Kolle-
gen aus diversen Fachämtern abgestimmt 
werden (z. B. Grad der möglichen Grund-
stücksausnutzung, Auflagen des Denk-
malschutzes oder Bodendenkmalschutzes, 
erforderlicher Umweltausgleich, Umgang 
mit Stellplatzauflagen). Das Innenent-
wicklungsmanagement bewegt sich dabei 
auf einem schmalen Grat zwischen zwei 
konkurrierenden Anforderungen: Auf der 
einen Seite kann die Grundstücksmobili-
sierung nur gelingen, wenn im Dialog mit 
den Eigentümerinnen und Eigentümern 
mit einer gewissen Verlässlichkeit Lösun-
gen für bestehende Herausforderungen 
der Grundstücksentwicklung in Aussicht 
gestellt werden können. Auf der anderen 
Seite muss das Innenentwicklungsma-
nagement die rechtlichen Gegebenheiten 
berücksichtigen und kann im Sinne eines 
guten Kooperationsklimas zudem nicht 
die Einschätzung der fachlich jeweils zu-
ständigen Kolleginnen und Kollegen außer 
Acht lassen. 

Im Idealfall werden Entwicklungsoptionen 
und Entscheidungsspielräume bereits vor 
dem ersten Kontakt mit dem Eigentümer 
oder der Eigentümerin verwaltungsin-
tern abgestimmt oder zumindest erörtert. 
Auch in der weiteren Beratung und Be-
gleitung der Eigentümerinnen und Eigen-
tümer sollten auftretende Fragestellungen 
rückgekoppelt werden. Hierfür ist eine 
enge Zusammenarbeit des Innenentwick-
lungsmanagements mit von Wohnungs-
bauvorhaben betroffenen Abteilungen 
erforderlich. Zugleich gilt es, eine den 
Wohnungsbau unterstützende Balance 
zwischen eigenständigem Agieren des 
Innenentwicklungsmanagements sowie 
Abstimmung und Rückversicherung mit 
den zuständigen Abteilungen zu finden. 
Unabhängig davon sollte dem Innenent-
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wicklungsmanagement von Seiten der 
Vorgesetzten und der lokalen Politik ein 
Vertrauensvorschuss gegeben werden. 

Kompetenzen und Qualifikationen der 
Innenentwicklungsmanagerin oder des 
Innenentwicklungsmanagers

Das Innenentwicklungsmanagement als 
neuer Aufgabenbereich in der Kommu-
nalverwaltung stellt besondere Anforde-
rungen an die fachlichen Qualifikationen 
und die persönlichen Kompetenzen der 
zuständigen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Es handelt sich dabei nicht nur 
um eine Erweiterung oder Ergänzung der 
Planungsämter, sondern um einen eigen-
ständigen, im besten Fall übergeordneten 
Akteur, der von der Koordination über die 
Moderation bis zur Beratung unterschied-
liche Aufgaben erfüllt (s. o.). Aus fachli-
cher Sicht sind dafür stadtplanerische und 
immobilienwirtschaftliche Kenntnisse 
ebenso erforderlich wie Erfahrung im Ver-
waltungshandeln und der Zusammenar-
beit mit der Politik. Zugleich sollte das In-
nenentwicklungsmanagement im Kontakt 
zu Eigentümerinnen und Eigentümern 
sicher und kompetent auftreten können. 
Innerhalb der Verwaltung kommt es da-
rauf an, Prozesse anzustoßen, zu steuern 
und dabei auch ausgleichend und mode-
rierend zu wirken, um in Abstimmungs-
prozessen die unterschiedlichen Interessen 
und Anforderungen zielorientiert zu einer 
gemeinsamen und verbindlichen Lösung 
zusammenzuführen. Wirksam kann das 
Innenentwicklungsmanagement vor al-
lem dann werden, wenn sich die damit 
betrauten Personen durch die Art ihrer 
Aufgabenwahrnehmung Vertrauen und 
Akzeptanz innerhalb und außerhalb der 
Verwaltung (insbesondere bei Eigentü-
merinnen und Eigentümern und Investo-
ren) erarbeiten können. 

Die Gesamtschau dieser Anforderungen 
macht deutlich, dass die herausfordernde 
Aufgabe des Innenentwicklungsmanage-

ments Berufserfahrung und persönliche 
Reife erfordert. Entsprechend gut quali-
fiziertes Personal ist für die Kommunen 
nicht einfach zu rekrutieren, da die Kon-
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt hoch ist. 
Demzufolge sollten die Stellen zu attrakti-
ven Konditionen ausgeschrieben werden. 
Dies schließt Befristungen und niedrige 
Gehaltsstufen aus.

Stärkung des politischen Rückhalts für 
die Innenentwicklung

Um Wohnungsbau in der Innenentwick-
lung auch bei entwicklungsunwilligen 
Eigentümerinnen und Eigentümern und 
/ oder einer kritischen Öffentlichkeit vo-
ranzubringen, kommt dem politischen 
Rückhalt und der Akzeptanz für Nach-
verdichtung eine wichtige Rolle zu. Das 
Innenentwicklungsmanagement kann 
insbesondere durch die systematische 
Erfassung und Bewertung von Innenent-
wicklungspotenzialen sowie eine systema-
tische Aufbereitung dieser Informationen 
dazu beitragen, den Rückhalt zu sichern. 
Insofern sind die Potenzialerfassung, die 
Bewertung anhand rationaler fachlicher 
und umsetzungspraktischer Kriterien und 
die Abstimmung einer Prioritätenliste mit 
der Politik zentrale Aufgaben des Inne-
nentwicklungsmanagements. Der lokalen 
Politik wird so die Möglichkeit geboten, 
unabhängig vom jeweiligen Einzelfall und 
den dabei auftretenden Widerständen zu 
entscheiden, an welchen Stellen im Stadt-
gebiet sie eine Entwicklung als sinnvoll 
erachtet und welche Standorte ihr weniger 
geeignet erscheinen. Ob sich die Politik 
anschließend im konkreten Planungsfall 
tatsächlich für das Wohnungsbauprojekt 
ausspricht oder welche Anpassungsbedar-
fe bestehen, ist damit noch nicht festgelegt, 
allerdings wurde ein Grundstein für die 
Entscheidungsfindung gelegt.
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5.4 Rahmenbedingungen zur 
Stärkung des Innenentwick-
lungsmanagements

Die Modellvorhaben haben sich engagiert 
dem Ziel gewidmet, mehr Wohnungs-
bau in der Innenentwicklung zu ermögli-
chen. Der Erfolg hängt dabei nicht allein 
von den unmittelbar am Modellvorhaben 
Beteiligten ab, sondern auch von Rah-
menbedingungen außerhalb des Modell-
vorhabens. Davon ausgehend wurde zum 
Beispiel in den Erfahrungswerkstätten des 
ExWoSt-Forschungsfeldes intensiv über 
eine Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen für ein aktives Innenentwicklungsma-
nagement diskutiert. Die dabei angespro-
chenen Themen und Lösungsvorschläge 
werden im Folgenden kurz erläutert.

Personalwirtschaft / Arbeitsmarkt

Die zur Vorbereitung von Wohnungsbau 
zu bewältigenden Verwaltungsaufgaben 
werden tendenziell aufwändiger. Dies be-
trifft sowohl Planungs- als auch Geneh-
migungsverfahren. Die Nachweispflichten 
für einzelne Fachbelange und die resultie-
renden Abwägungserfordernisse zwischen 
den Fachbelangen nehmen zu. Auch die 
unabhängig von gesetzlichen Vorgaben 
entstehenden politischen Kontroversen 
und Akzeptanzprobleme erzeugen einen 
Mehraufwand. Für die Innenentwicklung 
gilt dies in besonderem Maße. Mitentschei-
dend ist jedoch, dass der Aufwand beinahe 
unabhängig von der Größe des Vorhabens 
ist und es sich in der Innenentwicklung 
mehrheitlich um kleinere Vorhaben han-
delt. In der Innenentwicklung entsteht da-
her ein deutlicher Mehraufwand. 

Die Modellvorhaben berichteten von er-
heblichen Kapazitäts- und Personaleng-
pässen in den Planungs- und Bauverwal-
tungen. Ursache ist die geringe Bereitschaft 
zur Schaffung von weiteren Personalstel-
len. Dies kann in Haushaltsrestriktionen 
begründet sein. Darüber hinaus ist pro-

blematisch, dass vorhandene Planstellen 
aufgrund des Fachkräftemangels und des 
hohen Wettbewerbs zwischen den Arbeit-
gebern oftmals nicht oder nicht adäquat 
besetzt werden können. Daraus entstand 
im Forschungsfeld die Aufforderung, die 
personalwirtschaftliche Seite der Inne-
nentwicklung stärker zu thematisieren und 
die politischen Entscheidungsträger dafür 
zu sensibilisieren. 

Wohneigentümergemeinschaften

In der Praxis der Modellvorhaben hat 
sich gezeigt, dass Wohnungseigentümer-
gemeinschaften (WEG) für die Innenent-
wicklung eine besondere Herausforde-
rung darstellen. Aufgrund der Vielzahl 
an Eigentümerinnen und Eigentümern 
ist es Kommunen nahezu nicht möglich, 
Flächen in WEG-Eigentum bzw. Flächen, 
die von WEG-Eigentum berührt sind (z. B. 
über Abstandsflächen) zu mobilisieren. 
Auch Vorkaufsrechte sind in diesen Fäl-
len nicht einsetzbar, weshalb eine strate-
gische Bodenbevorratung in Bereichen 
mit WEG-Eigentum wenig erfolgverspre-
chend ist. Insgesamt haben verschiedene 
Modellvorhaben festgestellt, dass die für 
unterschiedliche Formen der Nachver-
dichtung und Grundstücksmobilisierung 
herzustellende Einigkeit innerhalb einer 
Wohneigentümergemeinschaft kaum zu 
erzielen ist. Die Modellvorhaben sehen da-
her dringenden Bedarf, die Einflussmög-
lichkeiten auf die Entscheidungsfindung 
in den Wohneigentümergemeinschaften 
zu überprüfen. Denkbar wäre auch, Argu-
mente für die Entscheidungsfindung zu-
sammenzustellen und die wirtschaftlichen 
Vorteile der Verdichtung oder Sanierung 
aufzuzeigen.

Stärkung der kommunalen 
Liegenschaftspolitik

Wohnungsbau findet überwiegend auf 
privaten Grundstücken statt, auch in der 
Innenentwicklung. Nicht zuletzt aufgrund 
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der vielfach im ExWoSt-Forschungsfeld 
diskutierten Mobilisierungsprobleme (ein-
geschränkte Verkaufsbereitschaft) gewinnt 
die aktive kommunale Liegenschaftspolitik 
als flankierendes Element einer Innenent-
wicklungsstrategie an Bedeutung. Denn 
letztlich können kommunale Grund-
stücksvorräte leichter für den Wohnungs-
bau aktiviert werden. Hinzu kommt, dass 
wohnungspolitische Ziele wie z.  B. ein 
Mindestanteil geförderten Wohnungsbaus 
auf kommunalen Grundstücken besser 
umgesetzt werden können. Hierzu werden 
in Deutschland und auch in den Städten 
des Forschungsfeldes zunehmend Kon-
zeptvergaben eingesetzt. 

Die kommunale Liegenschaftspolitik 
kann die Innenentwicklung auf mehre-
ren Wegen unterstützen. Der strategische 
Ankauf von Grundstücken in Quartieren 
mit besonderen wohnungspolitischen und 
städtebaulichen Entwicklungszielen kann 
entsprechende Impulsinvestitionen mit 
Ausstrahlungswirkungen auf Nachbar-
grundstücke ermöglichen, so dass auch 
dort vermehrt Wohnungsbau auf priva-
ten Grundstücken realisiert werden kann. 
Auch Einzelgrundstücke mit besonderen 
städtebaulichen Aufgaben, wie dies häufig 
bei Konversionen bzw. Brachen in integ-
rierten Lagen der Fall ist, können auf der 
Basis eines kommunalen Zwischenerwerbs 
für die weitere Entwicklung vorbereitet 
werden (insbesondere wenn dazu Städte-
baufördermittel eingesetzt werden sollen). 
Auch die gemeinwohl- und zielgruppen-
orientierte Baulandentwicklung kann im 
Wege des Zwischenerwerbs oder einer 
freiwilligen Umlegung mit entsprechen-
den Grundstücksabtretungen etwa für den 
geförderten Wohnungsbau zum Beispiel 
bei Arrondierungen zum Bestandteil einer 
Innenentwicklungsstrategie werden. 

Die Aktivierung der Liegenschaftspolitik 
für die Innenentwicklung ist jedoch an ver-
schiedene Voraussetzungen geknüpft, die 
in den Modellvorhaben nicht durchgängig 

erfüllt waren. Ganz wesentlich ist die po-
litische Bereitschaft zu einem finanziellen 
Engagement. Auch wenn der Zwischener-
werb im Sinne eines revolvierenden Bo-
denfonds auf mittlere Sicht kostendeckend 
oder sogar gewinnbringend sein kann, 
werden in den ersten Jahren entsprechen-
de Haushaltsmittel benötigt. Die Rückflüs-
se entstehen erst später aus dem Verkauf 
der Grundstücke. Insbesondere die in der 
Haushaltssicherung befindlichen Modell-
vorhaben haben darauf hingewiesen, dass 
die Kommunalaufsicht ein derartiges En-
gagement unterbindet. Dementsprechend 
wird von den Modellvorhaben eine Locke-
rung und / oder eine finanzielle Unterstüt-
zung von Bund und Ländern erwartet. 

Wichtig ist ferner, dass die Liegenschafts-
politik erstens langfristig agiert, um nicht, 
unter akutem Handlungsdruck stehend, 
hohe oder gar überhöhte Preise für die an-
zukaufenden Grundstücke zahlen zu müs-
sen. Dies bedeutet auch, dass die politische 
Bedeutung der Liegenschaftspolitik unab-
hängig von aktuellen wohnungspolitischen 
Aufgaben in der Stadtentwicklungs- bzw. 
Kommunalpolitik vorhanden sein sollte. 
Zweitens ist von hoher Bedeutung, dass 
die Liegenschaftspolitik (Ankauf und Ver-
kauf) in enger Abstimmung und Koopera-
tion mit der Stadtplanung vollzogen wird. 
Zumindest in den Modellstädten war eine 
derartige Verzahnung nicht durchgängig 
gegeben. 

Den Grundstock des kommunalen Bode-
neigentums bilden darüber hinaus in der 
Regel die Flächen für öffentliche Zwecke 
(Verkehrsflächen, Schulen, Sportplätze, 
Verwaltungsgebäude und ergänzende Be-
triebshöfe etc.). Die laufende Überprüfung 
der dauerhaft benötigten und gegebenen-
falls für den Wohnungsbau aktivierbaren 
Flächen ist daher ein wichtiger Baustein 
einer aktiven Liegenschaftspolitik. 
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Stärkung der Rechtsinstrumente für die 
Mobilisierung privater Grundstücke

Ein immer wieder thematisiertes Problem 
des Wohnungsbaus in der Innenentwick-
lung ist, dass private Eigentümerinnen 
und Eigentümer nur ein geringes Inter-
esse an einer Grundstücksmobilisierung 
und / oder einer Bebauung ihres Grund-
stückes haben. Dies kann Restflächen in 
vorhandenen Bebauungsplänen betreffen, 
die Nachverdichtung auf bereits bebauten 
Wohnungsbaugrundstücken oder Woh-
nungsbauvorhaben, die nach §34 BauGB 
ohne einen Bebauungsplan genehmi-
gungsfähig wären. Dahinter steht eine gro-
ße Bandbreite von Motiven, die überwie-
gend nachvollziehbar und berechtigt sind. 
Diese individuellen Motive kollidieren 
jedoch mit dem öffentlichen Interesse an 
mehr Wohnungsbau und einer entspre-
chenden Mobilisierung des Grundstücks. 

Die Modellvorhaben sahen es in diesem 
Zusammenhang als besonders wichtig an, 
den Gemeinwohlinteressen an mehr Woh-
nungsbau gegenüber den individuellen 
Interessen mehr Nachdruck zu verleihen. 
Als diesbezüglich zu begrenzt beschrieben 
die Modellvorhaben die primär angewand-
ten kooperativen Verfahren. Dabei wurde 
insbesondere auf die begrenzten Mög-
lichkeiten des Bau- und Planungsrechts 
verwiesen. Entscheidend ist, dass kaum 
Rechtsinstrumente verfügbar bzw. prak-
tikabel sind, die wirksam in die privaten 
Dispositionen über die Grundstücksver-
wendung eingreifen können. Dabei geht 
es nicht unbedingt um einen regelmäßigen 
Einsatz derartiger Instrumente. Die Er-
wartung der Modellvorhaben bestand eher 
darin, dass eine glaubwürdige Androhung 
bereits die Kooperationsbereitschaft der 
Grundstückseigentümerinnen und -eigen-
tümer entscheidend stärkt. 

Diese von den Modellvorhaben aus der 
Praxis heraus artikulierte Einschätzung 
deckt sich in hohem Maße mit den Emp-

fehlungen der Baulandkommission25 oder 
anderen Fachbeiträgen.26 Vergleichbare 
Positionen vertritt auch der Städtetag.27 In 
diesem Zusammenhang wird insbesonde-
re auf eine Stärkung der Vorkaufsrechte 
(§§ 24 und 25 BauGB) und des Baugebotes 
(§ 176 BauGB) verwiesen. Empfohlen wird 
vielfach auch die Einführung der soge-
nannten Innenentwicklungsmaßnahme,28 
mit der Baugebote nicht allein auf ein ein-
zelnes Grundstück, sondern in einem grö-
ßeren Maßnahmenbereich ausgesprochen 
werden können. Der Gesetzgeber muss 
hier letztlich abwägen, ob zum Beispiel die 
wohnungspolitischen Erfordernisse der-
artige Eingriffe in das private Eigentum 
rechtfertigen können. Die politische Ent-
scheidung im konkreten Einzelfall würde 
bei den Kommunen liegen. 

Eine ähnliche Wirkung auf die Mobili-
sierung von baureifen, nicht genutzten 
oder untergenutzten Grundstücken könn-
te durch eine steuerliche Mehrbelastung 
dieser Grundstücke erzielt werden. Das 
Basismodell des gefundenen Grundsteuer-
kompromisses lässt jedoch keine entspre-
chenden Wirkungen auf die Mobilisierung 
von Wohnungsbaugrundstücken erwar-
ten. Um diesen Mangel zu beheben, wurde 
die Wiedereinführung der Grundsteuer 
C in den Kompromiss aufgenommen. So-
mit besteht die Möglichkeit, für bau- und 
planungsrechtlich gesicherte unbebaute 
Grundstücke kommunal einen höheren 
Hebesatz zu beschließen. Die Praktika-
bilität dieser Lösungen wird jedoch in 
Frage gestellt, weil es in jedem Einzelfall 
einen politischen Beschluss erfordert und 
es vielfach uneindeutig bleibt, wann ein 
Grundstück als unbebaut zu bewerten ist. 
Auch deswegen fordern verschiedene ba-
den-württembergische Oberbürgermeister 

25 BMI / BBSR / DV 2019
26 Bunzel, A. / Niemeyer, E. M. 2018; Bunzel et al. 

2017
27 Deutscher Städtetag, 2017
28 BBSR 2018b
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(Stuttgart, Tübingen, Böblingen, Ulm, Weil 
der Stadt, Schwäbisch-Gmünd) das Land 
auf, die gegebenen Spielräume des Grund-
steuerkompromisses zu nutzen und für Ba-
den-Württemberg eine Bodenwertsteuer 
einzuführen.29 Je nach Ausgestaltung wür-
de diese positiv auf die Grundstücksmo-
bilisierung wirken. Zudem erfordert die 
Zielsetzung angesichts deutlich steigender 
Grundstückspreise eine sehr deutliche 
Erhöhung, um überhaupt eine Anreizwir-
kung zu erzielen.

Mehr Flexibilität und einfachere 
Anpassung bestehenden Baurechts

Wenn heute Wohnungsbau realisiert wer-
den soll, übertreffen die geplanten und für 
sinnvoll erachteten Dichten regelmäßig die 
„historischen“ Maßstäbe (siehe hierzu ins-
besondere die Arbeiten des Modellvorha-
bens Hamburg-Altona). Diese historischen 
Maßstäbe präjudizieren regelmäßig die 
heute möglichen Dichten bzw. Geschossig-
keiten. Dabei lassen sich zwei Konstellatio-
nen unterscheiden: 

�� Sofern es sich um kleinere Grundstü-
cke im unbeplanten Innenbereich han-
delt, für die eine Genehmigung nach 
§34 BauGB zu erteilen wäre, hat sich 
die Bebauung an der Umgebung zu ori-
entieren. Zwar existieren diesbezüglich 
Auslegungsspielräume, doch sind die 
Grenzen recht eng gesteckt. Es ist we-
der möglich, einem Bauherrn die Op-
tion zu eröffnen, dichter oder höher zu 
bauen. Noch ist es möglich, eine höhe-
re stadtplanerische Dichtevorstellung 
gegenüber einem Bauwilligen durchzu-
setzen.

29 Schreiben vom 23.09.2019 an den Minister-
präsidenten des Landes Baden-Württemberg 
(abrufbar unter: http://www.grundsteuerreform.
net/wp-content/uploads/2019/09/190926_
Bgm-Schreiben_ an_Kretschmann.pdf; letzter 
Abruf: Januar 2020)

�� Ähnlich gelagert ist der Sachverhalt bei 
älteren Bebauungsplänen, die eine ge-
ringe Dichte oder einen geringen Über-
bauungsgrad des Grundstücks vorse-
hen. Auch hier ist es nur in sehr engen 
Grenzen möglich, Abweichungen bzw. 
Befreiungen von den Festsetzungen zu 
ermöglichen, wenn ein Bauherr eine 
höhere, stadtplanerisch gewollte Dichte 
realisieren möchte. Auch die Verhin-
derung einer plankonformen, aber aus 
Sicht der Kommune nicht mehr zeitge-
mäßen Bebauung ist nicht durchsetz-
bar. 

Erforderlich wäre es jeweils, die gewünsch-
ten Bebauungsdichten über einen neuen 
Bebauungsplan zu fixieren. Die Modell-
vorhaben betonten jedoch, dass es sich 
in der Regel um Einzelgrundstücke und 
Einzelvorhaben handelt, die zwar als Ein-
stieg in einen längerfristigen Stadtumbau 
verstanden werden können, aber kaum 
den Aufwand eines Bebauungsplanverfah-
rens rechtfertigen. Von daher besteht der 
Wunsch, ein deutlich vereinfachtes Plan-
verfahren durchführen zu können, das als 
Grundlage zur Abweichung von den oben 
beschriebenen Beschränkungen des §34 
BauGB oder von veralteten Bebauungsplä-
nen herangezogen werden kann. Denkbar 
wären zum Beispiel städtebauliche Rah-
menpläne für derartige Stadtumbau- oder 
Nachverdichtungsgebiete, die durch den 
Beschluss im Gemeinderat eine rechtli-
che Wirksamkeit erhalten und somit die 
Grundlage für eine veränderte Auslegung 
des gültigen Baurechts liefern. 

Insbesondere mit Blick auf bestehen-
de Bebauungspläne sind die juristischen 
Einwände gegen einen solchen Vorschlag 
naheliegend. Die Regelungen des gelten-
den Bebauungsplans sind unter Wahrung 
aller Verfahrensanforderungen durch den 
Stadtrat abgewogen worden und haben auf 
dieser Basis Rechtskraft erlangt. Ein sehr 
stark vereinfachtes Verfahren muss dem-
gegenüber eine nennenswerte Zahl von 
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Abwägungserfordernissen unberücksich-
tigt lassen und scheint von daher kaum ge-
eignet, ein vorhergehendes „vollständiges“ 
Abwägungsergebnis zu korrigieren. Man 
könnte jedoch argumentieren, dass dieses 
bestehende (partiell veraltete) Abwägungs-
ergebnis in großen Teilen erhalten bleibt 
und nur durch die Neuberücksichtigung 
dringlicher aktueller (an dieser Stelle woh-
nungspolitischer) Erfordernisse partiell 
korrigiert wird. 

Angesichts der dringlichen Aufgaben eines 
siedlungsflächensparenden Stadtwachs-
tums und den daraus resultierenden Stad-
tumbauaufgaben, hat diese Thematik eine 
hohe Bedeutung für die Stadtentwicklung. 
Viele Städte sind (außerhalb der häufig 
recht stark verdichteten Innenstädte) in 
hohem Maße von nur locker bebauten Ge-
bieten charakterisiert, die im Rahmen ei-
ner Nachverdichtung nicht nur in großem 
Umfang Bebauung aufnehmen können, 
sondern dadurch einen urbanen Charakter 
mit entsprechenden qualitativen Vorteilen 
erhalten können. 

Flexiblere Dichtemaße in der BauNVO

Die in der BauNVO festgesetzten Dichte-
maße wurden von den Modellvorhaben 
in ihrer Absolutheit als nicht mehr zeit-
gemäß erachtet. Stattdessen werde bereits 
heute mit viel Aufwand in Bebauungsplä-
nen regelmäßig davon abgewichen. Vor-
geschlagen wurde eine Unterscheidung 
in Abhängigkeit von der Gemeindegrö-
ße. So könnten generell und besonders in 
Großstädten höher verdichtete Bauweisen 
ermöglicht werden. In diesem Kontext 
wurde auch auf die Forderungen in der 
„Düsseldorfer Erklärung zum Städtebau-
recht“ verwiesen.30

30 Deutsches Institut für Stadtbaukunst 2019

5.5  Das Forschungsfeld in der 
Gesamtschau: Rückblick und 
Ausblick

Das ExWoSt-Forschungsfeld „Aktvierung 
von Innenentwicklungspotenzialen in 
wachsenden Kommunen – Erhebung und 
Erprobung von Bausteinen eines aktiven 
Managements“ wurde in der Gewissheit 
gestartet, dass die Innenentwicklung in 
den Kommunen als Ziel und in der Praxis 
des Wohnungsbaus bereits fest verankert 
ist. Der Konzeption des Forschungsfeldes 
lag als Arbeitshypothese zugrunde, dass 
die Innenentwicklung nicht nur aufgrund 
der angespannten Wohnungsmärkte, son-
dern auch als Daueraufgabe dennoch 
zusätzliche Impulse und eine langfristi-
ge organisatorische Verankerung in den 
Bau- und Planungsverwaltungen benötigt. 
Etwas verkürzt formuliert leitete sich die-
se Arbeitshypothese aus dem Umstand ab, 
dass die Innenentwicklung und speziell der 
dortige Wohnungsneubau arbeitsintensiv 
und deswegen bei knapp bemessenen Per-
sonalressourcen im Planungsalltag schwer 
durchzuhalten sind. Damit verbunden war 
die Einschätzung, dass die Arbeitsweise 
eines Innenentwicklungsmanagements 
ebenfalls Neuerungen mit sich bringt, die 
im Forschungsfeld sowohl inhaltlich als 
auch in ihren organisatorischen Lösungen 
erprobt werden sollten (siehe hierzu insbe-
sondere das Kap. 2.3).

Für das „Neue“ steht im Titel des For-
schungsfelds insbesondere das Begriffs-
paar „aktives Management“. Schon an 
das Wort „aktiv“ ist ein hoher Anspruch 
geknüpft. Der Alltag einer Bau- und Pla-
nungsverwaltung ist häufig davon gekenn-
zeichnet, dass bereits die von außen (i. W. 
von Politik und Investoren) an die Verwal-
tung herangetragenen Aufgaben zu einer 
personellen und finanziellen Überlastung 
führen. In diesem Alltag Spielräume für 
ein aktives Suchen und Nutzen von zu-
sätzlichen Innenentwicklungschancen für 
den Wohnungsneubau zu schaffen und 



115Zusammenfassung und Empfehlungen

zu verteidigen, ist eine herausfordernde 
Aufgabe. Mit dem Begriff „Management“ 
verbinden sich ferner anspruchsvolle Ko-
ordinations- und Kooperationsaufgaben in 
einem zunehmend komplexen Interessen-, 
Akteurs- und Regelungsgeflecht. Dabei 
sind neue Verfahren und Wege innerhalb 
der Kommunalverwaltung und insbeson-
dere auch in der Kooperation mit Grund-
stückseigentümerinnen und -eigentümern, 
Investoren, Nachbarschaften und anderen 
externen Partnern zu etablieren. 

Vor diesem Hintergrund war es ein be-
sonderes Anliegen des Forschungsfeldes, 
die Alltagstauglichkeit des Innenentwick-
lungsmanagements in der kommunalen 
Bau- und Planungsverwaltung zu über-
prüfen. Dies ist besonders gut darstell-
bar, wenn die einzelnen Modellvorhaben 
nicht als Sonderaufgaben neben der Ver-
waltung stehen. Stattdessen wurden die 
Aufgaben des Forschungsfeldes möglichst 
eng mit dem normalen Verwaltungshan-
deln verknüpft bzw. organisatorisch in die 
Verwaltung integriert. Bei vergleichbaren 
Forschungsfeldern kann dies nicht im-
mer gewährleistet werden, insbesondere 
wenn die Betreuung und Abwicklung der 
Modellvorhaben auf externe Dritte (z.  B. 
Planungsbüros) verlagert wird. Hier war 
es indes möglich, dass die Modellkommu-
nen aus der Förderung zusätzliche Stel-
len finanzierten und somit die mit dem 
Innenentwicklungsmanagement betrau-
ten Personen in die Verwaltung integrie-
ren konnten. Dies hat sich im Sinne der 
beschriebenen Ziele bewährt. Deutlich 
wurde aber auch, dass die Innenentwick-
lungsmanager und Innenentwicklungs-
managerinnen in dieser Konstellation 
mitunter zu sehr in die Bearbeitung von 
alltäglichen Planungsaufgaben einbezogen 
wurden und die Aufgaben des Modell-
vorhabens hintenanstanden. Ein weiteres 
Problem bestand darin, die geschaffenen, 
befristeten Stellen adäquat zu besetzen. In 
mehreren Modellkommunen kam es zu 
Personalwechseln, zwischenzeitlichen Va-

kanzen und damit verbundenen Brüchen 
in der Kontinuität der Bearbeitung. 

Als Erfolg ist zu werten, dass Innentwick-
lungspotenziale erfasst und aktiviert wur-
den. Im Ergebnis werden oder wollen die 
Modellkommunen das Innenentwicklungs-
management überwiegend fortführen. 
Unsicherheiten ergeben sich aus der Per-
sonalsituation und damit verbunden aus 
der Finanzierung dieser Stellen. In dieser 
Hinsicht hatten die beteiligten Städte sehr 
unterschiedliche Voraussetzungen. Förder-
programme, die auch zur Implementierung 
und Umsetzung des Innenentwicklungs-
managements geeignet wären (wie z.  B. 
das Programm „Flächen gewinnen durch 
Innenentwicklung“ in Baden-Württem-
berg), können hier Abhilfe schaffen, sind 
aber bislang kaum vorhanden. Ein zweites 
Risiko für die Fortführung des Innenent-
wicklungsmanagements ergibt sich aus 
dem „Alltagsgeschäft“ der Bau- und Pla-
nungsverwaltungen. In kurzen Abständen 
drängen sich dringliche, kurzfristig zu er-
ledigende Aufgaben in den Vordergrund 
und verlangen nach Personalkapazitäten. 
In Teilbereichen seiner Tätigkeit kann 
sich das Innentwicklungsmanagement als 
Koordinierungsinstanz hier zwar gut ein-
bringen. In anderen, genauso wichtigen 
Teilbereichen ist es jedoch im Vorfeld kon-
kreter Investitions- und Planungsprozesse 
aktivierend und mobilisierend tätig. Dieser 
Teil der Tätigkeit muss immer wieder ge-
genüber den dringlichen Alltagsanforde-
rungen verteidigt werden. Die gemeinsame 
Erfahrung der Modellkommunen ist, dass 
dies vor allem aufgrund der unzureichen-
den personellen Ausstattung der Bau- und 
Planungsverwaltungen zu selten gelingt. 
Eine wichtige Voraussetzung ist, dass die 
politischen Entscheidungsträger den hohen 
Wert erkennen (u. a. als Langfristaufgabe 
der nachhaltigen Stadtentwicklung sowie 
als wichtigen Beitrag zur Lösung der woh-
nungspolitischen Aufgaben). Auch hierzu 
sollte und wollte das Forschungsfeld einen 
Beitrag leisten. 
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7 Veröffentlichungen aus dem Forschungsfeld

ExWoSt-Info 51/1

Aktivierung von Innenentwicklungspo-
tenzialen in wachsenden Kommunen

Die Broschüre gibt Einblicke in das 
ExWoStForschungsfeld „Aktivierung von 
Innenentwicklungspotenzialen in wach-
senden Kommunen“. Neben den Anlässen 
und Hintergründen für das Forschungsfeld 
wird das Konzept des Innenentwicklungs-
managements dargestellt. Dieses wurde 
von acht ausgewählten Modellvorhaben 
mittels unterschiedlicher Konzepte und 
Vorgehensweisen erprobt, die im Heft aus-
führlich vorgestellt werden.

ExWoSt-Info 51/2

Aktivierung von Innenentwicklungspo-
tenzialen in wachsenden Kommunen

In der Broschüre werden erste Erkenntnis-
se aus den Modellvorhaben dargestellt, so-
dass auch andere Kommunen von den er-
folgreichen Ansätzen profitieren können. 
Dazu gehören u. a. die Identifizierung und 
Priorisierung von Innenentwicklungspo-
tenzialen, Möglichkeiten zur Grundstück-
saktivierung und Strategien zur Stärkung 
der Investitionsbereitschaft.
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